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* Das Abonnement 
dies mit Ausnahme der 
81 ntage täglich erſcheinende 
alt beträgt vierteljährlich 
die Stadt Poſen 1½ Thlr., 
ganz Preußen 1 Thlr. 
24½ Sgr. 
» Befellungen 
dmen alle Poſtanſtalten des 
n. und Auslandes an. 


Amtliches. 


ru Berlin, 8. Oktober. Se. Majeftät der König haben Allergnädigſt ge 


dt: Dem Geheimen Juſtiz-⸗ und Appellationsgerichtsrath v. Ammon zu | 


— den Rothen Adlerorden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub, dem Hauptſteuer⸗ 

tsrendanten, Rechnungsrath Brockhoff zu Lippſtadt den Rothen Adler⸗ 
baten dritter Klaſſe mit der Schleif, dem Mitgliede der Direktion der Oſt⸗ 
Pan, Regierungsrath v. Schlichting zu Bromberg und dem Lehrer an der 
vi dvinzial⸗Gewerbeſchule zu Münſter, Schumann, den Rothen Adlerorden 
f erter Klaſſe, dem Profeſſor Dr. Nolte zu Kiel und dem Oberarzt am ſtädti⸗ 
wen Krankenhauſe zu Altona, Dr. v. Thaden, den königlichen Kronenorden 
Nie Klaſſe; ferner dem techniſchen Mitgliede der a mi Direktion der 
wer ahn, Eiſenbahndirektor Löffler zu Bromberg, den Charakter als Gehei 

Regierungsrath zu verleihen. 


Telegramme der Poſener Zeilung. 


* Wien, 8. Oktober, Nachmittags. In der heutigen Sitzung 
0 Unterhauſes brachte der Reichskanzler Frhr. v. Beuſt das Ela⸗ 
N Meat des Ausgleichs mit Ungarn ein. Die Geſetzentwürfe über 
e richterliche Gewalt, die vollziehende Gewalt uud die Einſetzung 
N es Reichsgerichts wurden ohne Debatte in zweiter Leſung anges 
armen, Ueber den el betreffend die allgemeinen 
taatsbürgerrechte fand die Generaldebatte ſtatt. 
| u Wien, 8. Oktober, Abends. In der heutigen Sitzung des 
uterhauſes forderte der Abgeordnete Toman (Krain) die Regie⸗ 
1 Ben auf, ſich offen darüber auszusprechen, welche Prinzipien fie in 
zug auf die Geſtaltung der oͤſtreichiſchen . an⸗ 
ame, ob Centraliſation oder Autonomie. Der Reichskanzler 
keiherr v. Beuſt erwiderte: Wird die Frage in dieſer Weiſe als 
N egenſat hingeſtellt, jo iſt die Regierung weder für Gentralifation 
och für Autonomie. Wenn wir abſolute Centraliſation hätten, 
Kan gäbe es keine Landtage. Das Delegationsgeſetzt werde den 
uſprüchen der einzelnen Länder vollſtändig gerecht. Die Regie⸗ 
ag ſei für billige Anſprüche der Autonomie, könne ſich aber nicht 
ae Syſtem bekennen, welches die Autonomie über die Reichs⸗ 
beit ftellt. 7 
. * 8. Oktober, Nachmittags. Aus Florenz wird gerücht. 
kiſe gemeldet, daß die Garibaldianer die päpſtlichen Truppen bei 
tie geſchlagen haben. . f 
Paris, 8, Ottober, Nachmittags. Nach der „Patrie‘ det 


deo empfangen hat, demſelben die wohlwollenden Geſin⸗ 
\ Frankreichs gegen Rumänien zu erkennen gegeben und die 
Verſicherung hinzugefügt, daß die Beziehungen zwiſchen den Tuile⸗ 
gen und der rumäniſchen Regierung den Charakter der herzlichen 
eundſchaft wieder angenommen hätten. 5 
f Daſſelbe Journal veröffentlicht den vom „Globe“ veröffent⸗ 
abten Brief Kaiſer Napoleon's an Lavalette zum Verſtändniſſe 
zmer Berliner Depeſche, welche den Abdruck des kaiſerlichen Briefes 
erliner Zeitungen und deren Kommentare ſignaliſirt. 


— 


* 


Zwei Programme. l 

k Die geſtrigen Depeſchen brachten uns ein Programm des Für⸗ 

den Hohenlohe in München und eine Art Programm des Kaiſers 
jet Frankreich Seitens des Erſteren war im Publikum eine 
entlich Erklärung erwartet worden, die über ſeine Stellung zu 
pu anſcheinend von ihm protegirten Organ, „der ſüddeutſchen 
duese“, Aufſchluß gäbe. Es iſt geſchehen, und wir wiſſen nun, 

ab der Minifterpäfident dem von uns kürzlich beſprochenen Pro⸗ 
Kamm jenes Blatts nicht fern fteht. In jeiner am 8. d. M. in der 
; ammer der Abgeordneten verleſenen, ausführlichen Darlegung 
— Politik erklärt der Fürſt Hohenlohe, er habe in der von ihm 
; tetenen Politik niemals geſchwankt. Die Herſtellung einer ver⸗ 
Nungsmäßigen Einigung Deutſchlands hoffe er auch jetzt noch zu 
reichen. Dem Verlangen nach ſofortigem Eintritt Baierns in 
an Norddeutſchen Bund könne er nicht beiſtimmen. Die Verfaſ⸗ 
ung des Norddeutſchen Bundes werde ſich in ihrer weiteren Ent⸗ 

lung dem Charakter eines eigentlichen Bundes ſtaates mehr und 
fi tentfremden. Süddeutſchland könne, wolle ſich derſelben nicht 
aden; die freie Eonftitutionelle Entwicklung des ſüddeutſchen Vol ⸗ 
1 gebe demſelben das Recht und die Kraft zu dieſer Weigerung. 

s beſonnener Staatsmann dürfe er, der Miniſter, die realen 
Nacptverhältnife nicht ignoriren, in deren Berückſichtigung der 
ztager Frieden abgeſchloſſen worden. Preußen dringe nicht auf 

e Verbindung in der Form der Norddeutſchen Bundesverfa ung, 
Beton vielmehr die Gemeinſamkeit materieller Intereſſen und die 
Si erung gegen eine feindliche Stellung des Südens. 

Eine Vereinigung der ſüddeutſchen Staaten zu einem in ſich 
geſchloſſenen Bundesſtaate, ſowie ein weiterer Bund der letzteren 
it dem Norddeutſchen Bunde ſei wegen der Abneigung der füddeut- 
Gen Staaten und wegen der Schwerfälligkeit der auf dem Dualis⸗ 
8 beruhenden Form unmöglich. Unmöglich ſei ferner die Ver⸗ 
nalldung ſämmtlicher Staaten des ehemaligen deutſchen Bundes 

ch Form der früheren deutſchen Bundesakte, weil Preußen die 
uche der vorjährigen Siege nicht werde aufgeben wollen. Es 
elbe alſo nur übrig die Anbahnung eines Staatenbundes zwiſchen 
em Norddeutſchen Bunde und den ſüddeutſchen Staaten unter 
Muße Präfidium und gleichzeitige Allianz mit Oeſtreich. Der 
Inn fter entwickelt darauf den Gang der diplomatiſchen Berhand- 

den unter den ſüddeutſchen Staaten über die Grundzüge einer 
jareinbarung mit dem Norden. Dieſe Verhandlungen hätten 
Hileßlich zu einer Verſtändigung geführt. Es ſeien indeſſen die 
wogen der Neuorganiſation des Zollvereins abzuwarten, um zu er⸗ 
b 5 welcher Form ee demſelben der beabſichtigte Staaten⸗ 
is durchgeführt werden könne. 


5 


Voſener 


Mittwoch, den 9. Oktober 1867. 
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Zeitung 
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n + 
Znſerate 
1½ Sgr. für die fünfgeſpal⸗ 
tene Zeile oder deren Raum, 
eklamen verhältnißmäßig 
hoher, find an die Expedi⸗ 
tion zu richten und werden 
für die an demſelben Tage er 
& ſcheinende Nummer nur bis 
19 Ahr Vormittags an⸗ 
genommen. 


* 


Schließlich reſumirte Fürſt Hohenlohe ſeine Darlegung und gelangt die preußiſche Bankordnung von 1846 mit dem ergänzenden 


ſagte: 

18 Wir wollen nicht den Eintritt in den Norddeutſchen Bund, 
nicht ein Verfaſſungsbündniß der füddentſchen Staaten unter der 
Führung Oeſtreichs, nicht einen in ſich abgefchloffenen oder gar 
ſich an das Ausland anlehnenden Südbund, nicht eine Groß⸗ 
machtspolitik treiben und nicht blos vermitteln, ſondern wir 
wollen eine nationale Verbindung der ſüddeutſchen Staaten mit 
den norddentſchen Staaten in Farm eines nationalen Staaten⸗ 
bundes. Letzterer muß jedoch den ganzen Süden umfaſſen, da 
ein einzelner Staat nicht, ohne Verwickelungen hervorzurufen, die 
Verbindung mit dem Norden ſuchen darf. 

Der Miniſterpräſident ſchloß mit folgenden Worten: Sie, 
meine Herren Abgeordneten, werden mit mir gewiß darin überein⸗ 
ſtimmen, daß nicht das Band, welches die materiellen Intereſſen 
Deutſchlands ſichert und ohne welches eine nationale Verbindung 
Deutſchlands irgend welcher Art nicht denkbar ſei, zerriſſen werde. 

Unſere Anſicht über dieſes Programm iſt bekannt Fürſt Ho⸗ 
henlohe reproducirt die Vermuthung Fröbels, daß der Nordbund 
dem Einheitsſtaate zuſchreite, in Form der Behauptung, daß ſich 
der Norddeutſche Bund dem Charakter eines eigentlichen Bundes⸗ 
ſtaats mehr und mehr entfremden werde. Was zu dieſer Behaup⸗ 
tung berechtigtigt, wiſſen wir nicht, möglich aber iſt, daß die ſüd⸗ 
deutſchen Staaten, durch Verweigerung ihres Eintritts, den Nord— 
bund in die angedeutete Bahn drängen. 

Wunderbar iſt die Vorausſetzung einer öſtreichiſchen Alliance. 
Es ligt die Frage nahe, ob dieſe Vorausſetzung gleichbedeutend iſt 
einer Bedingung. Was aber würden die Südſtaaten beginnen, 
wenn Oeſtreich eine Alliance mit Frankreich vorzöge? würden ſie 
dann ihre Sonderſtellung behaupten oder dennoch ſich an den Nord 
deutſchen Bund ſchließen? Dieſe Frage iſt nicht beantwortet, und 
ſomit ſchwebt das Hohenloheſche Programm eigentlich noch in der Luft. 

Was nun das franzöſiſche Programm anbetrifft, jo 
könnte in Deutſchland zunächſt das angenommene Prinzip der 
Nichtintervention Beifall finden, aber der Widerſpruch folgt 
ihm auf dem Fuße. „Der gegenwärtige Papft wird bis zu ſeinem 
Tode im Beſitze der weltlichen Macht in Rom bleiben; mit ſeinem 
Nachfolger wird ein Abkommen getroffen, durch welches die geiſtliche 
Autorität des heil Stuhls gewährleiſtet wird.“ 

Das iſt doch die franzöſiſche Intervention in unverhüllter Form. 
Wer denn ſonſt, als Frankreich, ſoll dem Papſte die weltliche Herr⸗ 
ſchaft für ſeine Lebenszeit gewährleiſten? Wenn der Kaiſer Pflich- 
ten der Dankbarkeit gegen Pius IX. hat, ſo kümmert das die Ita⸗ 
liener nicht. Die italieniſche Regierung kann eine derartige Garan⸗ 
tie nicht übernehmen, und die September⸗Konvention verpflichtet 
ſie nicht dazu. Allenfalls könnte eine Reviſion derſelben ihr der⸗ 
gleichen Pflichten auferlegen. Aber immerhin würde der Kaiſer, 
dem Programm von Biarritz entgegen, dabei wenigſtens diploma⸗ 
tiſch für den heiligen Stuhl interveniren und die Verlegenheiten 
Italiens fortdauern machen. 

Die Mittheilung des Programms iſt nicht eine authentiſche 
und es iſt noch erlaubt, zu zweifeln, ob dieſe kathegoriſche Faſſung 
die richtige iſt. Ueberraſchen darf es indeß in Deutſchland nicht, 
wenn Louis Napoleon das Interventionsprincip wieder anders aus⸗ 
legen ſollte, als andere Logiker. Lautete doch ſein Programm ſtets 
. Jnterventionspolitik, und wie flott hat er dabei inter: 
venirt! 

Es iſt auch nicht ſo ganz unwahrſcheinlich, daß der General 
Fleury in München und Wien die Stimmung für eine gemeinſame 
Intervention in Rom explorirt hat. Berlin kann er dabei immer 
noch einen Privatbeſuch gemacht haben. Vielleicht waren die Aus⸗ 
ſichten nicht günſtig Daher ſpricht man in Paris von Nichtinter⸗ 
vention, läßt auch einen Brief des Kaiſers an Lavalette publiciren, 
nach deſſen Inhalt es Deutſchland geſtattet ift, ſich vortheilhaft (2) 
zu konſtituiren, und nimmt die Miene der Unſchuld an, während 
dabei zugleich beſchloſſen wird, die Aus rüſtung des Heeres zu 
vollenden. Man bleibe uns mit kaiſerlich-franzoͤſiſchen Pro- 
grammen vom Halſe. 


Denutſchland. 

Preußen. A Berlin, 8. Oktober. Die Reiſe des 
Königs nach Süddeutſchland iſt in erfreulicher Weiſe von Statten 
gegangen. Allerdings lagen derſelben keine politiſchen Abſichten 
zu Grunde, jedoch iſt nicht zu verkennen, daß der moraliſche Ein⸗ 
druck derſelben, das Zuſammentreffen mit den Fürſten der ſüddeut⸗ 
ſchen Staaten und das freudige Entgegenkommen der dortigen Be⸗ 
völferung nicht ohne tiefe Nachwirkung bleiben kann. Auch iſt die 
Thatsache konſtatirt worden, daß diejenigen, welche Abneigung gegen 
Preußen und den Norddeutſchen Bund als die vorherrſchende 
Stimmung in Süddeutſchland bezeichneten, im Irrthum waren. 
— Bei der diesjährigen Volkszählung, welche am 3. Dezember ſtatt⸗ 
findet, wird es einer übereinſtimmenden Verfügung der Miniſter 
des Junern und der Finanzen zufolge den Bezirksregierungen über⸗ 
laſſen ſein, die Methode zu beſtimmen, nach welcher die Zählung 
vorzunehmen iſt, ob durch Selbſteintragung in Hausliſten oder 
durch offizielle Zähler. — Die Urwahlen für das Abgeordneten⸗ 
haus find jetzt definitiv auf den 30. Oktober, die Abgeordneten 
wahlen auf den 7. November an-geſetzt. 

„Die Regierung widmet fortwährend eine beſondere Sorgfalt 
der Förderung der volkswirthſchaftlichen Intereſſen Schleswig⸗ 
Holſteins. Die Vorarbeiten zur Herſtellung des großen Schiff: 
fahrtskanals von Glückſtadt nach Eckernförde ſind bereits fertig. 
Von demſelben wird ein Zweigkanal nach Kiel gehen. Namentlich 
bedurfte es für die Herzogthümer der Regelung verſchiedener Rechts⸗ 
verhältniſſe. Zu dieſem Zwecke find dort bereits zur Einführung 


I 


Geſetz von 1856, das allgemeine deutſche Handelsgeſetzbuch, das 
Gejeg, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Schiffsmannſchaften 
auf den Seeſchiffen und das Geſetz zur Aufrechthaltung der Manns⸗ 
zucht auf den Seeſchiffen. In Ausſicht genommen iſt die Einfüh⸗ 
rung des preußiſchen Navigationsſchulweſens und der preußiſchen 
Vorſchriften über Prüfung und Befähigung der Seeſchiffer und 
Seeſteuerleute. 

— Se. Majeſtät der König hat die früheren Reiſe⸗Intentio⸗ 

nen, weſentlich abgeändert. Die früher am 10. beabſichtigte Rück⸗ 
kehr von Weimar nach Berlin wird nicht ſtattfinden, oder ſich doch 
nur auf einen Tag beſchränken, indem die Majeſtäten ſich Ende der 
Woche von Weimar nach Baden-Baden zurückbegeben wollen, um 
dort am 18, d. M. den Geburtstag des Kronprinzen zu feiern. Am 
20. dürfte der König von dort hier eintreffen. Bis dahin bleiben 
auch das Civil⸗ und Militär⸗Kabinet und der Geh. Legationsrath 
Abeken in der Begleitung. (N. Pr. 3.) 
Wie der „Württemb. Staatsanz.“ aus Schloß Friedrichs⸗ 
hafen vom 2. d. berichtet, hat Se. Maj. der König von Württem⸗ 
berg Sr. K. H. dem Kronprinzen von Preußen das Groß⸗ 
kreuz des Ordens der württembergiſchen Krone verliehen. 

— Ueber das in England ſtehende Privatvermögen des 
Königs Georg ſchreibt man aus Hannover: „Daſſelbe beſteht in 
einem in England angelegten Fonds, der aus der Zeit herrührt, als 
Kurfürſt Georg von Hannover 1714 den Thron von England be⸗ 
ſtieg. Er beträgt gegenwärtig 600,000 Pfd. St. ift in den engli⸗ 
ſchen Zprozentigen Stocks belegt, giebt circa 125,000 Thlr., alſo 
faſt / Million Gulden Repenuen, und war der Krondotation mit 
überwieſen. Eingetragen iſt jenes Kapital auf den Träger der 
Krone von Hannover. Wenn nun auch König Georg dieſes im 
eigentlichen Sinne nicht mehr iſt, ſo hat doch unſeres Wiſſens 
Preußen auf beſagtes Kapital überhaupt keinen Anſpruch erhoben. 
In dem Vertrage hat man auch von einer förmlichen Verzichtlei- 
ſtung des Königs Abſtand genommen. 

Bernau, 7. Oktober. Auf der am 2. Oktober in Berlin 
abgehaltenen Lehrer-Verſammlung, deren Kollektiv-⸗Petition 
betreffend, iſt 1) der ſo vielfach angefochtene Paſſus mit großer Ma⸗ 
jorität gefallen, außerdem 2) beſchloſſen worden, den Deputirten 
die Reiſekoſten zu erſetzen, und 3) den aus den Provinzen ſich an⸗ 
ſchließenden Deputirten, und zwar aus jeder Provinz Einem, eine 
Remuneration zu gewähren. Unterſchriften, von denen bereits 
8000 eingelaufen And, werden bis Ende dieſes Monats noch in 
Bernau entgegengenommen. 


Bayern. München, 8. Oktober. In der Sitzung des 
Abgeordnetenhauſes legte der Juſtizminiſter einen Geſetzentwurf 
betreffend die Aufhebung der Zinsbeſchränkungen vor. Die Kam- 
mer nahm den Gejegentwurf, betreffend die Vervollſtändigung der 
Staatseiſenbahnen falt ohne Debatte an. 

Am 14. d. M. werden Verhandlungen über die zukünftigen 
Beſatzungsverhältniſſe der Feſtung Ulm hier beginnen. 


Oeſtreich. 

Wien, 8. Oktober. „Debatte“ und „Preſſe“ melden über⸗ 
einſtimmend, daß die Erzherzöge Karl Ludwig und Ludwig Victor 
den Kaiſer nach Paris begleiten werden. Die Abweſenheit des 
Kaiſers von hier ſei auf 9 Tage feſtgeſetzt. 

— Oeſtreich kehrt gegen Rußland immer mehr das Rauhe 
heraus. Durch ein geheimes Miniſterial-Reſkript find, wie verlau⸗ 
tet, die galiziſchen Behörden angewieſen worden, Flüchtlingen aus 
Ruſſiſch⸗Polen Aufnahme zu gewähren. Wie die Verhältniſſe in 
letzterem Lande liegen, heißt das, Denjenigen, die mit der ruſſiſchen 
Regierung . ae ſind, eine Zufluchtsſtätte und Operations⸗ 
baſis geben. Reciprocität in Bezug auf die Behandlung der Grenz⸗ 
reglements war bisher immer die erſte Bedingung, das erſte Anzei⸗ 
chen guter Beziehungen zwiſchen beiden Kaiſerreichen. 


Frankreich. 

Paris, 6. Oktober. Gegenwärtig verweilen bei dem Kaiſer 
in Biarritz der Seine⸗Präfekt, Baron Haußmann, und der Gouver⸗ 
neur des Crédit foncier, Herr Fremy; Erſterer, wie die „Patrie“ 
behauptet, um den Kaiſer von mehreren Angelegenheiten der Stadt 
Paris, namentlich auch von der Kirchhofsfrage, zu unterrichten. 
Daſſelbe Blatt meldet, daß die Kaiſerin von Oeſtreich ſelbſt an die 
Kaiſerin Eugenie geſchrieben hat, um derſelben ihr Bedauern aus⸗ 
zuſprechen, daß fie aus Geſundheitsrückſichten die Einladung nach 
Paris nicht annehmen könne. 

er Der „Abend⸗Moniteur“ meldet: Ein über Newyork ein⸗ 
getroffenes Privattelegramm aus Mexiko, 7. September, meldet, 
daß der Leichnam des Kaiſers Maximilian in dieſer Stadt ange⸗ 
kommen wäre und von da nach Veracruz befördert und an Bord 
des öſtreichiſchen Kriegsſchiffes, welches der Admiral Tegethoff be⸗ 
fehligt, gebracht werden ſollte. 
ie die „Gazette des Etrangers“ meldet, iſt durch die 
Schuld der kaiſerlichen Ausſtellungskommiſſion wieder ein neuer 
Prozeß im Gange, der aller Jämmerlichkeit, welche das großartige 
Unternehmen in ſo bedenklicher Weiſe verunziert hat, die Krone 


aufſetzt. In neuerer Zeit hatten verſchiedene Reſtaurants und 


Brauereien des Marsfeldes Muſikbanden und Sängergeſellſchaften 
engagirt, welche im Innern ihrer Räumlichkeiten kleine Konzerte 
veranſtalteten. Einzelne dieſer Geſellſchaften, namentlich zwei une 
gariſche Zigeunerbanden, leiſteten in ihrem Fache Vorzügliches und 
zogen eine eben ſo zahlreiche wie anſtändige Geſellſchaft herbei. 
wirlich n aber auch die Kommiſſion irgend einem Spekulanten, na⸗ 
türlich gegen ſchweres Geld, die Konzeſſion ertheilt, in dem Saale 


— — 


ge 


— 


— 


Suffren ein ſogenanntes Kafé Chantant zu eröffnen. Es war in 
demſelben die niedrigſte Kategorie des betreffenden Künſtlerſchlages 
vertreten, und der dem Gaſſenhauer und dem gewöhnlichen Zoten- 
thum dienende Tempel war regelmäßig eben ſo ſchlecht wie ſchwach 
beſucht. Da iſt mit einem Male der Unternehmer dieſer Anſtalt, 
geſtützt auf irgend eine Beſtimmung ſeines Vertrages, mit der For⸗ 
derung hervorgetreten, daß ihm allein das Recht zuftehe, das Publi⸗ 
kum innerhalb des Ausſtellungspalaſtes ab a zu maltraitiren. 
Er hat einen Prozeß anhängig gemacht, und einftweilen iſt den un⸗ 


2 


den Bundesrath aufzufordern, in der nächſten Seffton des Reichstages einen 


Geſetzentwurf Seen e durch welchen einheitliche Beſtimmungen über das 


. Reſtaurateuren, denen ſchon die Stühle nicht vor die 


hür geſetzt, ſondern vor der Thür weggenommen worden ſind, auch 
unterſagt worden, in ihren Lokalen ſelbſt ihren Gäſten etwas auf⸗ 
ſpielen zu laſſen. 
A 
Madrid, 8. Oktober. Der nominelle Werth der zur Kon⸗ 
verſion angeboten Werthpapiere der paſſiven Schuld beläuft ſich auf 
737 Millionen Realen. — Die Regierung hat die Koloniſation von 
Grund und Boden in der Nähe Ceuta's angeordnet. (B B. 3.) 


Rußland und Polen. 

Aus Polen, 5. Okt. So eben höre ich, daß alle Beur⸗ 
laubüngen für den Winter eingeſtellt und die Beurlaubten an⸗ 
gewieſen I ohne Rückſicht auf die ihnen ertheilte längere Urlaubs⸗ 
zeit ſich bis Ende November c. bei ihren Truppentheilen einzufin⸗ 
den. — Die Kirchenbaulaſten, die man bei Vertheilung der 
Abgaben auf die von den Dominien abgeriſſenen und den Bauern 
zugeſprochenen Ländereien meiſt ganz außer Acht gelaſſen hatte, ma⸗ 
chen den Regulirungskommiſſionen jetzt viel zu ſchaffen. Die Bau⸗ 
ern, welche vordem von Abgaben, die alle den Dominien auflagen, 

ar nichts wußten und denen daher die Steuern und andere auf 

re Aecker fallenden Laſten ſchon Steine des Anſtoßes ſind, wollen 
ſich zu den Kirchenbaulaſten durchaus nicht verſtehen, und den ohne⸗ 
hin verkürzten Grundherren auch das kirchliche Onus fabricae allein 
aufzubürden, ginge doch wahrlich gegen alle Rechtsbegriffe. Da die 
Regierung nicht nur die Pfarrländereien eingezogen und die Geift- 
lichen als ihre Beamten anſieht und beſoldet, ſondern auch durchweg 
als Patron ſich gerirt und alle Patronatsrechte für ſich beanſprucht, 
fo müßten ihr ſelbſtredend auch die Laſten — wenigſtens zu / zu 
fallen; das letzte Drittel würde dann den Eingepfarrten, alſo den 
Bauern und Grundherren, welche letzteren ja gegenwärtig eigentlich 
nur größere Bauern ſind, nach Verhältniß des Beſitzthums aufzu⸗ 
legen ſein. In Preußen, wo die Patronats-Verhältniſſe geregelt 
ſind, iſt das Onus fabricae auf dieſe Weiſe vertheilt, daß dem Pa⸗ 
tron zwei, den Eingepfarrten ein Drittheil aufliegt. 


Vom Reichstage. 
15. Sitzung des Norddeutſchen Reichstages. 
Berlin, 7. Oktober 1867. 


(Schluß.) \ 

Es folgt die Vorberathung des Etats der Militär: Verwaltung für 1868, 
der an fortdauernden Ausgaben für 300,000 Mann a 225 Thlr. (unter Erlaß 
von 1,082,427 Thlr. an — 03 Bundesſtaaten) 64,714,613 Thlr. aufweiſt. 
Dieſe Summe wird nach dem Reſultat der im Dezember 1867 
"Volkszählung andermeit feſtgeſtellt. 
Ausgaben, deren Deckung aus dem Ordinario für 1868 durch beſondere Er⸗ 
ſparniſſe ermöglicht wird, J, 702,960 Thlr., in Summa 66,417,973 Thlr. 

Aus den fortdauernden Ausgaben heben wir hervor: Kriegsminiſterium 
326,030 Thlr., Militär-Intendanturen 290,065 Thlr., Militär ⸗Geiſtlichkeit 
102,375 Thlr., Militär⸗Juſtiz, Verwaltung 122,472 Thlr., Beſoldung der hö⸗ 
heren Befehlshaber 661,198 Thlr., der Kommandanten, Platzmaſore und 
Etappen-Inſpektoren 178,092 Thlr., der Adjutanten des Königs von Preußen 
29,500 Thlr., Generalſtab 267,400 Thlr., Adſutantur⸗Offiziere 83,793 Thlr., 
Ingenieurkorps 415,912 Thlr., Geld» und Natural-Verpflegung der Truppen 
22,326,118 reſp. 14,623,061 Thlr., Bekleidung der Armee 4,745,909 Thlr., 
Servis- und Garniſon⸗Verwaltung 7,239,967 Thlr., Militär ⸗Lazarethweſen 
1,444,000 Thlr., Verpflegung der Erſatz, und Reſerve⸗Mannſchaften 431,050 
Thlr., Remonte 1,185,543 Thlr., Militär⸗Erziehungsanſtalten 487,905 Thlr., 
Pflege- und Unterrichtsgelder für Kinder 61,269 Thlr., Militär. Medizinalſtab 
und Bildungsanftalten 70,733 Thlr., Artillerie, Waffen- u. Pulverfabrikation 
1,951,744 Thlr., Feſtungen 505,533 Thlr., Invalidenweſen 5,980,918 Thlr. 
Die außerordentlichen Ausgaben ſind durch militäriſche Bauten veranlaßt 

Zu dieſem Etat liegen folgende Anträge vor: 1) des Abg. Dr. Gotz: der 
Reichstag wolle beſchliehen, zu erklären: Es ift die Aufgabe des Norddeütſchen 
Bundes, dem tiefgefühlten Friedensbedürfniß der Nation Ausdruck zu verlei⸗ 
ben, daß das Bundes⸗Präſidium baldigſt mit den europäiſchen Mächten in 
Verhandlungen über gemeinfame Verminderung der ſtehenden Heere tritt und 
ſeinerſeits, im Vertrauen auf die Kraft der Nation, durch Beurlaubuugen im 
größeren Maßſtabe ſofort ſeiner Friedensliebe Ausdruck giebt. 

2) der Abgg. Oehmichen, Gebert, Francke, v. Münchhauſen, Schlei⸗ 
den u. A.: Der Reichstag wolle beſchließen; gegen den Bundeskanzler den 
Wunſch auszuſprechen, daß bei fortdauernder Ausſicht auf Erhaltung des Frie · 
dens Beurlaubungen von Soldaten in ausgedehntem Maße eintreten, um die 
durch die verfaſſungsmäßig beſtimmte Präſenzzeit für den Militärdienft in ho- 
hem Maße in Anſpruch genommenen Kräfte und Geldmittel der Bevölkerung 
des Norddeutſchen Bundes möglichſt zu ſchonen. ’ 

3) Der Abgg. v. Forckenbeck, Hennig, Meyer (Thorn) und Hofius: 


attfindenden 


Die evangelifchen Schulverhältnife und die Gemeinde 


Lala in Böhmen. 

Es iſt bekannt, daß die Evangeliſchen in Oeſtreich in früherer Zeit ſehr be⸗ 
ſchränkt waren, fo daß ihre Gotteshäufer keine Thürme, Glocken, hohe Fenſter, 
Eingänge von der Straße und überhaupt nicht das Ausſehen von Kirchen ha⸗ 
ben — Nachdem aber durch das kaiſerliche Patent vom 8. April 1861 
den Evangeliſchen unbeſchränkte Freiheit gegeben worden, begannen dieſelben 
überall darnach zu ſtreben, ordentliche Klechen zu errichten oder zu erlangen. 
Zu gleicher Zeit aber verkannte man nicht, daß, wenn für die evangeliſche Kirche 
eine neue Periode beginnen und ein gedeihliches, kirchliches Leben uc entwickeln 
ſollte, man auch für die Gründung von Schulen Sorge tragen müſſe. 

Seit dem Jahre 1861 find in den 40 reformirten Gemeinden Böhmens mit 
57,000 Seelen (von der geſammten Bevölkerung gehören mehr als % demKatho. 
lieismus an, fo daß außer wenigen Sektirern und den Iſraeliten nur 91,000 
Evangeliſche gezählt werden) allein 12 neue Schulen entſtanden und mehrere 
ſind in der Entſtehung begriffen. Leider bleiben dieſelben im Ganzen noch ſehr 
hinter den Anforderungen, die man an eine Volksſchule zu machen berechtigt iſt, 
zurück. Schreiben, Leſen, Rechnen und Religionslehre ſind die einzigen Lehr⸗ 

egenftände, wenn nicht noch eine praktiſche Anleitung, Aufſätze zu machen, 
inzukommt. 0 

Der Grund dieſes mangelhaften Volksſchulunterrichtes liegt allein in 
dem Umſtande, daß es nur zu ſehr an beſſer gebildeten Lehrern fehlt, denn es 
fehlen bis jegt alle Bildungs anſtalten von Allem ein Lehrerſeminar. 

Wer Lehrer werden will, darf ſeine Vorbildung nur in katholiſchen Schu⸗ 
len erhalten, und zwar muß Jeder die kath. Haupt und Unter ⸗Realſchule oder 


das Unter⸗Gymnaſium durchgemacht haben, bevor er als Präparande aufger | 


nommen werden kann. Seminare exiſtiren überhaupt nicht. Wie kann man 
aber von einem Lehrer, der feinen Unterricht in einer kathollſchen Schule genoſ⸗ 
ſen hat, wo er nicht einmal in Religion, evang. Kirchengeſange u. dergl unter⸗ 
richtet wurde, verlangen, daß er ein Träger des Evangeliums werde! 

Indeſſen anders kann es werden, wenn die evang. Gemeinden e ee 
erſt eine eigene Lehrerbildungsanſtalt aufzuweiſen haben werden. Freſlich ha. 
ben dieſelben bei ihrem Bemühen, eine ſolche zu gründen, auf keine Unterſtützung 
vom Staatsminiſterium zu rechnen, da daß 


2) an einmaligen und außerordentlichen | 


elbe auf ein Geſuch des evangeli- | 


Militär⸗Servisweſen in Friedenszeiten für den Norddeutſchen Bund feſtgeſtellt 
werden. 
4) Von dem Abg Ziegler: den Forckenbeckſchen a auszudehnen 
e 


auf die Naturalleiſtungen für die bewaffnete Macht und deren Vergütigung. 


Bundeskommiſſar v. Podbielski: Dieſer Etat iſt zu einer Zeit aufge- 
ftellt, wo die Organiſation des Bundesheeres noch nicht jo weit vollendet war, 
um überall die ſpezifiſchen Grundlagen zu gewinnen, die zur Begründung der 
einzelnen Titel nothwendig iſt. Hin und wieder ift daher der Anſatz blos ap⸗ 
prozimatip nach den a ar EA emacht. Doch iſt das kein Nachtheil, 
denn die Verwaltung ſorgt ja dafür, daß nur das ausgegeben wird, was wirklich 
nothwendig iſt. In dem Etat ſelbſt haben alle die Verbeſſerungen Berückſichtigung 
gefunden, die bei Begründung der Pauſchſumme von 225 Thalern in Ausſicht 
genommen waren. Si führe als die hauptſächlichſten an die beſſere Verpfle⸗ 
gung der Unteroffiziere und Soldaten, wozu eine Summe von 900,000 Thlr. 
gegen früher in den Anſchlag aufgenommen worden iſt. Dies zuſammenge⸗ 
nommen mit der früheren Solderhöhung, macht für Unteroffiziere und Solda⸗ 
ten an Bewilligungen im Laufe des Jahres ein Plus von 2,700,000 Thlrn. 
aus, 9 Thlr. pro Kopf. Es iſt ſodann eine reichlichere Quartier⸗Entſchädigung, 
1,500,000 gegen den frühern Anſchlag zum Anſatz gekommen. Die Berwal- 
tung hat ihrerſeits Alles gethan, um bereits in dieſer 25 ein Servisgeſetz 
vorlegen zu können Sollte das wegen der Kürze der Seſſion nicht durchführ⸗ 
bar ſein, bh fol dem Lande wenigſtens nicht der materielle Vortheil entzogen 
werden, und es wird nach dem Etat die Ouartier⸗Entſchädigung 33—40 Pro- 

ent höher bemeſſen als früher. Ferner führe ich noch die Erhöhung der Ges 
älter derſelerzte, im Ganzen um eine Summe von 111,000 Thlr., und die Er⸗ 
höhung der Gehälter der Lieutenants um 5 Thlr. monatlich an. Auf dieſe Art 
und Weiſe hofft die Militärverwaltung, daß wenigſtens den dringenden Be⸗ 
dürfniſſen für eine Reihe von Jahren genügt ſein wird. 

Abg. Dr. Götz: Wir ftehen hier vor einer Ausgabe von über 66 Millio- 
nen, ohne faktiſch daran etwas ändern zu können. Ich von meinem Stand⸗ 
punkte aus kann mich natürlich nur negativ gegen eine ſolche Forderung ſtellen. 
Und ſolche großen Opfer, ſolch eine koloſſale dadurch erzeugte Steuerlaſt nur, 
um die Macht des Norddeutſchen Bundes aufrecht zu erhalten! Meine Herren, 
es muß bei Zeiten daran gedacht werden, andere Bedingungen fur dieſen Bund 
zu ſchaffen, und die erſte dieſer Bedingungen ift die, daß der Rorddeutſche Bund 
den Grundſatz verläßt, der ihn ins Leben gerufen hat, und das iſt kein anderer, 
als der von dem Bundeskanzler ausgeſprochene: Macht geht vor Recht. 

Präſident Dr. Sim ſon: Sie überſehen, wie wenig es Ihnen zuſteht, 
dieſe Verſammlung, zu der zu gehören Sie die Ehre haben, und den Staats- 
körper, deſſen Mitglied Sie ſind, in dieſer Weiſe zu charakteriſtren. Ich mache 
Sie darauf aufmerkſam, und gleichzeitig, daß ich eine Fortſetzung in dieſem 
Stile nicht dulden werde. (Lebhaftes Bravo rechts.) 5 

Abg. Dr. Götz: Ich glaube nicht, daß die Wiederholung eines Grund: 
ſatzes des Bundeskanzlers geeignet wäre, die Verſammlung zu verlegen. 

Präſident Dr. Simſon; Nicht die Wiederholung, aber der Inhalt, den 
Sie dieſer Wiederholung geben, der verletzt ſie. 

Abg. Dr. Gög: Mag dem nun fein, wie ihm wolle, ich habe alſo dieſen 
Ausſpruch des Bundeskanzlers wiederholt. Ich meine nun, wenn man die 
Steuerkraft eines Volkes in Anſpruch nehmen will, ſo muß dieſe Beſteuerung 
überhaupt möglich gemacht werden. Mögen Sie auch mit vollſter Begeiſterung 
auf den Norddeutſchen Bund ſehen, unter allen Umſtänden müſſen Sie daran 
denken, in etwas demokratiſchem Geiſte die Zukunft des Bundes umzugeſtalten. 
Sie müſſen die jetzigen Klippen bei Seite ſchafſen und dabei allein von dem 
Rechtsgrundſatze ausgehen: ke der Arbeit, des Wohlſtandes und des 
Friedens. Dieſe Ideen werden wohl Vielen von Ihnen etwas chimäriſch und 
idealiftifch vorkommen; fie behalten nichtsdeſtoweniger ihre Kraft. Ich gehöre 
nicht zu denen, meine Herren, die ſo große Furcht haben vor den Kriegsgelüſten 
Frankreichs. Es iſt wahr, es giebt dort eine kriegeriſche Partei, aber die giebt 
es uberall da, wo es Berufsſoldaten giebt. Außerdem ſtehe ich auch auf dem 
Standpunkte, daß ich glaube, daß das ae l Volk gerade ſo gut Hunger 
hat wie das deutſche und daß die franzöſiſchen Vater ihre Kinder eben ſo lieben, 


wie die deutſchen Väter ihre Jungen. Es 10 undenkbar, daß das bens ele 
e ollte. 


Volk als Nation ein Intereſſe an einem Kriege gegen Deutſchland haben fi 
Dieſe kriegeriſche Machtſtellung, die wir einnehmen, wird ſich auch auf die Dauer 
gar nicht halten laſſen Mit der Konſtituirung des Norddeutſchen Bundes hat 
auch Frankreich geglaubt, fein Heer vermehren zu müſſen; das iſt für den Bund 
natürlich ein Impuls zu einer neuen Vergrößerung des Heeres, und darauf hin 
muß wieder Frankreich vermehren. (Heiterkeit. ) Kurz, Sie haben da die 
Schraube ohne Ende, mögen Sie lachen wie Sie wollen. (Abg. Waldeck: Sehr 
gut!) Der Antrag, den ich geftellt habe, iſt nicht geſtellt vermöge tiefen diplo⸗ 
matiſchen Verſtändniſſes, er ſtammt aus dem einfachen gefunden Menſchenver⸗ 
ſtande, der allerdings ſtellenweiſe von der Diplomatie zur Dispofition geftellt 
wird. Mur durch den Frieden kann es beſſer werden. Die diätenloſen Abge- 
ordneten ſind nicht die einzigen, die den Groſchen ſechsmal umdrehen müſſen, 
ehe fie ehn ausgeben. Viele werden darüber erſchrecken, mit einem ſolchen An⸗ 
trage an das Bundespräfidium zu kommen, dem doch die Verfaſſung das Recht 

egeben hat, allein über Krieg und Frieden zu beſchließen. Aber ich 65 
lehe keinem einzigen Menſchen das Recht zu, allein darüber zu entſcheiden. Es 
iſt die Pflicht der Volksvertretung, in dieſer Richtung hin ihre Wirkſamkeit zu 
entfalten, und Sie können nichts Größeres und Würdigeres beſchließen, als für 
Bürgerfreiheit und Volkswohlfahrt, für die ſittliche und geiſtige Bildung des 
Volkes die Bahnen zu öffnen. 

Abg. v. Vincke: Ich halte den Normaletat der Militärverwaltung für 
einen der weiſeſten Beſchlüſſe des vorigen Reichstages. Wir haben nur das 
Recht der Erinnerung, das aber keineswegs zu unterfchätzen iſt. Denn das 
Volt erfahrt dadurch, wie dieſe Ausgaben verwendet werden, und ich bin auch 
überzeugt, daß beſonnene, gründliche und mäßige Ausſtellungen unſererſeits 
wohl von der Regierung Beruͤchſichtigung finden werden. — In gewiſſem Sinne 
ift es ganz richtig, daß Macht vor Recht geht. Bei Streitigkeiten zwiſchen Völ⸗ 
kern giebt es kein anderes Forum, als das der Macht, und darum muß eine jede 
Nation dafür ſorgen, daß fie die nöthige Macht hat. Auch in den demokrati⸗ 
ſchen Staaten fehlen daher die hierzu erforderlichen Ausgaben nicht, und dieſe 
haben, richtig verwendet, einen unendlichen Nutzen und großenmoraliſchen Werth. 
Denn dieſe Ausgaben halten die Nation kräftig, ſie gewöhnen ſie daran, gerne für 
die Ehre des Vaterlandes einzutreten. — Redner geht demnächſt zur Beſprechung 


ſchen Oberkirchenraths in Wien unterm 26. Juli 1865 um Bewilligung einer jähr⸗ 
lichen Unterſtützungsſumme den Beſcheid ertheilte, daß die gedachte Anſtalt eine 
unbegründete Ausnahme von den beſtehen den Verfügungen ſei, und ſomit auch 
eine Zulage aus dem betreffenden Unterſtützungsfonds nicht bewilligt werden 
könne. Indeſſen aufgegeben iſt die Abſicht, eine evangeliſche Lehrer» Bildungs- 
Anſtalt zu gründen, noch nicht. 1 

Im Gegentheil bemüht ſich Herr Paſtor Prochazka in Lyſa, von dem über⸗ 
haupt der erſte Anſtoß zu einer Emancipation von dem im Argen liegenden rö⸗ 
miſchen Schulweſen und zur Verbeſſerung der geſammten evangeliſchen Schul⸗ 
verhältniſſe Böhmens gegeben worden iſt, in Gemeinſchaft mit dem eben da⸗ 
ſelbſt befindlichen Lehrer Hrn. Utikal trotz der verſagten Unterſtützung ſeitens der 
Behörden das, was amtlich nicht geſtattet worden iſt, privatim und in kleinem 
Maßſtabe zu verſuchen, und durch fortwährende Hinweiſungen auf das, was 
den Evangeliſchen fo Noth thut, die öffentliche Meinung feinem Unternehmen 
günſtiger zu ſtimmen und allgemeinere Teilnahme dafür zu erwecken. 

Dieſem Plane gemäß ik von Herrn Paſtor Prochazka und dem Lehrer 
Utikal mit der Schule in Lyſa eine Privatklaſſe verbunden worden, als Vorbe⸗ 
reitungsſchule für eine künftige Präparanden-Anſtalt. In derſelben werden 
bereits 10 Zöglinge unterrichtek, theils in der Elementarſchule, theils in Pri⸗ 


vatſtunden, und zwar, wie Herr Paſtor Prochazka ſelbſt berichtet, mit dem be. 


ſten Erfolge. Da nun aber bereits im vergangenen Monat ein neues Schul ⸗ 


jahr begonnen und die Schülerzahl ſich bedeutend vermehrt hat, ſo iſt die Hülfe 


Fl. erhalten muß. * 
ie Gemei de in Lyſa iſt aber völlig außer Stande, dieſe Summe aufzu⸗ 
bringen. Denn abgeſehen davon, daß ſie nur aus ea 850 Seelen Hei von 
denen etwa 250 in der Stadt Lyſa ſelbſt, die übrigen aber in vielen Ortſchaften 
ſehr zerſtreut wohnen, ſind die meiſten doch nur in geringem Grade bemittelt. 
In der Stadt giebt es nur arme Handwerker, auf dem Lande einige größere 
Bauergutsbefiger, die übrigen find Häusler und e Intelligente 
Mitglieder, mit Ausnahme des daſigen Zuckerfabrik⸗ Direktors, giebt es keine. 
Die Gemeinde beſitzt keine Bonds oder Realitäten, fondern ſammtliche Bedürf- 
niſſe müſſen durch Beitrage der Mitglieder beſchafft werden. Das fige Gehalt 
des Pfarrers beträgt 380 Fl. Oeſt. W., des Lehrers ca. 250 Fl. 
Für die erſt vor 2 Jahren gegründete Schule wurde ein ſehr geeignetes 


eines aan Lehrers dringend nothwendig, der wenigſtens ein Gehalt von 250 


des Etats über und vergleicht denſelben in ausführlicher Rede mit dem frohe 
ren preußiſchen Etats; doch bleibt-er auf der Tribüne unverſtändlich. aus 
r die Gefühle 


Gewähr zu 23 verſucht; es hat nichts geholfen, wir muͤſſen die Po Und 
ſo annehmen, wie 
ich, meine 3 ie nicht m 
Dieſer Etat iſt durchaus weiter nichts, als die konſequente Fortſetzung des 
Syſtems, welches das Abgeordnetenhaus eine Reihe von Jahren bekam 
müffen geglaubt hat, desjenigen Syſtems, das ein großes, ſtehendes Het 
Frieden ſtatuirt im Gegenſatze zu den großen Errungenſchaften des Kriege ah 
1813, einem mäßigen ſtehenden Heere und einer — de Landwehr, einem, t ſo 
in Waffen ſtatt Berufsſoldaten. Unſere Sache ſteht deswegen noch nuch n 
ſchlimm, wie unſere Feinde im Auslande glauben möchten, das bemerle ic 
Herrn Abgeordneten Götz, weil allerdings unſer Heer, Dank jener ee 
von 1813, doch noch i iſt, als etwa die von jede 
von Frankreich, von Rußland. In dem Heere Oeſtreichs mit feinen ver ie 
nen Nationalitäten ſehen Sie Berufsſoldaten, reine Maſchinen des Abſo 
mus; ebenſo ift in Frankreich trog der guten demokratiſchen Unterlage gan 
das verknechtende imperialiſtiſche Syſtem das Heer zu der Kategorie der Gru 
knechte herabgeſunken. Von Rußland ſchweige ich, weil es außerhalb der G 
en der Civiliſation ſteht. (Heiterkeit). Wir gaben bis jetzt noch die air 
ehrpflicht, wir haben bis Gebt noch das Geſetz von 1814 mit einer einde 
Abänderung. Dieſe großen Errungenſchaften enthalten den Keim in ſich len 
aus ſich wieder etwas Kräftiges entwickeln kann, dieſe und nur dieſe . 
Zuerſt müſſen wir aber ein freies Volk ſein, müſſen die Hinderniſſe bin 
ſchleudern, die man geglaubt hat unſerer Freiheit anlegen zu müſſen. 3 um, 
muß dieſer Traum aus der Geſinnung der Herrſcher ſchwinden, dieſer Ten ein 
es ſei beſſer, über ein nichtfreies Volk zu herrſchen, als über ein freies! auc 
Herren, ich bin Optimiſt; ich verzweifle nicht an der Zukunft, wo ein f far 
Volk vorhanden ift, wie das preußiſche und das deutſche es iſt. Aber tau ante 
wir uns nicht; wir find noch weit davon entfernt, und fo lange wir davon 
fernt find, beſteht auch die Kriegsgefahr, beſtehen auch die Rüſtungen gegen 
ander fort. Daß der Wunſch nach Frieden augenblicklich ein frommer il 
natürlich; der eine Nachbar kann nicht Ruhe halten, wenn der andere fo n 
rend unruhig iſt. — Ich gehe auf den Etat ſelber nicht ein; es ſind auch 
Einzelnen manche Punkte vorhanden, die wir lieber nicht darin ſehen mod 
Ich erinnere nur an den Militärgerichtsſtand, an die große Ausdehnungen 
Begünſtigung der Kadettenhäufer, an den thatſächlichen Vorzug des abc 
Standes bei den höheren Militärſtellen. Die große Höhe des Burgen A 
weiter zu rügen, halte ich mich nach Artikel 62 der Verfaſſung nicht für mn 
Inwieweit die verſchiedenen eingebrachten Anträge den Beifall der Berat 
lung finden werden oder nicht, das iſt nicht von ſo großer Wichtigkeit, als 
was wir uns immer wieder einprägen müſſen, wie doch der richtige Zuſt 
nur darin wird beſtehen können, daß wir nur ein moͤglichſt kleines Het ⸗ 
Frieden halten, dagegen das ganze Volk für den Krieg stgichen. Kann Er 
für die Zukunft erreicht werden, dann iſt für die militariſche Kraft und du en 
haltung des Friedens genug geſorgt. Sie fympathifiven dann mit der gelen 
gebildeten Welt. Meine Herren! Bewegen wir uns wieder hinauf auf 
Standpunkt, der unſerer allein würdig iſt! (Bravo links.) ung 
Abg. Oehmichen: Obwohl auch ich gegen die Annahme der Verſoſſch 
een habe, ſo theile ich doch den Standpunkt der abſtrakten Negation et 
ch erkenne die durch das Majoritätsvotum geſchaffenen Thatſachen und 
zugleich das Militärbudget an Wir haben das feſte Zutrauen zu der 25 
rung, daß fie alle ohne Schädigung der Wehrhaftigkeit möglichen Erfp 
eintreten laſſen wird, und von dieſer Anſicht geleitet, haben wir unfern aut 
geſtellt. Ein großer Theil der Armee nähert ſich durch feine allgemeine Any 
dung den Einjährig⸗Freiwilligen, und wollte man dieſe — vielleicht ein Dec 
der Mannſchaft — beurlauben, ſo erwüchſe dadurch ſchon eine Ersparen 
6% Millionen, die füglich zur Erleichterung der Salzſteuer verwendet 
könnten. Rechnet man hierzu noch den großen Gewinn, der in dem inzwiſ 0 
von der Mannſchaft erworbenen ind e erworben wird, ſowie ben * 
dieſer Arbeit für den . 0 ak man ungefähr eine © 
von 30 Millionen, die jährlich er ee werden könnten. Wenn man be 
0 i die Präſenz beim Heere jet ein vorzügliches Erziehungsmittel des Vol 
o wünſchte ich doch, daß die Erziehung in der Schule und nicht erſt im F 
geboten würde. Legen Sie die aus dem Militärbudget erſparten el 
die Volksſchule an, und Sie werden die Ausbildung beffer und billiger he 
Dr. Blum (Sachſen): Es iſt nicht das erſte Mal, daß Europa von . 
Entwaffnungsfrage hört. Bereits im franzöſiſchen Konvente kam dieſelbe 
Sprache und — nicht lange darauf ſtanden die Franzoſen am Rhein; dar 
moͤge ſich Herr Pr. Waldeck eine Lehre entnehmen. "Ebenfo wenig haben e 
Friedenskongreſſe einen Erfolg aufzuweiſen, und ich halte es überhaupt 
eine Unmöglichkeit, daß die Ideen eines dauernden Friedens jemals verwi 
werden, da es an einem Staatsgerichtshofe zur Schlichtung internat ein 
Streitigkeiten fehlt. Man möge ſich nur zu dem Gedanken aufſchwingen die 
of 


nationaler Staat zu fein, und man wird nicht mehr mit Betrübniß auf m 
Größe des ſtehenden Heeres hinblicken. Gerade vom ſachſiſchen Standplz, 
halte ich es nicht für gut, bei uns ſchon jetzt eine Entlaſſung im größeren De 
ſtabe eintreten zu laſſen. Das Heer dient dort dazu, den nationalen Geda, 
zu 5 — während die Schwächung deſſelben nur ein Hebel für die page 
lariſtiſchen Beſtrebungen fein würde. Gerade die ſächſiſche Partei, von wel if 
die dahin zielenden Anträge eingebracht find, iſt ſonſt nicht fo friedlich; n 
es, die die fluchwürdige Politik Beuſt's unterſtützt hat, für den fanden a0 
ya 


destag in das Feuer zu gehen; als wir uns im vorigen Jahre an unfern 
er Pfefferſäcke“; als wir nach Abſchluß des Friedens eine 1 


mit der Bitte um Frieden wendeten, belegten fie uns mit dem Namen „ 
arteien hofften, haben fie den Konflikt geſchaͤrft. Aus Haß gegen den 
Bundesſtaat haben ſie ein Base bann l der D ge 
fen, die früher am Karren der Reaktion Spanndienſte leiſteten. Ich 10 Y 
Proteſt dagegen, uns durch ſolche Leute den nationalen Gedanken erſticken? 
laſſen. (Lebhaftes Bravo rechts.) ca 
Abg. Stavenhagen: Ich weiß, daß ich zum Reichstage und nicht 
Friedenskongreſſe ſpreche, deshalb will ich auf die Ausführungen des got 
Gotz nicht weiter eingehen. Wenn der Abg. Waldeck uns das Jahr 1813 
führt, jo möchte ich ihn doch bitten, daſſelbe in eine Parallele mit dem Er 
1866 zu ftellen ; ich glaube, wenn man Opfer und Erfolge beider gegen ein 


Haus um den Preis von 6500 Fl. gantz worin jetzt die Pfarrerwohnun 5 
Schule und Lehrerwohnung eingerichtet iſt. Von dem geſammten Koft a 
trage von 7000 Fl. hat die Gemeinde mit Hülfe der Unterſtützungen von Gia, 
bensgenoſſen bis ſetzt 5000 Fl. abgezahlt, ſchuldet aber noch 2000 Fl., doch 
1000 §l. am J. Januar 1868 unbedingt bezahlt werden müſſen, welche 
die Gemeinde ſelbſt bei ihren mißlichen Verhältniſſen nicht aufbringen kann ., 
Als Gotteshaus dient der Gemeinde ein mangelhaftes und in einem eine 
legen Stadttheil belegenes Bethaus. Zwar hat fie ſich im Jahre 1863 um An, 
alte Kirche, welche in der Mitte der Stadt ſteht und gegenwarklig als Gag 
Magazin benutzt wird, beworben und auf Ueberlaſſung derſelben zuerfl bob 
gehofft, weil fie keine katholiſche, ſondern ehemals eine evangeliſche, den dem 
miſchen Brüdern Rt geweſen ift, aber leider ift dies Weftreben an ert 
Widerſtande des katholiſchen Patrons und der Stadtrepräfentanten NL 
worüber Herr Paſtor Prochazka in einem Schriften, betitelt: angeln 
Bemühungen der evangeliſchen Gemeinde zu Lyſa in Böhmen um Erland 
einer würdigen Kirche“ ausführlich berichtet. die 
Das iſt der Stand der evangeliſchen Schulverhältniſſe Böhmens unge, 
Lage der armen Gemeinde Lyſa, die in ihren Beſtrebungen gewiß auf den Tuf 
ſtand aller Glaubensgenoſſen Anſpruch machen kann und von dieſen auch # 
das Bereitwilligſte unterftügt werden muß. Be; 
Ich verdanke dieſe Nachrichten dem Herrr Paſtor Fade deſſen Da 
kanntſchaft ich im vergangenen Son, mer in Johannisbad gemacht habe. de 
ich als epangeliſcher Chriſt die wärmſte Theilnahme für das Aufblühen dab 
evangelifgen Kirche in Böhmen empfinde und dem Herrn Paſtor Prochanla den 
feſte Verſprechen gegeben habe für ſeine Sache etwas bei meinen Lan ale 
u thun; fo richte ick an alle ae win denen dieſe Zeilen zu ef 
ommen, die dringende Mahnung, unſere epangeliſchen Brüder in 0 
durch einige milde Gaben zu n de Ich hoffe zuverſichtlich, daß 
err, deſſen Wege unerforſchlich und deſſen Rath fo wunderbar iſt, Herzen 
ande öffnen werde, welche wiederum wahr machen werden die Worte * 
chrift: „Vitter, fo wird euch gegeben, ſuchet, fo werdet ihr finden, flopfet 
fo wird euch aufgethan!* II. E. bei 
Beiträge ſende man entweder dem Herrn Paſtor Prochazka in Luſa 
Prag felbft zu, oder an die Expedition dieſer Zeitung. { 
ericht darüber wird dann zu feiner Zeit erftattet werden, 


% wer gen Erläuterungen; die angeführten Erſparniſſe gelten nur für | Jahr 


Foldaten durch Gaſſenjungen. 
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3 daß man dem letzteren den Preis zuerkennt. Es ift gene wiederholt 


— das Geſetz vom Jahre 1814 hingewieſen, man hat mit demſelben ebenfo 
e mit der Landwehr Abgötterei getrieben, und ich bedaure dies, obwohl ich 
ga Leiſtungen der Landwehr aus eigener Erfahrung ſehr hoch ſchaße. Vom 
ahre 181 bis 1848, wo wir uns in einer Art von Salbfehlummer befanden, 
Kitten wir freilich eine große Macht nicht nöthig, wir konnten uns ruhig die 
chlafmutze über die Ohren ziehen, ſeitdem iſt die Stärke des Heeres vermehrt, 
er auch erſt ſeit dieſer Zeit iſt bei uns das nationale Bewußtſein geweckt. 
a Militäretat iſt uns jetzt vorgelegt, damit wir unfere Bemerkungen daran 
upfen, und ich halte dies für ſehr gut, wenig erſprießlich aber möchte es fein, | 
rein negativ zu verhalten, wie der Abg. Waldeck will, weil uns die Ent⸗ 


Ian 


dung darüber entzogen ift. — An dem Etat vermiſſe ich viel, zunächſt die 


oͤnnen nur für | . gelten. Die Kaſernen und 4 Bauten, die 
mäßig wiederkehren, ſind in das Extraordinarium geſetzt. Die Gehalts⸗ 
ohungen find nicht für ihre Empfänger präcifirt, ihr Umfang iſt nicht deut⸗ 
lch. Die Regimenter 97—99 fehlen ganz. Redner fragt: iſt der Sold bei 
jan Truppen derſelbe? Die mittleren Chargen (Kapitäne 2. Kl.) find am 
e abs meggelommen, da man gleichzeitig von oben und unten die Ge⸗ 
er erhöht. 
N Abg. Dr. Götz: Den richtigen Ausdruck für das Verfahren des Abg. 
i lum getraue ich mir nicht zu brauchen, da ich mir bereits an dem „Grund⸗ 
aß Bismarck's“ die Hand verbrannt habe (Heiterkeit). Ich wenigſtens habe 
fett für Beuft geſchwärmt und verweife deshalb auf Hirt's Almanach. (Der⸗ 
e bemerkt pag. 108: „Gotz wurde u. A. wegen Beleidigung des Miniftes 
ins Beuſt dreimal zu Freiheitsſtrafen verurtheilt.) Die übrigen ngeg pf. 
Fan haben wenigſtens das Verdienſt, ſich treu geblieben zu ſein, während die 
artei des Abg. Blum genug Ueberläufer in ihren Reihen zählt, die wir bald 
cht blos als Anwälte beim Oberappellationsgericht, ſondern auch in ande⸗ 
den Stellen ſehen werden. (Präſident Simſon: Ich habe den Abg. Blum 
cht unterbrochen, weil er nicht von Mitgliedern im Haufe, ſondern von einer 
Ante in Sachſen geſprochen hat) Ob man an dem Triumphwagen der 
Reaktion in Sachſen oder Preußen Spanndienſte thut, iſt gleichgiltig. Ich 
n kein ſächſiſcher Partikulariſt, auch kein preußiſcher, was viel ſchlimmer 
und gefährlicher für die Geſammtheit iſt, ſondern bin ein Deutſcher. Ich bin 
cht fo kindiſch, das Heer ganz beſeitigen zu wollen; aber der Wehrhaftigkeit 
eſchieht kein Eintrag, wenn nicht eine große Anzahl von Leuten immer mit 

Seitengewehr herumläuft. Herr Blum ſagt, das Heer ſolle in Sachſen 
den Partikulariemus niederhalten. Da guckt der Schelm heraus: es ſoll zu 
ban hw verwendet werden. (Ohol) (Praſtdent Sim ſon: Ich kann 

dedner doch nicht unterbrechen; es hat Jeder das Recht, feine Meinung 

ſagen.) Man trat gegen die Turner auf, weil man Berufsſoldaten wollte. 

ine Entlaſſung iſt jehr — möglich, eine große und geſunde Nation hält 

Ihre Nachbarn in Reſpekt. Ueber den Militäretat bitte ich en bloc abzuftim- 

und nicht noch lange, ſchöne Reden zu halten. Wir haben ja kein Recht 

ihn 2 ändern. (Präfident Simſon: Der Militäretat kommt uberhaupt nicht 
dur bſtimmung; die einzelnen Poſitionen werden nur verlefen.) 

Abg. Günther (Sachſen) verwahrt den Antrag Oehmichen gegen die 
lugendliche Phantaſie und den Partei⸗Fanatismus des Abg. Blum. 

Abg. Blum bedauert den perſönlichen Streit; er hat nur der Sache die⸗ 
nen wollen durch Bloslegung des Parteiweſens in Sachſen. Er erinnert nur 
doch an die Behandlung der Luxemburger Frage in ihrem ſpecifiſchen Organ, 

$ zugleich das der Linken iſt: zuerſt hieß es, Preußen ſolle ja nicht wegen 
eines entlegenen Ländchens von zweifelhafter Nationalität Krieg anfangen; 
d ſpäter hat man Preußen nicht genug 1 können, als es Friede blieb. 
Tas iſt die Konſequenz der bundesſtaatlich⸗konſtitutionellen Partei! Herr von 
Beuſt iſt übrigens nicht mehr ſächſiſcher Bürger, ſondern Miniſter eines Staa- | 
von ſehr zweifelhaft deutſchem Charakter, der mit Napoleon in Salzburg | 
Dinge abgemacht hat, die uns mehr oder oder minder unbekannt find. (Heiter- | 
leit.) Die Konflikte mit dem preußiſchen Militär, von denen die Leipziger 
Leitung“ zu erzählen weiß, find Erfindungen oder beſtehen in Aufreizungen von 
Dagegen werden auf den Straßen hochverrä⸗ 
eriſche Lieder (im Sinne der Bundesverfaſſung nämlich) gejungen, die den 
Wunſch ausſprechen, daß die Preußen wieder geſchlagen werden mögen. Praſi⸗ 
zent Simſon: Ich vermiſſe den Zuſammenhang dieſes Vortrags mit dem 
trage Oehmichen. Abg. Blum: Ich bin fertig. . N 
. . Schwarze: Dem Reichstage werden die durch den Vorredner Ver⸗ 
achtigten durch ihre Abſtimmungen beweiſen, daß fie an der Naben r 
Zund sverfafung als an der be deal unperrückbaren Baſis feſthalten. Wir 
achſen haben eine unglückliche Politik gemacht, aber keine untreue. 


Beuſt, den ſeine Gegner für einen großen Staatsmann halten, abzuurtheilen, 


daun 


gehören andere Männer. Ueber Salzburg wiſſen wir beide nichts, aber 
arum kann Hr. Blum nicht Waffen aus dieſer Zuſammenkunft für ſich ſchmie⸗ 
Den Straßenftandalen ſtehe ich nicht nahe genug, um ihre Veranlaſſung 
deurtheilen zu können. Der ſächſiſche Bürger werde fie nicht geben, da er in 
den einzelnen Soldaten nicht eine Armee beleidigen wird, vor der er Reſpekt 
= ir (Sachſen) wollen hier nicht als zweifelhafte Leute unter Ihnen figen. 


ſer Antrag bezweckte nur eine Erſparung und überläßt das Ob, Wann und 
Wie den Sachverſtändigen. — Es folgen perſönliche Bemerkungen. 
Abg. Sachſe: Herr Blum vergißt, daß wir ſeit 1858 gegen die Beufl- | 
e Reaktion im Landtage gekämpft haben. Ich bedaure, daß hier die inneren 
achſiſchen Zwiſtigkeiten offen gelegt worden, aber dem Abg. Blum rufe ich 
as ſchottiſche Sprüchwort zu: Ein ſchlimmer Vogel, der fein Neft beſchmutzt! 
Abg. Oehmichen verwahrt ſich in ähnlicher Weiſe. 
Abg. Dr. Braun (Wiesbaden): Auch ich bin Gegenſtand einer Attaque 
worden, obwohl ich an den ſächſiſchen Zwiſtigkeiten ſo N bin, wie 
Lamm. (Heiterkeit.) Die Bemerkung des Abg. Götz kann ich nur auf 
mich beziehen, da ich von der Species der Anwälte beim Oberappellations. 
cht das einzige Exemplar im Haufe bin. Doch das war ich bereits vor 12 
dabren und es iſt ſeitdem weder meine Stellung noch meine Geſinnung geän- 
doe ich habe ſtets an die Zukunft des Vaterlandes geglaubt und die Selbſt⸗ 
erhebung des Partikularismus auf den Tod bekämpft. Gegen ſolche Nadel- 
ae ei ch gewaffnet: ich werde niemals Gößendiener fein! (Große Heir 
Kit. — 

Die einzelnen Titel des Militäretats werden ohne Widerſpruch verleſen, 
An bei einigen wird nähere Auskunft verlangt. Bei Tit 12., (Gouverneure, 
Kammandanten, Platzmajore) bemerkt Abg. Tweſten, daß die beiden letzten 

mategorien unverhältnißmäßig vermehrt ſeien. Früher gab es nur in Berlin 
und reslau Kommandanten und jetzt in Dresden, Leipzig, Hannover, Pots. 
am, Altona, Frankfurt, Kaſſel. Von geſchäftlicher Bedeutung waren dieſe 
dal niemals Einen beſonderen Antrag ſtellt Abg. Tweſten nicht. Der 
Bundeskommiſſar ſchweigt. 
e Bei Tit 17. (Adjutantur) fragt Abg v. Forckenbeck, warum dieſe drei⸗ 
Vermehrung gegen den letzten A Nike Etats. Bundeskommiſſar von 
odbielskiz weil die Adjutanten der Kontingentsherrn auf den Etat des 
undes gebracht werden mußten. Zu Tit. 20. (Gehälter und Löhnung) frägt 
a Tweſten, ob die im Etat ausgeworfenen Truppenkörper wirklich ſchon vor⸗ 
anden find, wie fie hier aht Ang werden, und ob noch andere Formationen 
erwarten find. Aufgeführt find 115 Infanterie-Regimenter ſtatt 117 (IX13 
dmeekorps): gehört das großherzoglich heſſiſche mit dazu und wie ſteht es mit 
78 fehlenden Regimentern! — Aufgeführt find 75 Kavallerie-Regimenter ſtatt 
(643). Ferner: ſollen die 4 reitenden Batterieen formirt werden? Es 
darf vollſtändiger Etats, um zu überſehen, warum das Infanterie Regiment 
12 lr., das Kavalerie Regiment 6000 Thlr., das Feld- Artillerie. Rgt. 
3.000 Thlr. mehr koſtet, als im letzten preußischen Etat veranſchlagt war. 
Am Theil iſt dies Plus durch die Zulagen molivirt, die im preußſſchen Etat 
cheilweiſe, aber an anderer Stelle aufgeführt wurden. 
don Bundeskommiſſar v. Podbielski: Die Truppenkörper find fammtlich 
handen, wie der Etat fie aufführt; nur die Offiziere find nicht vollzählig. 
— Peoßherzogl. heſſiſche Regiment befindet ſich unter den 115. Die Regimen 
der, 98 und 90 find noch nicht errichtet, um über den Prozentſaß der Bun- 
verſaſſung nicht hinauszugehen und das Reſultat der nachſten Zählung ab⸗ 
8 ei den. das wahrſcheinlich die Ziffer von 30 Millionen überſchreiten wird. 
and Avallerie-Regimenter fehlen noch, weil die Specialwaffen erft dann voll» 
öh ig fein follen, wenn die Beiträge der Bundesſtaaten durchweg die Normal- 
© von 225 Thlrn erreicht haben. Daſſelbe gilt von der Artillerie. Die 
x Dfnsialetats aufzuſtellen war bisher nicht möglich. Wegen der noch fehlenden 
lere werden 400,000 Thlr. an den Gehältern zurückgerechnet. 
der Ju Tit. 32. (Servis hält Abg. v. Bordenbed feinen Antrag aufrecht, trotz 
vis beute vom Bundestommiflar gegebenen Ausſicht auf ein einheitliches Ser⸗ 
57 eſeß. Die Entfhäbigungsläge, wie fie heute gewährt werden, find ſchon vor 
weff ahren beſtimmt und den heutigen Verhältnſſſen durchaus nicht mehr ange- 
und d. An das preußiſche Abgeordnetenhaus find ſchon wiederholt Klagen 
entf, etitionen 3 gelangt und es iſt durchaus werds daß die hieraus 
denden Unbilligkeiten möglichſt bald ausgeglichen werden. 
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Bundeskommiſſar v. Podbielski: Die Vorlage des gewünſchten Ge⸗ 
ſetzes iſt ſchon ziemlich weit vorgeſchritten und wird ſobald wie möglich im 
Reichstage eingebracht werden, da auch die Militärverwaltung das Bedürfniß 
durchaus anerkennt. 

Abg. Ziegler motivirt ſein Amendement. Er weiſt das Bedürfniß einer 
anderweiten Regelung dieſer Frage nach und zeigt, wie große Zuſchüſſe einzelne 
Städte hierfür leiſten mußten, weiſt auf dle Sieferpalb, bis jetzt fruchtlos, im 
denen Abgeordnetenhauſe gepflogenen Verhandlungen hin und wünſcht 

ringend eine baldige Abhülfe. 

Bundeskommiſſar v. Podbielski: So wünſchenswerth eine gleichzei⸗ 
1 Regelung dieſer Frage auch iſt, muß ich doch, um Irrthümer zu vermeiden, 
erklären, daß ſich das in Vorbereitung begriffene Servisgeſetz nur auf Quartier⸗ 
entſchädigungen, allerdings auch auf Märſchen bezieht. 

Abg. Hoſius macht auf die Ungleichheit der Belaſtung der Stadt Neu⸗ 
wied aufmerkſam. g 

Der Antrag Forckenbeck mit dem Amendement Zieglier wird mit großer 
Majorität angenommen. 5 

Bei Tit. 45 (Militär⸗Erziehungs⸗ und Bildungs ⸗Anſtalten) fragt Abg. 
Graf Solms-Laubach, ob auch Angehörige der außerpreußiſchen Bundes 
ftaaten in dieſelben aufgenommen werden könnten, und bittet event. die Auf⸗ 
nahme- Bedingungen zu veröffentlichen, da fie zu wenig bekannt wären. 

Bundeskommiſſar v Podbfelski erklärt, daß jeder Norddeutſche mit Be⸗ 
ug auf dieſe Anſtalten, jetzt ſo behandelt werden würde wie früher, als die 

nſtalten ſpezifiſch preußiſch waren, die Inländer. 

Abg. Tweſten rügt es, daß man noch nicht darauf Rückſicht genommen 
habe, dem ſchon früher oft angeregten Wunſche nachzukommen, die Kadetten⸗ 
Dane einzuſchränken, anftatt zu erweitern, da die Ausbildung der Offiziere von 
hrer früheſten Jugend an in den Spezialanſtalten nicht wünſchenswerth ſei. 
Selbſt Rußland habe ſchon die Kadettenhäufer aufgehoben; man möchte dem 
allgemeinen Wunſche doch einigermaßen Rechnung tragen. Sodann richtete 
er an den Regierungskommiſſar die Frage, ob auch in andern Bundesſtaaten 
Kadettenhäuſer eziſtirten und in welchem Verhältniß dieſelben zum Bunde 

ehen 


en. 
Bundeskommiſſar v. Podbielski: In Dresden beſteht noch ein ſächſiſches 
Kadettenkorps, deſſen Berhältniffe noch nicht haben regulirt werden können. 
Abg. v. Binde: Durch die Erfahrungen des letzten Krieges haben ſich 
die Kadettenhauſer glänzend bewährt; es iſt deshalb zur Zeit nicht wünſchens⸗ 
werth, an der alten guten Methode zu rütteln; man kann dieſe Organiſation 


vertrauensvoll der Regierung überlaſſen. 


Abg. Tweſten!: Ich glaube wohl nicht, daß der Herr Vorredner einen 
Unterſchied hat aufſtellen wollen zwiſchen den Leiſtungen der in Kadettenhäu⸗ 
ſern gebildeten Offizieren mit den übrigen. 

Abg. Dr. v. Roon: Daß der Wunſch nach der Auflöſung, reſp. Beſchrän⸗ 
kung der Kadettenhäuſer ein allgemeiner ſei, iſt wohl nur eine ſubſektive An⸗ 
ſicht des Herrn Vorredners, die aber faktiſch nicht richtig iſt. In der Armee 
wenigſtens halt man das Fortbeſtehen und die Vermehrung der Kadettenhäuſer 
für dringend nothwendig und begehrt ſie allgemein. 

Bei Tit. 48 weiſt Dr. Schlager auf die ungenügende Beſoldung und 
Stellung der Viilitärärzte hin und wunſcht dringend Abhülfe. 

Bundeskommiſſar v. Ir dbielsti: Im Etat des nachſten Jahres find 
111,000 Thaler zur Verbeſſerung der ärztlichen Gehälter ausgeſetzt. 

Es wird ziemlich finſter im Hauſe, 0 daß auf der Journaliſtentribüne nur 
mit großer Anſtrengung der Augen weiter zu arbeiten iſt. — Die Stenographen 
des Reichstages erhalten Licht. — Bei Tit. 57 und 58 (Penfionen und Unter⸗ 
ſtützungen für Offiziere, Wittwen und Kinder) rügt Abg. v. Bunſen die Un⸗ 
vollſtändigkeit des Etats und bittet um Auskunft über das Verhältniß der Pen⸗ 
2 rten ꝛc. in den 85 Bundesſtaaten. Er wünſcht auch zu wiſſen, ob das 

otsdamer Militärwaiſenhaus zu Bundeszwecken benutzt werde, oder noch eine 
ſpezifiſch preußiſche Anſtalt ſei. 

Bundeskommiſſar v. Podbielski: Die Sätze haben bis jetzt nur appro⸗ 
e ee konnen, da eine Abrechnung mit den Bundesftaaten 
noch nicht erfolgt iſt. 

Bei Tit. 50 fragt Abg. v. Forckenbeck nochmals über die Stellung des 
Potsdamer Militärwaiſenhauſes nach, da der für daſſelbe erforderliche Zuſchuß 
nicht auf dem Bundesetat ſtehe. f J 

Präsident Delbrück: Dieſe Frage iſt von der Regierung ſehr forgfältig 
erörtert worden; ſie iſt aber zu dem Schluſſe gekommen, daß das Potsdamer 
Militärwaiſenhaus keine Bundeseinrichtung ſein könne und deshalb mit dem 


Zuſchuß auch nicht der Bundeselat, ſondern der preußiſche Etat zu belaſten ſei. 


er Zuſchuß, der von Preußen bisher geleiſtet wurde, iſt nicht aus eigentlichen [der leugnet überhaupt die rechtliche Baſis jedes Bundesſtaates und fomit die 


Staatsfonds geleiſtet worden, ſondern als Aequivalent, zu dem ſich der Fiskus 
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verpflichtet hatte, als er die Rechte, Grundſtücke, Privilegien ic. einen, mit 


denen das Inftitut dotirt war. Das Inftitut iſt eine ſelbſtſtändige jur 


ſtiſche 


Perſon, das nur unter der Verwaltung des Kriegsminiſters ſteht; der hiezu 
von Preußen zu gewährende Zuſchuß beruht alſo auf einem beſonderen Rechts. 


titel, der auf den Bundesetat nicht übertragen werden kann 

Zu Titel 60 fragen die Abgg v Forckenbeck und v. Hennig an, wie 
die Regierung von einem Jahre in das andere übertragbare Fonds mit dem 
Artikel 72 der Verfaſſung vereinigen zu können glaube. 

Präfident Delbrück: Sobald die Exiſtenz übertragbarer Fonds zuläſſig 
iſt, und das wird ja von dem Vorredner nicht beſtritten, wird allen Anforde⸗ 


rungen mit der Verſicherung genügt ſein, daß dieſe Fonds zu keinen anderen 


Zwecken verwendet werden, als wozu ſie etatsmäßig beſtimmt ſind. 


Befriedigung darüber aus, daß die Kaſernen auf Staats- und nicht auf Ge⸗ 
meindekoſten erbaut würden. 

Abg Stavenhagen konſtatirt, daß keine feiner Anfragen von den Bun⸗ 
deskommiſſarien beantwortet ſei. 

Damit iſt die heutige Tagesordnung erſchöpft. 

Schluß der Sitzung 3%, Uhr. Nächte Sitzung morgen 10 Uhr. 
Ordnung: 1) Vorberathung über das Ciatsgel 
den Zollvereinsvertrag. 


Tages⸗ 
etz; 2) Schlußberathung über 


16. Sitzung des Norddeutſchen Reichstages. 
Berlin, 8. Oktober 1867. 
Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen ſind mäßig beſetzt. An den Tiſchen 
des Bundesrathes Miniſter v. Frieſen, Präfident Delbruͤck, v. Liebe, Günther u. A. 
Für den Abg. v. Münchhauſen iſt in die Kommiſſion für das 940 betr. 


\ 


die Verpflichtung zum Kriegsdienſte Graf Frankenberg gewählt. — Staats 


miniſter v. Frieſen bezeichnet als Kommiſſar für das Freizügigkeits⸗Geſetz den 
preuß Landrath v. Puttkammer. Ein Antrag Lasker's und Aweſtene auf Ab⸗ 
änderung der Geſchaͤftsordnung wird einer Kommiſſion von 14 Mitgliedern 
üͤberwieſen, ebenſo ein gleichartiger Antrag Heubners. 7 5 
Von dem Abg. Schulze iſt folgende, durch verſchiedene Mitglieder der Fort⸗ 
ſchrittspartei und der Nationalliberalen unterftügte Interpellation eingebracht: 
Sind von dem Bundes Präſidium die erforderlichen Schrilte zur Beſeitigung 
der Mecklenburgiſchen und Lauenburgiſchen Tranſitzölle gethan, und von wel⸗ 
chem Zeitpunkte an fallen dieſe Zölle weg! 
räſident Delbrück iſt bereit fie zu beantworten. 
bg. Schulze. Schon das Abgeordnetenhaus hat 1866 dieſe wichtige Sache 
ad de Aus dem Eiſenbahnverkehr allein betrugen von 1847 bis 1865 dieſe 
Zölle, welche den beiden Mecklenburg, Lauenburg, Hamburg und Lübeck gemein- 
en zuftanden, für Lauenburg 1,471,074 Thlr., für die beiden Viedlenburg faft 
Millionen Thlr. Die preußische Regierung hat ſich ſchon früher mit ihrer 
Ermäßigung, eventuell Aufhebung befaßt. Im Jahre 1864 mußte Mecklenburg 
eine Ermäßigung um 10 Prozent jährlich zugeftehn, fo daß fie nach 10 Jahren 
ganz aufhörten. Jetzt ſteht aber die Sache anders Hamburg und Lubeck find 
von ſelbſt ſeit dem J. Juli c. von der Erhebung des Zolles zurückgetreten Nur 
noch Mecklenburg und Lauenburg halten an einem Zolle feit, welchen Wiſſen⸗ 
ſchaft und Praxis verworfen haben, als baſirt auf einem unrichtigen Prinzip, 
das den auslandiſchen wie den eigenen Verkehr ſchädigt. Dazu Fomunt, da 
nach unſerer Verfaſſung ſammtliche zum Bunde gehörigen Staaten ein Zoll⸗ 
und Handelsgebiet bilden, ein Tranſitzoll alſo Miche ihnen nicht exiſtiren 
kann. Nun gehört wohl zur Ausführung dieſer Beſtimmungen noch dies und 
1 — namenklich was Mecklenburg anlangt; aber bei Lauenburg follte doch der 
7 wegfallen können. In dem Bundesetat für 1808 habe ich den Zoll 
nicht gefunden. Ich habe daraus geſchloſſen, daß man ihn für 1868 nicht mehr 
erheben will, ſonſt müßte fein Ertrag in die Bundeskaſſe fließen. 
Praſident Delbrück: Allerdings beftimmt Artikel 33, daß ſammtliche 
Bundesſtaaten ein einheitliches Zoll- und Handelsgebiet bilden ſollen und es iſt 
vollkommen zuzugeſtehen, daß bei den Staaten, auf welche dieſe Beſtimmung 
Anwendung findet, von dem Augenblicke der Anwendung an, die Erhebung 
von Uebergangszöllen nicht mehr zuläſſig iſt. Nun iſt zunächſt in dem Schluß. 
rotokoll des Bundesrathes vom 7. Februar d. J. die Erklärung der medien. 
burgiſcen Regierung niedergelegt, welche darauf hinweiſt, daß in Folge des 
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franzöſiſch-mecklenburgiſchen Handels- und Schifffahrtsvertrages ein Hinderniß 
gegen die Einſchiebung Mecklenburgs in die gemeinſchaftliche Zolllinie gegeben 


und daß dies zunächft zu beſeitigen ſei. Es * hiernach die Thatſache, daß 


eckenburg vorläufig doch nicht im Stande iſt, in den Zollverein einzutreten, 
ſowie der Grund, weswegen es dazu nicht im Stande iſt, bereits bei Feſtſtellung 
der Verfaſſung vorgelegen. Aus dieſem Verhältniß folgt zunächſt, daß die 
weiteren Beſtimmungen der Verfaſſung, die ſich auf die gemeinſchaftlichen Zoll⸗ 
einnahmen beziehen, auf Mecklenburg keine Anwendung finden, daß alſo der 
Betrag der in Rede ſtehenden Einnahmen nicht in die Bundeskaſſe fließt. Weil 
Mecklenburg nicht in der Zolllinie ſich befindet, iſt für dies Land im Etat ein 
Averſum ausgeworfen und dadurch iſt der Verpflichtung, welche Mecklenbur 
finanziell gegen den Bund hat, genügt, fo lange dies Verhältniß beſteht. Da 
es möglichſt bald feinem Ende entgegenzuführen ſei, darüber 
iſt das Präſidium mit ſämmtlichen Staaten des Bundes, na- 
mentlich auch mit den beiden Mecklenburgs einig. Zur Beſeiti⸗ 
gung des io noch entgegenſtehenden Hinderniſſes find in neueſter Zeit in Folge 
eines vom Bundesrathe gefaßten Beſchluſſes Schritte in Paris geſchehen Ueber 
das Ergebniß derſelben kann ich zur Zeit noch nichts mittheilen, weil darüber 
noch nichts vorliegt. Sobald ein befriedigendes Refultat vorhanden iſt, werden 
die Einleitungen zum Eintritt Mecklenburgs in den Zollverein geſchehen, und 
es wird alsdann, aber erſt alsdann der Zeitpunkt da fein, die Tranſitzölle fallen 
zu laſſen. Fur Lauenburg liegen Hinderniſſe anderer Art vor, welche es im 
eigenen Intereſſe des Bundes nicht rathſam erſcheinen laſſen, die Hereinziehung 
Nabe in die Zolllinie früher ftattfinden zu laſſen als diejenige Mecklen⸗ 
burgs. Dies Hinderniß liegt einfach in der geographiſchen Lage. Es würde 
jetzt nöthig werden, mit erheblichem Koſtenaufwande ein Bewachungsſyſtem 
zwiſchen Mecklenburg und Lauenburg zu organiſiren, zu dem es zur Zeit an 
allen Elementen fehlt. Und dies Geld würde ganz nutzlos verwendet werden. 
Ich weiß nicht, ob der Herr Interpellant der Meinung iſt, daß auch während 
des jetzigen Zwiſchenzuſtandes der Tranſitzoll für Lauenburg in Wegfall kommen 
ſoll. Ware das der Fall, ſo würde derſelben von Seiten des Praſidiums den⸗ 
noch keine Folge gegeben werden. Denn dieſer Tranfitzoll unterſcheidet ſich von 
anderen derartigen Zöllen dadurch, daß er auf Staatsverträgen beruht, welche 
feiner Zeit die preußiſche Regierung mit den beiden Mecklenburg und Lauenburg 
abſchloß. Man kann außerdem, jo lange dieſe Staaten die Vortheile des freien 
a, nicht genießen, ihnen nicht nicht wohl anfinnen, auf diefe Einnahmen 
zu verzichten. 

Die Interpellation iſt damit erledigt. 

Das Haus tritt in die Tagesordnung ein: Vorberathung über den Haus⸗ 
haltsetat des Bundes für 1868. Der Geſetzentwurf lautet: „Wir Wilhelm 
u. ſ. w. verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes nach erfolgter Zuſtim⸗ 
mung des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: Der dieſem Geſetze 
als Anlage beigefügte Bundes -Haushalts- Etat für das Jahr 1868 wird au 
72,158,243 Thlr., nämlich auf 69,001,184 Thlr. an fortdauernden und au 
3,157,059 Thlr. an einmaligen und außerordentlichen Ausgaben und in Ein- 
nahme auf 72,158,243 Thlr. feſtgeſtellt.“ 

Zu demſelben liegt der Antrag der Abgg. Oehmichen, Francke, Gebert, 
Reichenſperger, Schleiden u. A. vor, dem Geſetzentwurf folgenden Zuſatz beizu- 
fügen: §. 2. Für die dieſem Bundeshaushaltsetat entſprechende Verwendung 
des Einnahmebetrages iſt der Bundeskanzler eivilrechtlich verantwortlich. 

Der Reichstag iſt befugt, dieſe Verantwortlichkeit durch eine Kommiſſion 
von 5 Mitdliedern vor dem Appellationsgericht zu Lübeck geltend x machen. 

Dieſer Gerichtshof hat bis zur Erlaſſung eines beſonderen Geſetzes hin⸗ 
ſichtlich der Formen und Friſten des Verfahrens das Geeignete in jedem einzel ⸗ 
nen Falle zu normiren und in letzter Inſtanz zu erkennen. 

Die Kommiſſion hat beim Ausſcheiden einzelner Mitglieder ſich durch 
Kooptation zu ergänzen, und der Auftrag derſelben kann nur durch einen Be⸗ 
ſchluß des Reichstages zurückgenommen werden. 

Abg. Reiche nſperger (für das Amendement): Der Herr Bundeskanzler 
hat es . Male ausgeſprochen, daß er ſich der Verantwortlichkeit, die ihm 
durch die Verfaſſung auferlegt, wohl bewußt ſei und ſtets zur Richtſchnur feines 
Verhaltens nehmen werde. Nun, unſer Antrag bezweckt, die Moglichkeit her⸗ 
zuſtellen, daß die eivilrechtliche Verantwortlichkeit, der ſich der Herr Bundes⸗ 
kanzler bewußt ift, auch realiſirt werden könne, und ich glaube, daß der Hr. Bun- 
deskanzler ſich wohl kaum ablehnend dagegen verhalten kann. Und ſelbſt wenn 
er dies thun ſollte, müßte ich bei meinem Antrag verharren, deſſen großes 
Prinzip der Freiherr v. Stein als durchaus nothwendig für jede konſtitutio⸗ 
nelle 8 halt. Wer ſagen ſollte, daß die Verantwortlichkeit der Mini⸗ 
ſter nur in einem Einheitsſtaate moglich ſei, nicht aber in einem Bundesſtaate, 


Möglichkeit der Exiſtenz deſſelben. Da nun allerdings die Verwirklichung des 
allgemeinen Prinzips der Verantwortlichkeit, ſpeziell der kriminalrechtliche Theil 
derſelben, manigfache Schwierigkeiten darbietet, haben wir uns hier auf den 
civilrechtlichen Theil beſchränkt und das Prinzip in der mildeſten Form zu ver⸗ 
wirklichen geſucht. 
Abg. Zweiten: Ich halte den vorgelegten Antrag als Zuſatz zum Bud⸗ 
etgeſetz für völlig unannehmbar. Der Grundſatz, der im erſten Abſatz des⸗ 
ben ausgeſprochen wird, iſt durchaus kein neuer. Die civilrechtliche Verant⸗ 
wortlichkeit für die Finanzverwaltung beſteht ohne Zweifel ſchon nicht blos für 
den Bundeskanzler, ae für jeden Beamten, der mit der Finanzverwaltung 
u thun hat. Die Verfaſſung beſtimmt ausdrücklich, daß der Reichstag das 
Riecht hat, über die Entlaſtung der Regierung für die budgetmäßigen Ausgaben 


Zu Titel 5 des Cytraordinari ms, drückt der Abg. Grumbrecht feine zu befinden. Die Rechnungen müſſen dem Reichstage vorgelegt werden, und ſo 


weit dann der Reichstag die Entlaſtung nicht ausſpricht, hängt es von ihm ab, 
die eivilrechtliche Verantwortlichkeit wegen der Abweichungen vom Etat geltend 
u machen. In der preußiſchen Berfaſſung iſt nun eben ſo wenig wie in der 
1 eine Beſtimmung darüber enthalten, wie dieſe Verantwortung 
geltend gemacht werden ſoll. Trotzdem aber iſt die Verantwortlichkeit keine 
bloße moraliſche, ſondern eine juriftifche, die auch unzweifelhaft gegen die Mi⸗ 
nifter, reſp. den Bundeskanzler, oder auch gegen die anderen Beamten, die auf 
eigene Veranlaſſung budgetwidrige Ausgaben gemacht haben, zur Geltung ge» 
bracht werden kann. In letzterem Falle wird gar keine Schwierigkeit für die 
Durchführung obwalten, indem der Fiskus ſelbſt dafür ſorgen wird, daß das 
geſetzwidrig ausgegebene Geld von den unteren Beamten wieder herbeigeſchafft 
werde. Schwieriger iſt die Sache allerdings, wenn ſolche Ausgaben auf Beran- 
laſſung der Miniſter ſelbſt geleiſtet find; denn der Miniſter wird ſchwerlich 
egen ih ſelbſt eine Klage erheben. Verfaffungsmäßig iſt nun jedenfalls die 
en verpflichtet, auf den Willen der Volksvertretung ſolche zu Unrecht 
ausgegebene Summen wieder herbeizuſchaffen. Wenn die Regierung ſich weir 
gern ſollte, dies zu thun, jo muß man einer ſolchen Regierung künftig das Bud⸗ 
get ganz verweigern. Einen Prozeß dieſerhalb ſelbſt anſtellen, kann der Reichs. 
tag allerdings jetzt nicht. Ob es zweckmäßig iſt, eine ſolche Ausübung der Exe⸗ 
futive auf den Reichstag zu übertragen, könnte zweifelhaft fein. Ich meinerfeits 
könnte mich wohl dafür entſcheiden, daß der Reichstag die Befugniß erhält, 
eine Anklage wegen Verfaſſungsverletzung vor dem Kriminalgericht zu erheben, 
denn nur, wenn dies möglich iſt, iſt die Miniſterverantwortlichkeit eine wirkliche. 
Es dürfte wohl auch möglich fein, der Landesvertretung die Befugniß einzu« 
räumen, auch die civilrechtliche Verfolgung in die Hand zu nehmen, um ſo nicht 
erſt abwarten zu müſſen, ob die Regierung es thun will, und um nicht erſt zum 
äußerſten Mittel der Budgetverweigerung greifen zu müfjen. Die Sache hat 
aber auch ihre bedenkliche Seite. Wenn die Regierung ſich weigert, der Volks⸗ 
vertretung ihr weſentlichſtes verfaſſungsmaßiges Recht, die Difpofition über die 
Gelder des Staates, anzuerkennen, ſo iſt eine jo tiefe Kluft zwiſchen der Regie ⸗ 
rung und Volksvertretung vorhanden, daß ein Zuſammenwirken derſelben kaum 
mehr moglich iſt. Die Entſcheldung eines ſolchen Konfliktes durch einen Pro- 
zeß erſcheint mir ein ſehr zweifelhaftes Auskunftsmittel zu ſein Die Herren 
Antragſteller erſcheinen mir allzuſehr in der juriſtiſch-advokatoriſchen Anſchau⸗ 
ung 1 0 zu fein, wenn fie meinen, daß der große Entwickelungsprozeß un- 
joe: eſchichte durch ein richterliches Erkenntniß feinen Abſchluß finden 
nne. 
Wir haben noch in der letzten Zeit aus unſerer vaterländiſchen Geſchichte 
geleben, daß die wirkliche Entwickelungs⸗Epoche der Geſchichte von anderen 
ejegen abhangt, daß fie nicht mit dem „Ja“ oder „Nein“ einer theoretiſchen 
Entſcheidung, ſondern mit Kompromiſſen endet, die weder die eine noch die 
andere Seite als Sieger erſcheinen läßt. In noch viel höherem Grade, als bei 
der strafrechtlichen Verfolgung zeigt ſich dies bei der eiviltechtlichen. In der Regel 
wird ein folder eivilrechtlicher Anſpruch nur eine geringe Summe zum Objekte 
haben. Wegen einer ſolchen geringen Summe dürfte es wohl aber kaum loh⸗ 
nend ſein, daß der Reichstag das Scha ſpiel m Scene jegt, zu einer Klage 
wider die fortbeſtehende Exekutive zu ſchreiten. Wenn das Objekt aber fo groß 
ift, daß es ſich lohnt, einen fo gewaltigen Apparat in Bewegung zu ſetzen, wenn 
die Exekutive ſich aljo über weſentliche Grundfäge des Budgets hinwegſetzt, wenn 
fie das verfaſſungsmäßige Recht der Volksvertretung in Abrede fell, dann 
handelt es ſich 5 mehr um einen einfachen Civilprozeß, ſondern um einen 
offenbaren Verfaſſungsbruch, der nicht mehr ausgetragen werden kann durch 
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einen Civilprozeß, ſondern durch eine Anklage. Das letztere zu erreichen, dazu 
iſt gegenwärtig noch nicht die Möglichkeit vorhanden. Dieſe Aufgabe iſt erſt 
dann zu realifiven, ſobald die Einrichtungen der Exekutive und Verwaltung in 
ein weiteres Stadium getreten ſind, als es jetzt in der norddeutſchen Bundes⸗ 
verfaſſung der Fall iſt. Abgeſehen von allen dieſen allgemeinen Grundſatzen, 
habe ich aber noch ganz gewichtige Bedenken gegen die Form des Antrags. Mir 
ift es nämlich völlig unmöglich, für denſelben zu ſtimmen, ſchon wegen des al ⸗ 
ten konſtitutionellen Grundſatzes, daß in ein Finanzgeſetz nicht andere Geſetzes⸗ 
Beſtimmungen aufgenommen werden dürfen, die mit der unmittelbaren Ver⸗ 
wendung nichts zu ihun haben. Im engliſchen Parlamente würde man dies für 
völlig unzuläffig halten. Es ift durchaus inkonſtitutionell, wenn man vom Bun« 
desrath und Bundespräfidium verlangt, daß ſie zu einem Geſetzentwurfe, der 
ihnen ſonſt vielleicht bedenklich erſcheint, ihre Zuſtimmung geben müfjen, nur 
um das Budget zu Stande zu bringen. Wenn wir aus eigener Initiative ein 
ſolches Geſetz einbringen und annehmen, ſo wir auch der Regierung die freie 
Wahl der Zuſtimmung oder Ablehnung überlafjen. Die Gefahr, die aus dem 
eingeſchlagenen Verfahren hervorgehen könnte, daß das Zuſtandekommen des 
Budgets dadurch gefährdet werden könne, ift ſehr groß, die Anfänge unferes 
verfaſſungsmäßigen Lebens ſind ſolchen Proben noch nicht gewachſen. Der An⸗ 
trag bezweckt eine ſehr weſentliche Veranderung unſeres bisherigen verfaſſungs⸗ 
mäßigen Zuſtandes: Es ſoll eine Befugniß, die bisher nur der Exekutive zu- 
Fa der Landesvertretung übertragen werden. Es iſt unzuläffig, ſolche we- 
entliche gefegliche Beſtimmungen mit einem Binanzgefeg zu verbinden. 

Abg. Dr. Schwartze: Auf die ſtaatsrechtlichen Erörterungen des Vor⸗ 
redners über das allgemeine Prinzip der Verantwortlichkeit will ich mich nicht 
einlaſſen, da unſer Antrag ſich nur auf den civilrechtlichen Theil der Verant- 
wortlichkeit bezieht, deren Beſtehen bisher weder vom Bundeskanzler, noch vom 
Vorredner beſtritten worden iſt. Unſer Antrag ſoll nur die Prozeſſualien 
feftftellen, um dieſe beſtehende Verantwortlichkeit zur Geltung bringen zu kön⸗ 
nen. — Die Auffaſſung des Vorredners über das in England geltende fonftitu- 
tionelle Prinzip ſcheint mir nicht richtig zu fein; der Grundiag, der dort bei 
Binanzgefegen zur Anwendung gebracht wird, iſt einfach der, daß die Bewilli⸗ 
gung nicht an — Bedingungen geknüpft werden darf. Dies iſt bei 
unſerem Antrage nicht der Fall. Auch die Anſicht des Vorredners, daß durch 
die Annahme unſeres Antrags das Budgetgeſetz gefährdet werde, kann ich nicht 
theilen; jedenfalls hätte der Herr Vorredner wohl erſt die Erklärung der Her- 
ren Bundeskommiſſarien hierüber abwarten können. — Der Herr Vorredner 
hat ſelbſt zugegeben, daß bei den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen unan- 

enehme Konflikte zwiſchen der Regierung und der Volksvertretung ausbrechen 
önnten, 5 ein förmlicher Bruch erfolgen könne, wenn die Regierung dem bei 
den Ausſtellungen an den Rechnungen ausgeſprochenen Willen der Volksvertre⸗ 
tung nicht nachkommen will. Und das einzige Heilmittel, welches Hr. Tweſten 
hiergegen kennt, iſt — Steuerverweigerung. (Ruf rechts: Oho!) Ja, m. H., 
Herr Tweſten hat ausdrücklich geſagt, daß die Volksvertretung einer Regierung 
das Budget nicht mehr bewilligen dürfe, die dem Willen der Volksverkretung 
beim Budget nicht nachkommt; und das iſt eben Steuerverweigerung, und ich 
wüßte auch wirkich nicht, wohin anders der Vorredner mit ſeinen Deduktionen 
hätte gelangen können. Daß ſolche Konflikte das Verfaſſungsleben und die ge⸗ 
deihliche Entwickelung des Staats gefährden, haben wir ja geſehen. Unſer 
Antrag ſoll nun ſolchen Konflikten vorbeugen 
undeskommiſſar Miniſter von Frieſen: Wenn ich den Abgeordneten 
Reichenſperger recht verſtanden habe, ſo hat er ausgeſprochen, daß auch von 
Seiten der verbündeten Regierungen Gewicht auf die Herbeiführung der civil⸗ 
rechtlichen Verantwortlichkeit des Bundeskanzlers gelegt werde. Dieſe Anſicht 
nöthigt mich, zu erklaren, daß der Antrag, wie er jetzt vorliegt, aus den vom 
Abgeordneten Tweſten erörten Gründen völlig unannehmbar iſt. Möge man 
annehmen, daß der Antrag eine Verfaſſungsänderung enthalte oder nicht, fo 
gehört derſelbe entſchieden, nicht in das Budgetgeſetz. Die civilrechtliche Ver⸗ 
antwortlichkeit iſt ſo wichtig, daß ſie nicht ſo nebenbei abgemacht werden kann, 
ſondern einer beſonderen gründlichen und allſeitigen Erwägung bedarf. — Zu 
Art. 72. der Verfaſſung tft beſtimmt, daß über die Verwendung aller Einnah⸗ 
men des Bundes von dem Präſidium „dem Bundesrathe und dem Reichstage“ 
zur Entlaſtung Rechnung gelegt werden ſoll. Der vorliegende Antrag ignorirt 
aber den Bundesrath ganz. 800 glaube aber, daß dieſes nicht im Intereſſe des 
Reichstages liegt, denn der Bundesrath iſt gerade ſeiner Zuſammenſetzung nach 
in weit höherem Grade geeignet, der Art der Verwendung der Gelder nachzu- 
ſpüren und dafür zu ſorgen, daß dabei die Intereſſen der einzelnen Staaken 
nicht verletzt werden. Es iſt deshalb wohl nicht wünſchenswerth, den Bundes. 
rath hiervon auszuſchließen. — Ich empfehle Ihnen deshalb, den Antrag nicht 
en . ur 

Abg. Graf Schwerin: Der Abg. Tweſten hat bereits die materiellen 
Gründe dafür entwickelt, dabei aber Vieles geſagt, was ſich gegen die Miniſter⸗ 
verantwortlichkeit ER, richtet, und darin bin ich mit ihm nicht einver- 

anden, da ich die Miniſterverantwortlichkeit für eine nothweudige Bedingung 
edes verfaſſungsmäßigen Lebens, auch des len Bundes halte. (Bei- 
all.) er s aber darf die Entſcheidung 2 beiläufig herbeigeführt wer- 
den, und ich begreife die Antragſteller nicht, wie fie das Präſidium in die Lage 
bringen können, entweder den beantragten Zuſatz annehmen, oder das ganze 
Etatsgeſetz fallen u laſſen. Ich ſehe daher von allen andern Fragen ab, ob 
z. B. die eivilrechtliche Verantwortlichkeit von der kriminalrechtlichen getrennt 
werden darf, in welches Verhältniß die beiden kontrollirenden Körper, Reichs⸗ 
tag und Bundesrath, zu einander treten würden — ich ſage nur das Etatsgeſetz 
ift nicht der geeignete Ort, die Frage zur Entſcheidung zu bringen und bitte Sie 
deshalb, den Antrag n Rn, h 

Abg. Dr. Waldeck: Ich befinde mich dem Antrag gegenüber in Verle⸗ 

genheit, ob ich für oder gegen denſelben ſtimmen ſoll; jedenfalls hat er ſeine 
uten Seiten inſofern, als er die Frage der Miniſterverantwortlichkeit von 
Neuem in Anregung gebracht hat und der civilrechtlichen Verantwortlichkeit 
eine beftimmte greifbare Form giebt, die wir bisher vermißten. Bis jetzt war 
die civilrechtliche Verfolgung eines Miniſters unmöglich, weil uns einerſeits 
das Organ zur Erhebung der Klage fehlte, und wir andererſeits von den Ge⸗ 
richten wegen mangelnder Legitimation zurückgewieſen worden wären. Dieſer 
Punkt alfo iſt es gerade, der mir an dem Antrage gefällt, weniger der, daß von 
der richterlichen Entſcheidung eine Appellation ein ge Ale foll, und daß das 
Oberappellationsgericht zu Lübeck zum Gerichtshofe beſtimmt wird, da es mir 
durchaus nicht zweifelhaft iſt, daß die eivilrechtliche Verfolgung eines Mini⸗ 
ſters wie in jedem andern Falle vor den gewöhnlichen Gerichten geſchehen muß. 
Der Abg. Graf Schwerin hat uns geſagt, daß nach den ablehnenden Erklärun⸗ 
gen des Vertreters des Praſidiums jede weitere Diskuſſion über den Antrag 
uͤberflüſſig ſei. Ich bedaure, daß man dieſen Druck, den man in der 1 
Zeit fo häufig angewendet hat, auch hier wieder ausüben will. Der Herr Mi 
niſter v. Frieſen hat vorher von dem Antrage eben ſo wenig gewußt wie wir; 


warten Sie doch erſt ab, was der Bundesrath thun wird, nachdem Sie den 


Antrag angenommen haben; es wird dann immer noch Zeit ſein, denſelben 
wieder fallen zu laſſen, denn eine ſo prinzipielle Bedeutung lege auch ich ihm 
nicht bei, daß ich deshalb das ganze Etatsgeſetz gefährden wollte. 

Abg. Ur. Michaelis: Der Herr Vorredner hat ſelbſt zugegeben, daß 
weſentliche Bedenken gegen den Antrag vorliegen, und wenn er die von unſerer 
Seite vorgebrachten für unbegründet erklärt, jo iſt er den Beweis dafür ſchul⸗ 
dig geblieben. Ich glaube nicht, daß es nur eine formale Bedeutung hat, wenn 
es ſich darum handelt, ob der Reichstag auf die hoͤchſt gefährliche Bragis ein 

ehen will, das et an Bedingungen zu knüpfen, die Gegenſtand der 
ordentlichen 18 fo fan ein müſſen. Durchaus unzweckmäßig aber wäre es, 
einen Beſchluß zu faſſen um ihn nach Ablehnung durch den Bundesrath wieder 
allen zu laſſen; der aud muß ſeine Willen fo ausſprechen, daß er an die- 
em Willensausdruck auch feſthalten kann. Es könnte zweckmäßig erſcheinen, 
um eine Beſtimmung zum Geſetz erhoben zu ſehen, dieſelbe als Bedingung an 
das Budget zu knüpfen, und dadurch den Bundesrath zur Annahme zu zwin⸗ 
gen; dies Experiment iſt aber ſehr gefährlich, und mit demſelben Rechte würde 
der Bundesrath dem Reichstage gegenüber denſelben Weg einſchlagen können. 
Ich halte ein ſolches Verfahren für unvereinbar mit einem verfaſſungsmäßigen 
Leben Den Abg. Tweſten muß ich c die Angriffe des Grafen Schwerin 
inſofern in Schuß nehmen, als derſelbe ſich nicht gegen die Miniſterverantwort. 
lichkeit überhaupt, ſondern nur dagegen en icdter on hat, daß man — wie es 
durch den Antrag geſchehe — nicht nur den Richter über den Geſetzgeber ſtellen, 
ondern den Richter ſelbſt zum Gefek eber machen wolle. Dadurch, daß man 
jede Appellation ausſchließt, und daß man dem Gericht die Entſcheidung über 
die prozeſſualiſche Form ſelbſt überläßt, thut man in der That nichts Anderes 
und ich bitte Sie deshalb, den Antrag abzulehnen. 

Abg. Grumb recht: Ich halte das Etatsgeſetz für den ungeeignetften Ort, 
an dem der Antrag geftellt werden konnte. Mir ſcheint die Sache zu ernft, um 
bei Berathung eines anderen Geſetzes beiläufig erledigt a. werden. Ebenſo 
ſcheint es mir unzuläffig, die civilrechtliche Verantwortlichkeit von der Ben 
und kriminalrechtlichen zu trennen; etwas fo unbedeutendes allein feſtzuſtellen, 
würde das Staunen aller politiſch gebildeten Männer Europas erregen. Ich 
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würde den Antrag deshalb gar nicht für ernſthaft halten, wäre er nicht durch ſo 


viele ernſthafte Männer unterſchrieben. Der Antrag iſt unausführbar; warum 
ein anderes Gericht, warum gerade Lübeck zum Gerichtshofe beſtimmen und 
dadurch von vornherein ein Mißtrauen gegen die preußiſchen Gerichte aus⸗ 
ſprechen? warum das Recht, ſein Verfahren ſelbſt beſtimmen zu können? Ich 
ſehe in dieſem Allen nur den Wunſch, in möglicyft wenigen Zeilen einen fo 
wichtigen Gegenſtand zu erledigen. Eine politiſche Bedeutung hat der Antrag 
nicht; welche Wichtigkeit kann es haben, den Bundeskanzler wegen 20,000 Thlr. 
civilrechtlich zu belangen? Ein ſolches Verfahren führt nur zu kleinlichen Chi⸗ 
kanen, und dazu moͤchte ich ein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz nicht gemiß⸗ 
braucht ſehen. Ich ſtimme gegen den Antrag. 

Abg. Gebert (Sachſen): Der Vorredner hat an der Ernſthaftigkeit des 
Antrags gezweifelt, ich will ſie ihm auf einfache Weiſe nachweiſen. Es iſt 
Nichts gefährlicher für den Werth einer Verfaſſung, als einen Unterſchied zu 
machen zwiſchen der Rechtsbeſtändigkeit und der praktiſchen Gültigkeit derſelben. 
Stellen wir einen ſolchen Unterſchied auf, ſo ſind die Beſtimmungen der Ver⸗ 
faſſung eben unausführbar, der Rechtsboden, auf dem man ſteht, iſt durchlöchert. 
Dieſem Uebel nach einer Richtung abzuhelfen, iſt unſer Antrag beſtimmt. Die 
Beſtimmungen über die Verantwortlichkeit in der Verfaſſung ſind ſo auf 
Schrauben geſtellt und verſchleiert, daß für die praktiſche Anwendung eine be⸗ 
ſtimmte Form durchaus nothwendig iſt. Der konſtituirende Reichstag machte 
bei den Verhandlungen über dieſen Punkt den Eindruck, als wolle man eine 
Entſcheidung darüber vermeiden, und gab dies Verfahren dann noch für große 
politiſche Weisheit aus. Man hat eingewendet, die Verantwortlichkeit in civil 
rechtlicher Beziehung ſei zu unbedeutend, um für ſich allein Gegenſtand einer 
beſonderen Verhandlung zu bilden. Auch dies iſt nicht ſtichhaltig, wir können 
vorläufig etwas Anderes nicht erreichen, weil wir in der Verfaſſung nur 
hierfür pofitive Beſtimmungen und einen Faktor der Verantwortung in dem 
Bundeskanzler haben. Können wir von der civilrechtlichen und der politiſchen 
Verantwortlichkeit auch nur die erſte geltend machen, fo müſſen wir es thun. 

Abg. Wagener (Neu⸗Stettin): Ich habe niemals bezweifelt, meine Her⸗ 
ren, daß der Antrag von den Herren Antragſtellern völlig ernſthaft gemeint iſt; 
ja mir ſind die Unterzeichner viel intereſſanter geweſen, als der Antrag ſelbſt, 
da alle dieſe Herren uns ja von lange her als ebenſo eifrige wie fanatiſche An⸗ 
hänger des Norddeutſchen Bundes bekannt ſind. Alſo ernſthaft, glaube ich 
wohl, haben ſie es gemeint, aber ſie haben nicht verſtanden, was ſie gethan ha⸗ 
ben. Und das iſt um fo ernſthafter. Ich will Sie nun nicht mit den Argu⸗ 
menten beläftigen, bie ſchon dung bie Herren Tweſten und Michaelis vorgetra- 
gen find, denen ich mich durchaus anſchließen kann. Aber ich will auf das ein⸗ 
gen was ſchon der Herr Abg. Waldeck verſchämter Weiſe angedeutet hat. 

ch habe eine gewiſſe Verſuchung von meinem Standpunkte aus, far den An⸗ 
trag zu ſtimmen, denn ich weiß kein beſſeres Mittel, die Miniſterverantwortlich⸗ 
keit vidifül zu machen, als die Annahme deſſelben. Wie denken Sie überhaupt 
dieſer Sache Fortgang zu geben, ſo lange Sie noch das Vergnügen haben, in 
dieſer kleinen aber um fo tüchtigeren Zahl ſich hier zu befinden. Um einen ſol⸗ 
chen Antrag durchzubringen, wurden Sie ſich in der Lage befinden müſſen hier 
die Majorität zu bilden, und für dieſen Fall iſt es doch beſſer, wenn Sie dann 
auf Ihren urſprünglichen Gedanken von der Miniſterverantwortlichkeit zurück ⸗ 
gehen, darin würde ich wenigſtens ein Syſtem und einen politiſchen Gedanken 
erkennen. Dieſe Civilverantwortlichkeit aber wird den Bundeskanzler wenig 
geniren und außerdem liegt auch nicht der mindeſte Zweifel vor, daß die Aus⸗ 

aben ganz ſo gemacht werden, wie IN hier feftgefegt find. Aber nur für die 
Sein, die wir früher immer für Partikuliſten gehalten haben, freilich irr⸗ 
thümlicher Weiſe, die ſie ſich jetzt mit ſolcher En enge an den Ausbau 
der Verfaſſung machen! Wiſſen Sie denn nicht, daß jeder Schritt vorwärts 
auf der Bahn der Miniſterverantwortlichkeit ein Schnitt in das Fleiſch der 
Kleinftaaten iſt? Daß mit deren Vollendung auch in demſelben Augenblick 
der Kleinſtaaterei ein Ende gemacht wird? Daß die Miniſterverantworklichkeit 
im Bunde nur dann möglich ift, wenn er ein „Staat“ wird und aufhört ein 
„Staatenbund“ zu ſein. Deswegen gratulire ich Ihnen zu Ihrer Stellung. 
Abg. Oehmichen: Schönen Dank! (Große Heiterkeit.) Da Sie jetzt wirklich 
auf die Bahn des Norddeutſchen Bundes einlenken, ſo wollen wir verſuchen, 
Ihnen durch angemeſſene Belehrung auf dieſem Wege behülflich zu fein. (Un⸗ 
ruhe im Centrum; Bravo rechts.) 

Abg. Lasker: Ich wünſche, daß bei der wahrſcheinlichen Mehrheit, mit 
der der Antrag abgelehnt werden wird, die verſchiedenen Gründe, die gegen 
denſelben vorgebracht find, nicht vermiſcht werden. Namentlich würde ich mich 
verwahren gegen die Aeußerung des Abg. Wagener, daß wir etwa aus natio⸗ 
nalen Bedenken die Miniſterverantwortlichkeit nicht zuzulaſſen geſonnen wären. 
Die Civilverantwortlichkeit iſt keine Frage der Geſetzgebung mehr, ſie iſt in der 
Bam endgültig feſtgeſtellt. Die Antragſteller wollen nur das formelle 
Verfahren in ſolchen Fällen reguliren, und das halte ich für dankenswerth. 
Aber ein Geſetz hat nur dann Werth, wenn es nicht nur geſunde Principien 
enthält, ſondern zugleich ſolche Ausführungsbeſtimmungen, die praktisch ins 
Leben treten können. Der Grund unſerer Ablehnung nun liegt darin, daß in 
dieſem Antrage das zweite Requiſit fehlt. Sie wollen, daß die Aktiv-Legitima- 
tion des Reichstages geltend gemacht werden ſoll durch eine Kommiſſion von 
5 Mitgliedern. Aber wie dieſe Kommiſſion gewählt werden foll, darüber feh⸗ 
len alle Beſtimmungen. Sodann wird ohne Weiteres das Oberappellations⸗ 
Gericht zu Lübeck und dieſes als alleinige Inſtanz zum Gerichtshof für ſolche 
Fälle beſtimmt. Es ift dieſer Punkt ſchon von anderen Rednern hervorgehoben 
worden. Das Bedenklichſte aber finde ich darin, daß dies Gericht fuͤr jeden 
einzelnen Fall die Norm ſeines Verfahrens ſelbſt feſtſtellen ſoll. Das nenne ich 
eine juriſtiſche Anarchie. Die Bedeutung eines jeden Rechtsſpruchs beſteht nicht 
darin, daß ein paar Juriſten, die ein Examen gemacht haben, einen Ausſpruch 
thun, ſondern, daß dies Verfahren geſetzlich geregelt iſt, daß man weiß, der 
für jeden einzelnen Fall in Anwendung gebrachte Grundſatz iſt maßgebend nach 
dem Geſetz und nicht nach der Perſon. Nur der Name des Gerichtes iſt beibe⸗ 
halten in dieſem 9 nicht aber das, was das Weſen eines Gerichtes aus⸗ 
macht. Gerade Herr Schwarze muß das wiſſen, der ja der Urheber jenes 
Amendements iſt, durch das zur Zeit der Gerichtshof zu Lübeck aus der Ver⸗ 
fa ung herausgebracht iſt. Wir kommen durch unſere Abſtimmung in die ge⸗ 

ährliche Lage, anſcheinend gegen das Princip zu ſtimmen, während wir nur 
die ungeſchickte Redaktion verwerfen. 

Die Generaldiskuſſion wird geſchloſſen. Es folgen perſönliche Bemerkungen. 

Der Entwurf des Etatsgeſetzes wird faſt einſtimmig angenommen (dagegen 
die Abgg. Liebknecht, Forſterling, Reincke) 

Die Spezialdiskuſſion über den Antrag Oehmichen wird eröffnet. 

Abg. Dr. Aegidi: Schon der Herr Abg. Lasker hat die Beſtimmun 
des Alinea 3 des Antrages mit Recht als juriſtiſch ſo unerhört bezeichnet, da 
mir es als ein Rathſel erſcheint, daß Juriſten ſich zu dieſem Antrage als Un⸗ 
terſtützer oder Antragſteller verhalten haben. Das Beiſpiel, das der Abgeord⸗ 
nete Schwarze anführt, die Auſträgal⸗Inſtanz, ſcheint mir durchaus ungeeig ⸗ 
net. Derjenige Gerichtshof, der als ſolche Inſtanz fungirt, iſt in materieller 
Beziehung an das gemeine deutſche Recht, in formeller, prozeſſualiſcher Beziehung 
an dasjenige Verfahren gebunden, das an dieſem Gerichte überhaupt geltend 
iſt. Niemals hat es in Deutſchland ein Gericht gegeben, das hinſichtlich der 
Formen und Friſten des Verfahrens das Geeignete in jedem einzelnen Falle zu 
normiren hat.“ Zu dieſem Unerhörten hat es weder die deutſche Wiſſenſchaft 
noch das deutſche Rechtsleben je gebracht. 

are. Reichenſperger: Der Abg. Tweſten ſagt, unſer Antrag ſei 
überflüfftg, weil das Prinzip in der Verfaſſung feftgeftellt fei. Komme man 
in Konflikte, fo konne man ja das Budget verweigern. M. H., der Gebrauch 
des Rechtes der Budgetverweigerung bei jeder Gelegenheit iſt ein Mißbrauch 
deſſelben und der ältere Pitt fand ſich nur zu ſehr im Rechte, wenn er in einem 
ähnlichen Falle drohte: dann würde er die Maforität des Hauſes als Hochver⸗ 
räther belangen. Und warum ſoll es denn unzuläfjig fein, bei einem Budget 
andere Beſtimmungen aufzunehmen, als ſolche, die ſich auf Einnahmen und 
Ausgaben beziehen! Weil es engliſche Sitte iſt. Aber Sie ſchneiden ja über⸗ 


haupt jegt fo viele „Zöpfe“ ab, warum nicht auch dieſen? Außerdem beruht 
dieſe ganze Anſchauung des engliſchen Verfaſſungslebens weſentlich auf dem 


Inſtitut des Zweikammerſyſtems. Und dann bezieht ſich ja unſer Antrag in 
der That auf nichts anderes als auf Einnahmen und et Der Abg. 


Michaelis ſagt, der Bundesrath konne dann ebenſogut feinerjeits die Annahme | 
des Budgets an Bude Bedingungen knüpfen. Aber das weiß doch jeder An- 
Budget gerade die Hauptwaffe jeder Volksverkretung iſt. Wie 


fänger, daß das 0 

kann ferner etwas praktiſcher ſein, als wenn wir bei einem Budget uns zugleich 

Garantien für die Innehaltung deſſelben verſchaffen Und dabei handelt es ſich 

nicht etwa um 20,000 Thlr. oder dergleichen, ſondern um das Rechtsprinzip. 
Der Schluß der Diskuſſion wird angenommen. 


Der Antrag Oehmichen wird darauf 1 (dafür nur die Antrag⸗ um ( 1 
was an dem Thema intereſſant ift, abgeftreift hat, werde ich 1 0 ni 


ſteller, die Socialiſten und einzelne Mitglieder 
der, v. Saucken, Harkort.) 5 

Das Etatsgeſetz wird darauf mit ſehr großer Majorität angenommen; 
dagegen ftimmen die Abgg. Dr. Götz, Liebknecht, Förſterling, 2 Polen.) 


er Linken, wie die Abgg. Dun⸗ 


D 


Der Präſident theilt mit, daß er die in dem Budget vorgenommenen den’ a 
derungen zuſammenſtellen und demnächſt die Schlußberathung über das 
get auf Sonnabend anſetzen werde den 

Der zweite Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Vorberathung aber 6 
Vertrag, betreffend die Fortdauer des Zoll⸗ und Handelsvereins vom 8, 5 
d. J. Es liegt dazu folgender Antrag des Abg. Lasker vor: Der Reihe 
wolle beſchließen: den Bundeskanzler aufzufordern, dahin zu wirken, m 
einem jeden der vier Südſtaaten die Möglichkeit gewährt wird, für einen 
Fälle der Geſetzgebung ſeine Vertreter, im Bundesrathe und Zollparlament * 
den Verhandlungen der Beſchlüſſe des Norddeutſchen Bundesrathes und Reich 1 
tages Theil nehmen zu laſſen und in dieſer Weiſe die Gemeinſamkeit der ser, 
fenden Geſetze für das Gebiet des Norddeutſchen Bundes und des zur 
nahme zugelaſſenen Südftaates herbeizuführen. 

Abg. Dr. Michaelis (für den Vertra ): Die Berathung, in die wir ter 
ten, iſt die wichtigſte und erfreulichſte dieſer Seſſion. Der vorliegende Vertrag 
ſtellt die Erweiterung des Zollvereins dar und bietet den Schutz gegen das G. 
brechen von Kriſen, die ihn ſonſt heimſuchten, als der umfaſſendſte Theil der A 
direkten Steuern und der Zollgeſetzgebung der internationalen Vertragsſchlie 
ßung überlaſſen und der Entſcheidung durch parlamentariſche Majoritäten ent 
zogen war. Früher konnte durch ein Zollparlament eingewendet werden, 
nur ein allgemeines Parlament mit Budget- und vollſtandigem Sejeggebung), 
recht lebensfähig ſei; aber jetzt findet daſſelbe feinen Schwerpunkt in dem 0 
deutſchen Bunde und dem ſchon beftehenden Reichstag. Dagegen kann da 
Bedenken erhoben werden: wenn die Beſchlußnahme über indirekte Steuern + 
finanziellen Motiven abhängt, die der Reichstag den Bedürfniſſen des Ro, 
deutſchen Bundes entnimmt, was geſchieht, wenn die Vertreter der außerha 
des Bundes ſtehenden ſüddeutſchen Staaten a ie und ſich eine ganz ne 
Majorität bilden kann? Lebensfähig ift dieſe Organiſation nur dann, w 
fie nicht unſer einziges Band mit dem Süden iſt, wenn die Untrennbarkeit 2 
Zollvereins — und der Schutz, und Trugverträge von ihm anerkannt wird. 
Die erſteren genehmigen und die zweiten verwerfen können die ſüddeutſchen 
treter nicht. Dies vorausgeſetzt iſt der Vertrag vom 8. Juli der erſte Schrin 
zur ſtaatlichen Einigung Deutſchlands. Durch ihn wird der Geſetzgebung — 
ganz neue Bahn geöffnet, die Reform kann in Fluß gerathen und konſequtie 
auf Grund des Syſtems, welches gleichzeitig die Laſten erleichtert und ie 
Zoll⸗ und Steuerverträge erhöht, durchgeführt werden. Aber auch = 
Zollverwaltung des Vereins, die früher gegen andere Zollkörper 1 f 
Rückſtande war, z. B. in der Einrichtung der Entrepots, kann fon 
an verbeſſert werden. So lange die einzelnen Regierungen des Verei 
ihrem beſonderen fiskaliſchen Intereffe nachliefen, blieb ein Schatz von Mill 
für den Geſammtverkehr ungehoben: jetzt hilft er ſich ſelbſt durch eine par 
mentariſche Inſtitution, die auch für anderweite Zwecke wirkſam werden k 
Die Kommiſſion der zweiten badiſchen Kammer weiſt darauf hin, und bis 5 
vollſtändigen ſtaatlichen Einigung mag das ausreichen. Die richtige Anti) 
des Reichstags auf die badiſchen Verhandlungen und an den Suden überpauß) 
liegt in unferer Adreſſe. Schwächen wir ſie nicht nachträglich durch eine Res 
lution, wie ſie mein verehrter Freund Lasker vorſchlaͤgt. Ueber Mecklenbu 
das wie einſtmals Naſſau, einen befonderen Vertrag mit Frankreich geſchlo 
hat, noch ein offenes Wort. Naſſau beklagte bald ſeinen Entſchluß und ſucht 
und fand eine Rückzugslinie. Mecklenburg aber ſitzt vorläufig feſt in einer Ver 
legenheit, die es ſich, nicht uns, nicht dem Bunde, nicht dem Budget des 
des bereitet hat. Der Bund braucht Mecklenburgs Entlaſſung aus jenem 
trage nicht, wohl aber muß Mecklenburg, das ein Averſum zahlt, in den deutſchen 
Markt eintreten. Es hören durch den Vertrag alle Ausnahmen in der So 
ggbung der vereinten Gebiete auf, es fallen durch ihn die Schranken füt de 
Verkehr mit Salz und Tabak. Sonſtige Wunſche für den Wegfall aller üb gen 
Schranken gehen auf in dem Wunſch nach allgemeiner ſtaatlicher Einigung 
Ein Antrag iſt nicht geſtellt; darum überı.chme ich es, die Ertheilung der ver / 
faſſungsmäßigen Genehmigung für den Vertrag vom 8. Juli d. J. zu beantragen 
und möge fi Niemand von der Zuſtimmung ausſchließen! po 
Abg. v. Carlowitz hat das Wort gegen den Vertrag, bringt aber 
weit er verſtändlich iſt, nur Bedenken gegen das Stimmenverhältniß im Bu 
desrathe nach dem Beitritt des Südens gun Vertrage vnm 8. Juli vor. 
ßen, die leitende Macht, muſſe mehr als 17 Stimmen haben. Der Abſchluß 
dem Süden dürfe 2 nicht allzufrüh erfolgen. 2 

Abg. Dr. Braun [Wiesbaden] die den Antrag): Ich ſtimme ihm 
ohne Vorbehalt. Die Geſchichte des Zollvereins iſt das lehrreichſte Kapitel dan 
Geſchichte des 19. Jahrhunderts, denn ſie widerlegt im Voraus alle G 
die gegen den Norddeutſchen Bund vorgebracht werden. Die erſte Sig 
ehemaligen e nach der Bundes ⸗Akte die Verkehre 
heit herſelen; aber fie kam nie dazu. Es entſtand ein füddeutfcher, ein mitten 
deutſcher, ein nordweſtdeutſcher Zollverein, keiner war lebensfähig, bis Preußen 
die Sache in die Hand nahm und ein freiheitliches Verkehrsgebiet ſchuf. Gegen 
den Zollverein wurde, wie jetzt gegen den Norddeulſchen Bund, die Klage west 
Steuerüberbürdung, wegen des preußiſchen Druckes erhoben und in einer d 
matiſchen Korreſpondenz aus den 30er Jahren wird Naſſau zum Abſchluß e 
Vertrages mit Frankreich, zur résistance contre la fiscalit& Prussienn® e 
munterk. Die Geſchichte des Zollvereins iſt die Vorgeſchichte de 
Norddeutſchen Bundes, ohne jenen erſten Schritt hätten wir nicht den 
zweiten thun können, und in Wahrheit find der Zollverein und die eme ag 
ſehr materiellen Dinge, die Grundſteine der deutſchen Einheit. (Zuſtimm uf 
Die neue Einrichtung iſt frei von dem polniſchen liberum Veto, fie beruht 
einem Parlament, das wirkliche Rechte hat, während früher die einzelnen 
tretungen zu jedem Zollvereinsvertrage nothgedrungen Ja ſagen mußten oder 
durch 175 tein den Verein ſprengten. Die Hauptſache aber ift: es ift ein au 
da in einem norddeutſchen Staat, mag er immerhin aus Staaten zuſammel, 
geſetzt ſein — den man nicht über Nacht auflöſen kann, wie ehemals der 30 
verein im Intereſſe Oeſterreichs oder einer anderen auslandiſchen Macht M 
Auflöfung bedroht werden konnte. Was den Suden betrifft, jo haben wir lein 
beſonderen Manipulationen nöthig im Gefühl unſerer Stärke. (Beifall.) 

Ueber ſeine Stimmung herrſchen auch in dieſem Hauſe allzu peſſimiſtſche 
Anſichten. Saler und Baden ſind ſofort für den Eintritt in den Norbdeutſchen 
Bund, in Würtemberg und Baiern iſt die Stimmung getheilt. Die mac 
deutſche Partei Würtembergs, die etwas ganz anderes iſt als die deutſche Pa te 
in Hannover (Heiterkeit), hat in Stuttgart geſprochen. Die anderen Elemen, 
find nicht öſtreichiſch, ſchon darum nicht, weil fie Oeſtreich zum Nachbarn gel 
ben, das ſich nicht nur in einer Kriſis ſeiner Staatsfinanzen, ſondern, was 5 5 
ſchlimmer ift, in einer wirthſchaftlichen Kriſis befindet. Die Franken 7 
Schwaben Baierns, die intelligenten und wohlhabenden Klaſſen find für u 
aus politiſchen Gründen, und weil ein Riß durch den Zollverein fie ruim fi 
würde. Die alten Bollvereins- Verträge waren perfekt, wenn alle Staaten on 
ratificirt hatten; dann trat Erftarrung für 12 Fahre ein bis zu einer nein 
Kriſis, die wiederum nur durch Einſtimmigkeit geheilt werden konnte. ! 
ein Kern da, und wer ſich ihm nicht anſchließt, ift und bleibt ausgeſchlo * 
Wenn die würtembergiſchen Stände, was ich nicht glaube, den Vertrag vom 
Juli nicht ratificiren, fo iſt nicht mehr, wie ſonſt, der Zollverein geftört, gi 
dern Würtemberg bleibt draußen und wir bleiben darin. (Zuſtimmung.) ung 
ren die Stände ſo verblendet, was ich nicht glaube, daß ſie ihre Zuſtſ am 700. 
zu dem Schutz und Trugbündniffe verweigern, dann werden wir die Vert del 
zu Handel und Wandel mit ihnen nicht erneuern, denn Handel und Wan 
marſchiren nicht ohne jene Bündniffe. en. 

Dann werden wir uns mit blutendem Herzen von unſern Brüdern trenne, 
verſteht ſich, für kurze Zeit, wie in jenen geftörten Ehen, wo man ſich ſepareg 
um wieder zuſammen zu kommen und auf Grund der gemachten Erfahrung 
unlöslich zuſammen zu bleiben. Aus Theſis und Antitheſis wird ſich die Sn 
theſis des ewigen * — ergeben. Aber ich benutze dieſe Trib gg. 
die erhabenſte Stelle, von der ein deutſcher Bürger ſprechen kann, um den nd 
den vor jeder Täuſchung über die Folgen einer Verwerfung des Schug in 
Trutzbündniſſes zu warnen. Wir wollen dem Süden keine Sentimen nich 
heucheln, damit uns nicht der Vorwurf des Wortbruchs Er Er ſoll den 

lauben, daß mit unſerem erſten Votum die Sache zu Ende und wir an 

Vertrag gebunden ſind. Bis zur zweiten Abſtimmung bei der Schlußberath rte 

haben wir Zeit auf die ſüddeulſchen Landtage wohl zu achten. „Der Won 

find genug gewechſelt.“ Der Antrag Lasker s mahnt uns zu fragen, o it). 

Süden bei uns table d’höte, oder nur A la carte eſſen will (engen 
9 

dem 


Was hindert ihn denn, ſich durch Konventionen unſerem Paß, Freizüg 
Poſtgeſetz und (Redner wendet ſich gegen die Herren 92 Bundes kalh) auch 
neuen Poſttarif anzuschließen? Die Lage der Dinge ift machtig genug, um g 
ein nicht feinhöͤriges Ohr zu erreichen, die Macht der Thatſachen 5 - 
jede Rejolution und fir wiegen ſtärker als Worte. (Lebhafter Beifall) nes, 
Ziegler (gegen den Vertrag): Nachdem der Vofg uch naher 
auf einen Vertrag eingehen, der ein koſtbarer Beweis für die Zähigkeit ver 
iſt, die den Zollverein fo weit gebracht haden, auch nicht von den 10 10 
(Bortfegung in der Beiſage “ 
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tſchen reden; fie werden kommen, und um auch einmal zu eitiren: „Iſt 
— erſt der Himmel heiter, tauſend zählt ihr und noch weiter!“ Aber wenn 
I auch nicht von der Tribüne den Männern, die den Vertrag gemacht, Undank 
agen will, ſo möchte ich doch eine Gewähr dagegen haben, daß die Regierun⸗ 
er uns nicht ſpäter einmal bei einer neuen Vorlage fagen: das habt ihr ſchon 
Gicloſſen. Die Sache iſt folgende. Der neue Vertrag führt eine lache e 
eſteuerung für Salz und Tabak ein. Bisher beſtand eine Uebergangsabgabe 
m 20 Sgr. pro Centner, ohne Unterſchied ob Rohtabak oder Fabrikat, weil 
die Norden eine Morgenſteuer von 2—6 Thlen. je nach der Qualität beſtand, 
e Suddeutſchland nicht kennt. Beim Wegfall der Uebergangsabgabe müßte 
o entweder der Norden die Morgenſteuer aufgeben, oder der Süden die des 
kordens annehmen oder endlich fie würde auf beiden Seiten erhöht. Das Ge⸗ 
dacht ſpricht von einem Vorſchlage, ſie bis auf 20 Thlr. pro Morgen zu erhöhen. 
amit wären die kleinen Bauern im Süden, die ſogar exporkiren, ruinirt. 
tt an ſpricht ſogar von einer Babrikfteuer. Nun lautet d $.4 des Art. 3 des Ver. 
amoes: „Der im Umfange des Vereins gewonnene od. zubereitete Tabak ſoll einer 
bereinſtimmenden eſteuerung unterworfen werden.“ Implizirt dieſer $. auch 
ie Jabrikſteuer und wird man jagen können, wir hätten fie mit ihm angenom⸗ 
Abu Darüber möchte ich ſchon jetzt ein Wort der Beruhigung haben. Im 
bgeordnetenhauſe hat Herr von Hennig über die Maiſchſteuer Beschwerde ger 
führt, deren Erhebungsweiſe einen ehrlichen Mann um Habe und guten Namen 
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ngen kann. Die Tabaksfabrikanten betrachten es als ein Unglück, wenn ein 
eamter in die Fabrik gehen kann und ſie kontrolirt, ſo daß ſie nicht mehr zu 
en Vorräthen können, mie der Müller nicht zu ſeinem Korn. Sie ſagen alle, 
d ich kenne faſt alle, daß ſie dann lieber ihre Fabriken aufgeben. Damit be⸗ 
den wir uns an der Schwelle des Monopols und es handelte ſich nur noch 
um die 30 Millionen, um die Fabriken abzukaufen. So ſagt man, — ich ſage 
5s nicht. Denn wird nicht jeder in dieſem Haufe eine gewiſſe Scheu tragen, daß 
ch fein Votum der Bund in eine Reihe mit Oeſtreich, mit dem Kirchenſtaat, 
t Spanien, mit Frankreich tritt? 
Praſident Delbrück: Ich glaube den Herrn Vorredner beruhigen zu kön⸗ 
Bei der Abfaſſung des $. 4 gingen die Regierungen von der Anſchauun 
aus, daß der Tabak ein ſehr beſteuerungsfähiger Gegenſtand iſt (hort!) und da 
nicht leiſtet, was er feiner Beſteuerungsfahigkeit nach leiſten könnte. (Hört!) Sie 
ud auch heute noch nicht ſchlüſſig darüber, wie das zu ändern iſt. Sie woll⸗ 
! aber bei Abfaſſung des 8. 4 alle Eventualitäten treffen. Die Fabrikſteuer 
ann der Erwägung unterliegen. Eine Vorlage der Art müßte die Zuftim- 
mung der dazu Berufenen haben, und was aus ihr zu machen, das iſt Sache 
er dabei mitwirkenden Organe. 

Abg. Lasker vertritt ſeinen Antrag als den Weg, den man nach Geneh⸗ 

migung des Vertrages zu betreten haben und der mehr leiſten wird, als die di⸗ 
lomat ſche Verhandlung. Redner polemifirt gegen Aegidi's Rechtsanſchauung, 
d reffend den Beitritt des Südens, welche gelegentliche Aeußerungen des Bun⸗ 
eskanzlers zu einem Syſtem erhebt. Das Syſtem der Konventionen genüge 
nicht. Im Zollparlament würde der Vertrag vom 8. Juli vielfach bemängelt 
erden; hier wagt Niemand ein Amendement einzubringen. 

Abg. Aegidi: Ich muß zunächſt ein Mißverſtändniß aufklären das über 
eine neulich von mir ausgeſprochene Aeußerung verbreitet iſt. Ich habe den 
Eintritt eines einzelnen ſüddeutſchen Staates in den Norddeutſchen Bund nicht 

avon abhängig erklärt, daß auch die anderen ſüddeutſchen Staaten ihre Ein⸗ 
willigung dazu erklären. Ich habe vielmehr nur geſagt, daß nur politiſche Mo⸗ 
dalitäten, wichtige politiſche Bedenken, nicht aber rechtliche Schranken dafür 
prechen, daß Preußen, falls ein ſüddeutſcher Staat ſich zum Eintritt meldet, 
dies den anderen Staaten mittheilt, nicht aber, daß es dieſe Meldung zurück- 
iſen ſoll, wenn die übrigen Staaten vielleicht dagegen ſein ſollten. Redner 
Wera ſodann die große Wendung unſerer vaterländiſchen Geſchichte, die durch 
ie Sollvereinspolitit herbeigeführt, und votirt den Männern feinen Dank, die 
dazu mitgewirkt haben, und bittet um Zuſtimmung zu den Verträgen, die ein 
großer Triumph einer ausgezeichneten Politik wären. - 

Abg. Graf Bafjewig: Die Motive, welche der Abg. Michaelis der meck⸗ 
lenburgiſchen 8 ) t 
ich als durchaus irrthümlich bezeichnen. Ich hätte von 
wohl erwarten können, daß er ſich mit der Geſchichte dieſes Vertrages bef- 
fer bekannt gemacht hätte; dann würde er wiſſen, daß die Verhandlungen meh⸗ 
dere Male abgebrochen worden ſind, weil die mecklenb. Regierung Bedenken trug, 
auf den fraglichen Paſſus einzugehen; fie iſt aber ſchließlich darüber hinwegge · 
augen, weil Mecklenburg augenblicklich kein Intereſſe daran hatte, in den Zoll⸗ 

n einzutreten und einen jo raſchen Wechſel der politiſchen Verhaltniſſe Nie- 
Mand. wohl auch der Abgeordnete Michaelis nicht, voraussehen konnte. 5 
Abg. Graf Schwerin: Es iſt gewiß Niemand im Haufe, der nicht auf 

= Lebhafteſe den Anſchluß des Südens an den Norden wünſchte, und ich bin 
r lebhaft wünſchen, das angefangene Werk zu vollenden, das eben nur 
det iſt, wenn ganz Deutſchland vereint iſt, trotzdem aber können wir für 
ſolche Reſolution, wie ſie der Abg. Lasker vorgeſchlagen, nicht ſtimmen; 
denn wir können nicht ermeſſen, ob jetzt der Zeitpunkt dazu gekommen iſt. 
Wenn die Reſolution aber abgelehnt wird - und das muß ihrer Form wegen 
ler en —, fo könnte leicht nach Außen hin geſchloſſen werden, daß wir mit 
0 ndenz nicht einverſtanden wären. Ich mochte deshalb Herrn Lasker 

itten, ſich damit begnügen zu laſſen, daß ihm geſtattet worden iſt, von der Tri⸗ 
— e herab feine Tendenz zu entwickeln, und im Intereſſe der Sache feinen An⸗ 


t überzeugt, daß ſowohl die Bundesregierungen, wie ſpeziell der Bundes- 
aal 


dne 


8 jetzt zurückzuziehen. 3 Kr. 

Gr Abg. v. Hennig wendet ſich zunächſt gegen einige Ausführungen der 1 1 
af Baſſewitz und Aegidi, und ſodann gegen den Abg. Ziegler. Ich bin, fährt 
ort, ein Gegner der Fabrikationsſteuer im Allgemeinen, alſo auch für Ta- 
sfabrikation. Ich kann mich deshalb aber nicht davon überzeugen, daß die 

Sabatsfteuer gerade die ſchlechteſte Steuer ift. Es giebt vielmehr im Zollverein 

Tu Nhlechtere Steuern, ass die Tabaksſteuer, und ich halte die Einführung der 

aksſteuer durchaus nicht für unmöglich und auch nicht für unrecht, wenn 
kan dafür eine ſchlechtere Steuer beſeitigt. Die Art der Steuererhebung bei 

Branntweinſteuer iſt allerdings eine vollſtändig ungerechte und Emder 
ind ich würde deshalb gegen jedes Geſetz über Einführung einer Tabakfabri⸗ 
ationsſteuer ſtimmen, das ähnliche Beſtimmungen, wie jenes enthielte. 

Die Generaldiskuſſion wird geſchloſſen. Es folgen perſönliche Bemerkun⸗ 
den der Abgg. Michaelis und Aegidi. 
5 Die Specialdiskuſſion wird eröffnet. (Der Präſident weiſt den Ruf 

ach Vertagung mit dem Bemerken zurück, daß ihm kein ſchriftlicher Verta⸗ 

dungsantrag übergeben ſei.) . 

be Zu Artikel ! macht der Abg. Dr. Proſch einige Bemerkungen, die jedoch 

5 groben im Haufe herrſchenden Unruhe auf der Journaliſtentribune un. 

ndlich bleiben 8 

gel in ci Dr. Blum geftellter ſchriftlicher Vertagungsantrag wird ab ⸗ 

ehnt. 
ie ſämmtlichen einzelnen Artikel des Vertrages ſowie der Vertrag im 

d en werden darauf genehmigt (dagegen ſtimmen die Abgg. Liebknecht, 

oͤtz und Mammen). 

Der Abg. Las ker zieht unter lebhaftem Beifall feinen Antrag zurück. 

Die T. O. ift erledigt. Schluß der Sitzung 3 Uhr. 

Nächſte Sitzung: Donnerſtag 10 Uhr. T. O.: 1) Schlußberathung über 

Geſetzentwurf des Abg. Lasker (Aufhebung der Wuchergeſetze); 2) Ent- 

nahme des erſten Berichtes der Petitions-Kommiffion. 


parlamenkariſche Nachrichten, 

rigen Sitzung wurde der Antrag des Abg. Dr. Goetz auf 
Entwarnung deb der 7 . nur von der Linken unterſtützt, der den bg 
Fro michen nur von der Linken und der bundesſtaatlich konſtitutionellen 
8 In beiden Fällen war die verwerfende Maforitat ſehr groß. 

Es find zwei Anträge zur ee arg eingebracht: 1) des Abg. 
brubner zu 8. 54 ftatt des Skrutiniums bei zwei elhaften Abftimmungen ſo. 
— die namenkliche Abſtimmung eintreten zu laſſen. 2) der Abgg. Laster 
Eid Tweſten auf 7 Aenderungen der Geſchäftsordnung, deren wichtigſte die 
de führung einer dreimaligen Berathung für Geſetzentwürfe iſt, welche von 
in Bundes präſidium oder von Mitgliedern des Reichstages eingebracht werden. 
tagen Berlin, 8. Oktober. Auch die heutige Sitzung des Reichs⸗ 
Er war nicht arm an intereſſanten Momenten. Das Haus wurde 
nuontlic durch zwei Anträge überraſcht ohne welche die Tagekord⸗ 
A ug ſich ſchneller abgewickelt haben würde. Zunächſt warf der 
trag der bundesſtaatlich⸗konſtitutionellen Fraktion, oder wie fie 
fi nennt, auf civilrechtliche Verantwortlichkeit des Bundeskanzlers 


e Einnahme⸗Verwendung des Etats, wieder einmal ein helles 
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icht auf die Eigenart dieſer Gruppe. Niemand wird bezwei ⸗ 


beim Abſchluſſe des Handelsvertrages mit Frankreich 
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feln wollen, daß das Kapitel von der Verantwortlichkeit noch gar 


ſehr der Entwickelung bedürftig iſt; allein unſchwer iſt einzuſehen, 
daß man damit nicht auf einem vereinzelten Punkte und ſo operi⸗ 
ren kann, wie es die Herren wollen, denen es, wie männiglich be⸗ 
kannt, auch nur wenig um die Konſervirung des Norddeutſchen 
Bundes und nicht viel mehr um ſtrengen Konſtitutionalismus zu 
thun iſt. Sie ſuchen nur eben jede Gelegenheit wahrzunehmen, 
um theils ihrer partikulariſtiſchen Tendenz, theils ihrer Unzufrieden 
heit mit den Reſultaten der mächtigen politiſchen Bewegung des 
vorigen Jahres Ausdruck zu verleihen In ſachgemäßer Weiſe tra⸗ 
ten ihnen ſowohl der Abg. Waldeck, als beſonders die Abg. Lasker 
und Grumbrecht entgegen, während der Abg. Wagener (Neu⸗ 
ſtettin) dadurch, daß er zu perſönlich wurde, jedenfalls gegen ſeinen 
Willen dei Antragſteller mit einem gewiſſen Nimbus umgab. 

Noch überraſchender kam der Antrag Lasker zu den Zollver⸗ 
einsverträgen. Am meiſten war man damit in dem Kreiſe der 
Parteigenoſſen des Antragſtellers unzufrieden, weil man es für 
nicht geeignet erachtete, einen Antrag von ſolchem Umfange und ſol⸗ 
cher Tragweite ohne alle Vorbereitung in das Haus und aus Anlaß 
einer gelegentlichen Debatte zum Austrag zu bringen. Der Beifall, 
den die Rede des Gr. Schwerin und die Ankündigung des Abg. 
Lasker fand, womit er ſeinen Antrag zurückzunehmen erklärte, 
ſprach zur Genüge für die Stimmung des Saufes über dieſen An⸗ 
trag. — Zu lebhaften Debatten wird es wohl am Donnerſtag über 
den Lasker'ſchen Antrag wegen der Wuchergeſetze kommen. Bei die⸗ 
ſer Gelegenheit wird denn auch wohl der Abg. v. Schweitzer 
ſeinen Antrag vertheidigen und einerſeits ſich dabei der Unterſtützung 
der äußerſten Rechten erfreuen, jo wie andrerſeits Erklärungen ans 
derer ſogenannter „Social-Demokraten“ hervorrufen, welche mit 
ihm in dem Schmollwinkel des Saales ſitzen. — Die Kommiſſion 
zur Berathung des Militär-Geſetzes hat geſtern Abend ihre Be 
rathungen beendet. Das Geſetz wurde unter den von der Kom— 
miſſion beſchloſſenen Abänderungen mit allen gegen drei 
Stimmen (wie es heißt Duncker, v. Hennig und v. Hover— 
beck) angenommen. Die Kommiſſion zur Berathung über 
das Poſtgeſetz g dachte heute Abend ihre Arbeiten zu beſchließen. Es 
waren nur noch vier Paragraphen durchzußerathenz dag Geſetz über 
die Nationalität der Kauffahrteiſchiffe kommt Anfang der naͤchſten 
Woche zur Berathung. 


Lokales und Provinzielles. 
Poſen den 9. Oktober. 

— Es ſind in Berlin Nachrichten eingetroffen, nach welchen 
ein Individuum in mehreren Provinzialſtädten, z. B. Magdeburg, 
Braunſchweig zc. verſucht hat, amortiſirte polniſche Pfand— 
briefe zu verkaufen, reſp auf ſolche einen Vorſchuß zu erheben. 
Es dürfte deshalb gerathen ſein, wo eine genaue Kontrole der amor— 
tiſirten Nummern gedachter Pfandbriefe nicht ftattfinden kann, auf 
jedes Geſchäft in denſelben zu verzichten. 

— Schwurgericht. Sitzung von Montag den 7. Oktober e. Der 
Anklage, mit deren Verhandlung die diesmalige Seſſion eröffnet wurde, lag 
ein Vorfall zu Grunde, wie er bei uns leider noch ſehr oft vorkommt, und der 
nach allen betheiligten Seiten hin immer die traurigſten Folgen nach ſich zieht. 
Der Komornik Johann Michaſek aus Neudorf hieſigen Kreiſes war der vorſaätz⸗ 
lichen e , an eines Menſchen mit tödtlichem Erfolge angeklagt. — 
Sonntag am 3. Marz d. J kehrte der Angeklagte mit feiner Ehefrau Nachmit⸗ 
tags in etwas angetrunkenem Zuſtande aus Schwerſenz zurück. Unweit des 
Dominialhofes zu Neudorf begegneten fie dem herrſchaftlichen Kuhhirten Frie⸗ 
drich; letzterer that gegen die Ehefrau des Angeklagten eine Aeußerung, welche 
dieſe übel aufnahm Und in Folge der fi) bald ein mit verſchiedenen Schimpf. 
reden gewürzter Wortſtreit entſpann, an welchem ſich auch der Kutſcher 
Rolniczak und ein Knecht Kadecki betheilgten. Es blieb jedoch, wie ge⸗ 
wöhnlich in ſolchen Fällen, nicht bei bloßen Worten, ſondern man ging 
auch bald zu Thätlichkeiten über, die leider den traurigſten Ausgang nahmen. 
Friedrich war auf den auf der vorbeiführenden Chauſſee befindlichen Mi⸗ 
chalak losgegangen und hatte nunmehr ſpeziell dieſem gegenüber den mit 


Bez Ehefrau begangenen Wortſtreit fortgeſetzt; inzwiſchen aber war der Knecht. 


kolniczak in ein nahe gelegenes Einliegerhaus gelaufen und von dort mit einem 
Grabſcheit bewaffnet zurückgekehrt. Nun ſtellte er ſich mit dieſer Waffe auf 
Friedrichs Seite, dem Angeklagten gegenüber. Letzterer frug ihn ſofort verwun⸗ 
dert, ob er denn auf Todtſchlag ausgehe? und ergriff das Grabſcheit, um es ihm 
zu entwinden; während ſich nun beide um das Grabſcheit zerrten, entriß Friedrich 
dem Angeklagten deſſen Stock und ſchlug wiederholt damit auf Letzteren ein, ſo 
daß dieſer endlich das Grabſcheit loslaſſen und ſich vor den immer dichter auf 
ihn losfallenden Schlägen zurückziehen mußte. Er that dies bis zu einem am 
Rande der Chauſſee befindlichen Haufen noch ungeklopfter Steine, deren er 
nunmehr mehrere aufhob und nach ſeinen Angreifern, beſonders nach 8 
warf. Dieſer holte eben zu einem neuen Schlage gegen ihn aus, als der Sto 
ſeinen Händen entflog. Nunmehr ging der Angeklagte mit einem fauſtgroßen, 
etwas kantigen Steine auf Friedrich los und ſchlug damit dieſen dreimal ſo 
heftig auf den Kopf, daß derſelbe blutend fortgetragen werden mußte, und 
ſchon die Nacht darauf ſtarb. Die von den Gerichtsaͤrzten, Medieinalrath Dr. 
Gall und Kreiswundarzt Grunwald, alsbald vorgenommene Obduktion der 
Leiche ergab, daß Friedrich 3 Kopfwunden und einen bedeutenden Knochenriß 
des Schädels erlitten hatte und in Folge eines in das Gehirn getretenen bedeu⸗ 
tenden Blutextravaſats geftorben war. Soweit war es zweifellos, daß Fried⸗ 
rich in Folge der ihm von dem Angeklagten mit dem Steinen zugefügten Schläge 
feinen Tod gefunden hatte. Der Angeklagte gab die in der Anklage vorgetra- 
genen Thatſachen im heutigen Termin im Weſentlichen als richtig zu, behaup⸗ 
tete jedoch, daß er ſich dem Friedrich gegenüber im Zuſtande der Nothwehr be⸗ 
— 7 und daß dieſer bis zum letzten Augenblick ſeinen Stock in der Hand und 
hn damit unausgeſetzt geſchlagen hätte. Die Beweisaufnahme widerlegte je⸗ 
doch die Richtigkeit dieſer Behauptung und ergab vielmehr, daß der Angeklagte 
rade dann erſt auf Friedrich mit dem Steine eingeſchlagen, als dieſem der 
Sto bereits entfallen und er ſelbſt ſomit 8 geworden war. Die Ge⸗ 
ſchwornen ſprachen deshalb auch mit mehr als 7 Stimmen das Schuldig über 
den Angeklagten aus, indem fie die von der Vertheidigung beantragten Fragen 
nach deſſen Zurechnungsfähigkeit und ob er ſich im Zuſtande der Nothwehr be⸗ 
funden hätte, oder nur aus Schrecken, Furcht oder ade king über die Gren⸗ 
zen derſelben hinausgegangen ſei, verneinten, mildernde Umſtände jedoch für 
erwieſen erachteten. Der Gerichtshof verurtheilte den Angeklagten demnächſt 
zu dem geſetzlich niedrigſten Strafmaß von 6 Monaten Gefängniß. 

Die zweite heute zur Verhandlung gebrachte Anklage wider die unverehe⸗ 
lichte Marianna Agnes Krzeſinska aus 5 bot kein Intereſſe. Die Ange 
klagte bekannte ſich des ihr zur Laſt gelegten ſchweren Diebſtahls für ſchuldig 
und geſtand ein, im Februar d. den Anton Soltyſtak ſchen Eheleuten zu Glowno 
verſchiedene Betten und Kleidungsſtücke in Gemeinſchaft mit zwei anderen Frauen⸗ 
. (deren eine wegen dieſes ſelben Diebſtahls bereits im Juli d. J. von 

em K Schwurgericht verurtheilt worden war) mittelſt Einbruchs in ein 
bewohntes Gebäude und Eröffnung einer Stubenthür mittelſt eines falſchen 
Schlülſſels entwendet zu haben. Die Krzeſinska wurde, nachdem ihr die Ge⸗ 
ſchwornen mildernde Umftände zugebilligt hatten, zu ein Jahr Gefängniß und 
den Nebenſtrafen auf gleiche Dauer verurtheilt. 
J Pleſchen, 8. Oktober. [Brandftifter; Selbſt mord; 
Arbeiter; Bärenführer.] Geſtern Abend brannte auf der 
Kaliſcherſtraße ein Wohnhaus in kurzer Zeit total nieder. Das 


Feuer war in böswilliger Abſicht angelegt. Als Brandſtifter wurde 


ein dem Trunke ergebener Fleiſcher zur Haft gebracht, der in der 
Dunkelſtunde von einem Bewohner des niedergebrannten Hauſes 


zur Poſener Zeitung. 


. 
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zurückzukehren. Während des Winters haben fie lohnende Beſchäf⸗ 
tigung in der Zuckerfabrik zu Model bei Czechlin, hinter Kutno. 


Da auch die Holzſchläger bereits anfangen, oſtwärts zu ziehen, ſo 


wird ſich bei uns bald ein Mangel an Arbeitskräften fühlbar ma⸗ 
chen. Im letzten Kreisblatt ſucht ein Dominium bei Kaliſch in 
hieſiger Gegend Kartoffelhacker gegen ein Tagelohn von 7½ Sgr. 


und mit der Zuſicherung unentgeltlicher Verabreichung von Kartoffeln 


zum Eſſen. Kein Wunder, daß auch hier die Tagelöhne ſteigen 
und 01 ſchon nothwendig wird, Kartoffelhackern 6 Sgr. Tagelohn 
zu zahlen. 

Vorige Woche zogen mehrere Bärenführer durch unſere Gegend. 


Sie ſowohl, als auch die Bären waren echte Baſſermann'ſche Ge⸗ | 
ſtalten und verletzten durch ihre äußere Erſcheinung jedes edleie 


Gefühl. Eine ſolche Geſellſchaft wollte in einem Erlengebüſch an 
der Grenze zwiſchen Gutehoffnung und Ludwina Nachtlager our 
ſchlagen, hatte auch ſchon ein hell loderndes Feuer angezündet, a 


fie ganz unerwartet durch die energiſche Dazwiſchenkunft einer An⸗ 


zahl Hauländer gezwungen wurde, ihre Hütte wieder abzubrechen. 
Bei dieſer Gelegenheit wäre es beinahe zu Thätlichkeiten gekommen, 


weil einer der Fremdlinge drohete, die unliebſamen Störer ſeinen 


einſamen Nachtruhe mit Hilfe ſeines Freundes Petz von ſich fern 
zu halten. 5 


N. Schrimm, 8. Oktober. [Kaſerne; Landwehr⸗ 


Zeug haus.] Das hieſige Landwehr⸗ZJeughaus wird gegenwärtig 
zu einer Kaſerne für das hier garniſonirende 2. Bataillon des 37. 
Infanterie Regts. umgebaut und dort auch ein Offizier⸗Speiſeſaal, 


mehrere Offizierzimmer und eine Offizierbibliothek eingerichtet. Es 
werden daſelbſt 75 Gemeine untergebracht und von einem dort bes 


ſtändig wohnenden Offizier beauffichtigt werden, in der Stadt mit⸗ 


hin nur 425 Mann einquartirt bleiben. Das ganze Bataillon, 


mithin 500 Mann, erhält dort Verpflegung und wird daher nicht 


mehr darauf angewieſen ſein, ſich ſolche in der Stadt zu ſuchen, 


was beim Mangel geeigneter Reſtaurationen für ſie läſtig genung 


war. Das alte Gebäude reichte nicht aus und es mußte daher ein 
großer Theil an daſſelbe angebaut werden. — Wir haben hier ein al⸗ 
tes und ein neues Salzmagazin. Es wurde beabſichtigt, das erſtere 
zu einem neuen Landwehrzeughauſe einzurichten, doch erhoben ſich 
gewichtige Stimmen dagegen, und ſo iſt die Ausführung nun be⸗ 


anſtandet. Vorläufig find die Landwehr-Ausrüſtungs⸗ und Mon⸗ 
tirungsſtücke in den Räumen des unlängſt erbauten Gefängniß⸗ 


Gebäudes untergebracht. 


Citerariſches. 

Von Bort 's e ag Kalender für die 
Poſen iſt in der hieſigen J. J. Hein e'ſchen Buchhandlung jetzt der 
8. Jahrgang erſchienen. Der Inhalt, den wir zum Theil ſchon früher anga⸗ 
ben, iſt ein ſehr mannigfaltiger und umfaßt bei kompreſſem Druck 7 Bogen. 
Unter den Illuſtrationen ragt das wohlgetroffene Porträt des Grafen Bismarck 
hervor deſſen Reichstagsrede vom 18. März d. J. dem Kalender einverleibt iſt. 
Auch Prof. Haupts in dieſer Zeitung ſchon auszüglich mitgetheilte Biographie 
des Amos Comenius iſt durch des letzteren Porträt geſchmückt. Neben deer 
Biographie iſt die Gotth. Heinrichs von Schubert der bedeutendſte und um⸗ 
faſſendſte Beitrag dieſes Jahrganges 


Trewendt's Voltskalender für das Jahr 1868, — bereits 
der 24. Jahrgang, — zeichnet ſich wiederum durch einen reichen und gediegenen 
Inhalt aus. Die Auswahl der novelliſtiſchen Beiträge iſt namentlich aus dem 
Grunde als eine glückliche 'y bezeichnen, weil diefelben größten Theils humori⸗ 
ſtiſchen Inhalts ſind; die 0 
Guſtav Nierig, Karl von Holtei, Karl Ruß u A., bürgen für die Gediegen⸗ 
heit der Artikel. Des Letzkgenannten Fortſetzung aus dem vorjährigen Ka⸗ 
lender „Für die Haus- und Landwirthſchaft“ wird den freundlichen Leſerinnen 
beſtimmt willkommen ſein. Eine vollſtändige hiſtoriſche Ueberſicht, den Zeit⸗ 
raum vom J. Juni 1866 bis 1. Juli 1867 umfaſſend, bildet eine angenehme 
und gleichzeitig belehrende Zugabe. Die artiſtiſche a des Kalenders 
läßt außerdem nichts zu wünſchen übrig; acht ſaubere Stahlſtiche von bekann⸗ 
ten Meiſtern, ſowie eine große Anzahl in den Text eingedrudter Holzſchnitte 
ſchmücken denſelben. 


Vermiſchtes. 


Deſſau, 2. Oktober. Der herzogliche Kammerherr und 
perſönliche Adjutant des Erbprinzen, Hauptmann Freiherr 
Aug. v. Lon iſt vom Großherzoge von Sachſen Weimar an Din⸗ 
gelſtedts Stelle zum großherzogl. Hoftheater⸗Jatendanten in Weis 
mar ernannt worden und wird dieſe Stellung alsbald übernehmen. 
Frhr v. Loén iſt ſeit Jahren ein fleißiger Mitarbeiter an den Blät⸗ 
tern für literariſche Unterhaltung, fo wie an der „Wiſſenſchaftlichen 
Beilage“ zu der offiziellen „Leipziger Zeitung“, und hat ſowohl in 
dieſen, wie in andern Zeitſchriften, ſo früher im Cotta'ſchen Mor⸗ 
genblatte werthvolle Beiträge 25 Dramatik und Literatur geliefert. 

* [Auszug aus der Rewyorker Handelszeitun 
vom 19. September 1867.] Wenn trotz aller Varun 2 
Auswanderer ſich noch immer verleiten laſſen, über Liverpool nach 
Amerika zu reifen, jo verdienen fie kaum Mitleid für die ſchlechte 
Koſt und Behandlung, wegen welcher faſt alle Liverpool⸗Newyorker 
Emigrantenſchiffe berüchtigt ſind. Auch die Dampfer der Cunard⸗ 
Linie zählen nicht länger zu den Ausnahmen. Die per „Malta“ 
hier angekommenen deutſchen Zwiſchendecks-Paſſagiere klagen über 
unzureichende, zum Theil ungenießbare Speiſen, rohe Behandlung 
u. . w., eine gerechte Strafe für die Dummheit, die theurere und 
11 00 un Umſtänden beſchwerlichere Reiſe über Liverpool gewählt 
zu haben. 


* Stuttgart, 5. Oktober. Der hieſige Hof hat wieder einmal recht 
ausgiebig für den Kladderadatſch gearbeitet. Die „Schwäb. Volks⸗Ztg.“ ver⸗ 
Öffentlicht eine Abſchrift der neuen Hofetiqgette Ordnung, worin nur China ſich 
ſelbſt wieder erkennen würde in folgender Stelle der Ordnung der Etiquette des 
Hofes des Reiches der Mitte am Ne, ſen bach: 

„Den blauen Frack mit goldenen Knöpfen haben zu tragen der Ober ⸗ Stall ⸗ 
meiſter Sr. Maj. des 2 und Ihrer Maj. der Königin zc. Außerdem. 
behalten ſich Se. Mal der König vor, noch weiter Einem oder dem Anderen 
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Namen deren Verfaſſer aber, wie Friedrich Gerſtäcker, 
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Geeſellſchaft der ärmeren lebhaft an. 


als beſonderes Zeichen der Gnade die Erlaubniß zum Tragen des blauen Fracks 
durch Zuſendung der Chiffreknöͤpfe zu ertheilen. HAN: 0 
* Wien, im September. Ein tragiſches Schickſal traf eine in den Krei⸗ 
ſen der Theaterwelt Biens bekannte Schauſpielerin. Dieſelbe, die Tochter 
eines Hausmeiſters auf der Wieden, kam als Choriſtin an das Theater an der 
Wien, wo fie bald durch ihre wirklich blendende Schönheit auffiel und einen 
Kreis von Verehrern, unter welchen man auch einen fürſtlichen Namen nennt, 
verſammelte. Durch die Protektion einiger Habitues erhielt ſie einige kleine 
Rollen, welche ſie zur allgemeinen Zufriedenheit gab; eines Tages war ſie aber 
purlos verſchwunden. Spater brachte man in Erfahrung, fie ſei mit einem 
ungen Manne, der ſich für einen „adeligen Franzoſen“ ausgegeben hatte, nach 
aris gereift. Schon beneideten fie einige Kolleginnen, aber der adelige „Fran⸗ 
zoſe“ entpuppte ſich ſpater als einen abgefeimten Betrüger, der das Mädchen 
ſchändlichen Zwecken benutzen wollte. Sie entfloh, wurde aber von dem⸗ 
ſelben in Straßburg wieder eingeholt, und als fie ihm drohte ihn verhaften 
u laffen, warf er ihr ein bereit gehaltenes Fläſchchen mit Vitriolöl in das 
Serie, welches furchtbare Verheerungen anrichtete. Sie verlor das Augen⸗ 
licht und ihr Geſicht bildete nur eine Brandwunde. Die Unglückliche verlangte 
nach Wien gebracht zu werden; ihr Wunſch wurde erfüllt und ſie vom hieſigen 
Weſtbahnhofe in das allgemeine Krankenhaus gebracht, wo ſie nach vierzehn⸗ 
tägigem fürchterlichen Leiden am vorigen Sonnabend ſtarb. Der Mörder, ein 
geweſener Kommis bei dem bekannten Mirès, wurde verhaftet. 
* St. Petersburg. [Großes Elend.] Aus Finnland wird der 
„Petersb. Börſen⸗Ztg.“ geſchrieben: Das Elend und die dagegen zu ergreifen. 


den Mittel beſchäftigen ausſchließlich unſere Zeitungen und verdrängen jede 


andere Unterhaltung aus unſeren Geſellſchafts⸗Zimmern. Bis dahin konnten 
wir uns wenigſtens ſagen, daß noch Niemand vor Hunger geſtorben ſei; jetzt 
10 auch dieſer Troſt unmöglich geworden. Im Gouvernement Waſa, einſt 
einem der fruchtbarſten Diſtrikte Finnlands, find verſchiedene Perſonen Hungers 
geſtorben. Gegenwärtig wird auf den Mühlen ſtatt des Getreides Stroh und 
geirockneter Sauerampfer gemahlen. In den Wäldern und Mooren ſammelt 


man Torfmoos (Sphagnum), welches getrocknet zur Bereitung von Brod ver- | 
wendet wird. Glücklicher Weiſe nehmen ſich die wohlhabenden Klaſſen der 
Komites haben ſich gemeldet, um das 
Volk in der Bereitung von Brod aus Isländiſchem⸗ und Nennthier-Moos mit 


einer Beimiſchung vou Roggen zu unterrichten. Leider haben fie hierbei zu⸗ 
weilen mit der Dummheit des Volkes zu kämpfen. So wurden ein Arzt und 
ein Apotheker, die ſich eifrig mit der Bereitung eines ſolchen Brodes beſchäftigt 
hatten, vom Volke beſchuldigt, daß fie ſich verſchworen, die Cholera durch ver. 
giftetes Brod herbeizuziehen. 
[Ueber den Urſprung des Wortes Toaft] ſchreibt das „Athe⸗ 
näum“: „Urſprünglich war der „Toaſt“ materiell und hatte nichts mit Em⸗ 
ndung zu thun; er war das Stückchen braunen Zwiebacks, welches in jeder 
owle Punſch ſchwamm. Als in König Wilhelms oder Königin Anna's Tagen 
die modiſchen Nichtsthuer in Bath ſich im heißen Waſſer bewegten, ihre Cho⸗ 


Bad kam und glänzend wie Amphitrite ſelbſt ausſah, wenn fie im Meere ein- 
herſchwamm. Die feinen Herren ganz beſonders ehrten ſie in der derben Art 
und Weiſe jener Zeit; fie tauchten ihre Taſſen in das Waſſer fo nahe als mög- 


und ihrem Ruhm aus Unter den eifrigen Zuſchauern auf der Gallerie befand ſich 
ein junger Menſch im glänzendſten aller Geburtstagsanzüge, mit Schönheits⸗ 
pfläſterchen, Puder und Degen, und rief, dieſen ziehend, mik allen Blumen und 
Figuren der Redekunſt, die damals gang und gäbe waren, aus daß er ſich den 
Kuckuck aus der Flüſſigkeit mache, daß er aber entſchloſſen ſei, den Toaſt darin 
koſten zu wollen. Damit meinte er die Dame im Bade, welche der plumpe 
Stutzer in ſolcher Weiſe mit dem geröfteten Zwieback verglich, welcher damals 
zum Punſch gehörte. Da der Sprecher ausſah, als wollte er ſeine Rede zur 
That machen, ſo entſtand eine allgemeine Zerſtreuung der Waſſernymphen, mit 
obligatem Geſchrei und athemloſen Pauſen in der Flucht, ebenſowohl zur Ver⸗ 
folgung einladend als anſcheinend ſie fürchtend. Und dann war ein Rufen der 
Herren nach ihren Degen und ein wirres Gedränge um die bedrohte Schöne vor 
dem lauten Sprecher zu beſchützen, der unterdeſſen frech nach der Königs-Wiefe 


8 wo Niemand ihn aufhielt. Aber die Geſchichte verbreitete ſich in 
er Stadt, und von dem Tage an wurde das Wort Toaſt auf die Dame ange: | 


wandt, zu deren Ehre man trinken wollte, bis es nach und nach die Worte be⸗ 
zeichnete, in denen dieſe Ehre ausgedrückt wurde.“ 


Nachtrag. 
Wien, 7. Oktober. Einem der päpſtlichen Nuntiatur nahe⸗ 


der der Stelle, wo die entzückende Nymphe ſtand, und tranken es zu ihrer Ehre dene Hochzeit gefeiert hat. 


| ZOTEL DE BERLIN. Rittergutsbeſiger 


Bitte um Hilfe und Unterſtützung für das alte 

Ehepaar, welches im . Jahre am 15. Oktober ſeine gol⸗ 

s iſt dieſes der alte Schloſſermeiſter 

Jar oezewski. Die armen Leute leben noch, und find der Hilfe 

ſehr bedürftig. Ihre Wohnung iſt Waſſerſtraße Nr. 5. Die Frau 

feiert am 15. Oktober ihren 81. Geburtstag. 0 

Gott wolle ihr in dieſem hohen Alter menſchenfreundliche 

Hilfe ſenden. 


Angekommene Fremde 
vom 9. Oktober. 
BERWIG'S HOTEL DE ROME. Furſt Sulkowski aus Reifen, die Rittergus 
beſitzer Wandrey aus Meleſchewitz und v. Nathuſius aus Ludom, die 
Kaufleute Grave aus Iſerlohn, Meyer aus Magdeburg, Dodhorn aus 
Breslau und Leuchte aus Stettin, Paſtor Schwann nebſt Frau 
Wreſchen, Oberſtlieutenant v. Voß nebſt Familie aus Bromberg, 
brikant Heurich aus Münſter, Rentier Barth aus Ratibor. a 
. Müller nebſt Frau aus Zdychowier 
Gutsbeſitzer Heickerodt nebſt Frau aus Plawce, Fräul. Berger aus 
—Oſchatz, Muſikdirektor Israeli nebft Töchter aus Kopenhagen. 


HOTEL DE PARIS. Die Gutspächter Chodacki aus Grabianowo und DW 


ſtehenden Diplomaten verdankt ein Korreſpondent der „Brels. Ztg.“ 


die folgenden Mittheilungen: „Die geſtern und heute aus Rom ein⸗ 


gelaufenen Nachrichten lauten ſehr ernſt. Rom ſelbſt war geſtern Mor⸗ 


gen noch ruhig; aber außerordentliche militäriſche Vorkehrungen 


beweiſen, daß die Regierung einen Ausbruch befürchtet. 


blößt werden, was dem Ausbreiten der Bewegung im Lande zu 
ſtatten kommt. In zuverſichtlicher Weiſe wird die Behauptung 


wiederholt, daß Menotti Garibaldi ſich im Römiſchen befinde. 


Die Legion von Antibes hält nirgends Stand; die Zuaven haben 
ſchon ſtarke Verluſte erlitten.“ 

Wien, 8. Oktober. Unter ungeheurem Zudrange des Publi⸗ 

kums nahm der Gemeinderath einſtimmig die Proteſtadreſſe an. 


Das „Tageblatt“ meldet: Nach der Sitzung konferirte der 


Um die 
Hauptſtadt zu decken, mußten die Provinzen ſehr von Truppen ent⸗ 


Kultusminiſter Hye mit dem Vicebürgermeiſter und den Obmän⸗ 


nern der Schulſektion des Gemeinderaths und verſprach Konzeſſio⸗ 


jecki aus Popowo, Oberförſter Scholz aus Kruſzewo. 

STERN’S HOTEL DE LEURO PE. Rittergutsbeſitzer Graf Kwilecki aus Kr 
belnik, die Kaufleute Tank und Dierbach aus Leipzig, Hanus aus Ist 
lohn und Heinrichs aus Remſcheidt. 

TILSNER'S HOTEL WARNI. Rentier Siegfried aus Berlin, Gutsbeſi 
v. Malecki aus Schroda, Partikulier Kluczynski aus Bromberg, 
Kaufleute Nathan aus Breslau, Bord aus Stettin. Munk aus P 
dam, Ebermann aus Königsberg, Stockert aus Thorn, Krüger aus 
Schneidemühl und Kitler aus Poln.⸗Wartenberg, Fabrikant Grieſett 
aus Neuſtadt a. W. 2 

VEHNIG'S HOTEL DE FRANCE. Propſt Tronkowski aus Oberzyeko, Ritter 
gutsbeſ. v. Szezanjecki aus Boguſzyn, Kommiſſar v. Urbanowsk 
Niechanowo, Kaufmann Schwarz aus Thorn, Major Withuhn 
Familie aus Schweidnitz. 

urLius HOTEL DE DRESDE. Lieutenant und Rittergutsbefiger v. Treskon 
aus Wierzonka, die Rittergutsbeſitzer v. Treskow aus Umultowo, Win 
del aus Stocin, Frau Lange aus Gr.⸗Rybno, Frau Heinze aus Sten 
miany und Schwanke aus Karſzewo, die Kaufleute Marcot aus 
ſeille, Grau aus Brüſſel, Heſſenbruch aus Remſcheid, Schotte, Campe 
und Eltze aus Berlin, Reimann aus Neuſalz und Kühlich aus Magde 


er 
ie 


nebſt 


Die im Kreiſe Inowraclaw bei der Stadt 
Strzelno, an der Poſen⸗Thorner Staatschauſſee 
belegene, 2¾ Meilen von der Kreisſtadt Ino⸗ 
wraclaw, 8½ Meilen von Bromberg, 8 Meilen 
von Thorn und 13 Meilen von Poſen entfernte 


3. Mlyny, enthaltend an 
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4. Naskrentny, enthaltend an 


1 und Bauſtellen 571 Mrg. 54 (R. 
1 


1 
utungg 
egen 


2 119 
ee 
is « 15 9 31 * 
zuſamnien 700 Mg. NN. 
und 5. Blawatty, enthaltend an 


Zur Uebernahme der Pachtungen iſt perfön- 
liche Qualifikation und ein disponibles, vor der 
Zulaſſung zum Gebot dem Kommiſſarius nach- 
zuweiſendes Vermögen erforderlich: 
für die Geſammtpachtung von . . 55,000 Thlr., 
f den Pachtſchlüſſel Strzelno von 40,000 


Arnswalde und Doelitz nach Stettin und 
von den Stationen Woldenberg, Auguſt⸗ 


Königliche Direktion 
der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 


Nothwendiger Verkauf. 
Königliches Kreisgericht zu Gneſen, 


den 28. Auguſt 1867. 8 
Das der Wittwe Zajgezkowska gehörige, 


dationsverfahren eröffnet worden. Es werden 
daher die ſaͤmmtlichen Erbſchaftsgläubiger und 
Legatare aufgefordert, ihre Anſprüche an den 
Nachlaß, dieſelben mögen bereits rechtshängig 
ſein oder nicht, bis 95 16. November e. 
einſchließlich bei uns ſchriftlich oder zu Protokoll 


gen in der Registratur einzuſehenden Tape ſoll 


ha⸗ 
ben ihren Anſpruch bei dem unterzeichneten Ge. 
richt anzumelden. 2 
Der dem Aufenthalte nach unbekannte Gläu⸗ 
biger, Knecht Mathias Kaczmarek aus 
Linowiec, wird hierzu öffentlich vorgeladen. 
Trzemeſzno, den 18. Juli 1867, 
Königliches Kreisgericht. 
I. Abtheilung. 


in der Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſoll 


am 3. April 1868 
Vormittags 11 uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
Gläubiger, welche wegen einer aus dem Hy⸗ 


Freitag, den 11. Oktober werde ich 
von früh 9 Uhr ab im Auktionslokale, Ma⸗ 


Pianino öffentlich meiſtbietend gegen gleich 
baare Zahlung verſteigern 
* Are 
Königl. Auktions⸗Kommiſſarius. 


Aunktion. 


Am 17. d. Mts., Vormittags 11 Uhr, ſollen 
vor dem Wohnhauſe Nentomysl Nr. 72. ver: 


Bir 
ktolade von ſchwimmenden Korkbrettern einnahmrn oder auf unſichtbaren Seſ⸗ 2 5 ec f a | burg. 
feln figend die Gazette laſen, Wurden fie durch die Erſcheinung einer Rymphe nen in der Pädagogiumsfrage binnen acht Tagen. | SCHWARZER ADLER Frau Slubicka nebſt Familie aus Pobiedzisk, Ritter“ 
entzückt und in Staunen geſetzt, welche in einem höchſt koketten Anzuge in das (Telegr. Dep. der Bresl. Ztg) gutsbeſitzer v. Zakrzewski aus Cichowo, Gutsbeſitzer Müller a. Ruſzkow. 
2 m . . .. 2 — , — Le 
2 Inferale und Pörſen⸗Nachricht 
8 Bromberg, den 4. Oktober 1867. für die Geſammtpachtung auf . . 13,500 Thlr.]. Ueber den Nachlaß des am 3. Juli 1866 hier⸗Iter Nr. 24. belegene Grundſtück, gerichtlich ab- 
8 En B E t für den Pachtſchlüſſel Strzelno auf 9,100 » ſſelbſt verſtorbenen Hauptmanns Peter Paul geſchätzt auf 10,148 Thlr. 11 Sgr. 8 Pf. zufolge Nach einer naturgemäßen, leicht 
ir ekann machung. für den Pachtſchlüſſel Miyny auf 4,400 v. Polczynsti ift das erbſchäftliche Liqui⸗ der, nebſt Oppothekenſchein und Bedingungen,] faßlichen Methode bringe ich Kinder in 


ſpäteſtens einem Vierteljahre zum flie⸗ 
ßenden Leſen in deutſcher und polniſcher 
Sprache. 

Zu dieſem Privat Unterricht nehme ich 
jetzt bei Beginn des Vierteljahrs wieder 
Kinder auf. 


A. Heinze, 


königliche Domaine Strzelno wird zu Jo : Dr r ſichtlichen J 
Rz . J n 9 9 2 othekenbuche nicht erſichtlichen Realforderung 5 
g 68 f. den Pachtſchlüſſel Mlyny von 22,000 = anzumelden. Wer feine Anmeldung ſchriftlich otheken Lehrer der Mittelſchule, 
* Welter 18 Jahre pff ap lend Se, Neungen web Wacjibedingungen konnen in einreicht, hat zugleich eine Abſchrift derſelben n e ee 8 ge ar Auen Markt ir 10, 
det werden . unferer Domainen⸗Regiſtratur eingeſehen, die fund ihrer Anlagen beizufügen. Gericht ne ei dem Subhaftations- * 
ä hung der Kopfallen dür Roftvorfaub abferif. ihre Borberungen nicht nnerpalb Der befimm-| Das in der Stadt Säherfenz sub Nr. IA. Mi Meals 
82 - > e fi s * . . n x 
85 Donnerjtag den 14. Bob. d. J. lich mitgetheilt werden. — Friſt 2 werden falt ihren er a ee Air 8 aus uſikaliſches 95 
2 ormittags 11 uhr „ey: R en an den Nachlaß dergeftalt ausgeſchloſſen freier Hand und unter ſoliden Zahlungsbedingun⸗] Als anerkannt tüchtiger ierſtim“ 
5 im Sitzungsſaale des hieſigen Regierungs » Ge- Königliche Regierung. werden, daß fie ſich wegen ihrer Befriedigung gen verkauft werden, wozu Termin am 22. Ok⸗ Mer empfiehlt 5 * doch 1 1 
beaudes vor dem Domainen : Departementsrath.] Abtheilung für direkte Steuern, nur an Dasjenige halten konnen was nach voll tober 1867, Vormittags 11 Uhr, an p ger N 
Perrn Regierungsrath Fiſcher, anberaumt, zu Domänen und Forſten ftändiger Berichtigung aller rechtzeitig angemel.] Ort und Stelle anfteht. Nähere Auskunft er-[tem Poſens und der Umgegend beftens. a 
& welchem qualificirte Pachtbewerber hierdurch . 8 : deten Forderungen von der Nachlaßmaſſe, mitjtheilt Reſtaurateur Herr König in Poſen, Eich⸗ A. Queva aus Berlin. — 
1 eingeladen werden. N Schuln pr chrich t — Ausſchluß ae ſeit dme ze Erblaſſers waldſtraße Nr. 1. Sm . — — 5 Mäühlenſtr. Nr. 21. auf d. Hofe links,! 
1 Die Domaine beſteht aus den Vorwerken: + gezogenen Nutzungen, übrig bleibt. . Naehe. 4 
I. Strzelno, enthaltend an Die Prüfung zur Aufnahme in die hiefige[_ Die Abfaffung des Prakluſtons Erkenntniſſes] Das 4 Meilen von Poſen, im Schrodaer Tanz⸗Unterricht. 
Sal und Bauſtellen 24 Mrg. 110 TR. höhere Knabenſchule, welche in zwei Klaj- findet nach Verhandlung der Sache in der _ Kreiſe, dicht an der Chauſſe belegene, aus circa] Den ſehr 1 1 e eige ich me 
N ärten leinſchließl. 5,96 \ ſen für die Tertia der Gymnafien reſp Real. auf den 25. Novbr. 1867 800 Morgen beſtehende Sorftgrundftüd, Gir.-in Pofen Markt Rr 40, Etage j erfolgte 
— Holzungen) . 20 54 „ fſchulen vorbereitet, findet Donnerſtag den 17. Vormittags 11 uhr IJatowo genannt, worunter 150 Morgen, als] kunft hiermit ganz ergebenft an. 
Ader. s . 162 .d. M. von J Uhr früh an im Schullokale ſtatt.ſin unſerm Seffionsfaale anberaumten öffent'] Wieſen ſiche anend ſich befinden, foll in Parzellen A. Eichſtedt, Tanz u. Balletlehre 
Wieſen 360 70 An demſelben Tage beginnt auch das neue 81 zu ſolidem Preiſe verkauft werden. Kaufluſtigef dee r. en einige Benden 
Waſſerſtücken 3 173 Schuljahr für die Anftalt lichen Sitzung ſtatt.  _ wollen ſich bei dem Unterzeichneten melden, der. Fiſcheret Nr. 2. finden einige Pen ſio 
g m Poſen, den 16. September 1867. * a 9 ar unter fol. Bed. freundl. Aufn. bei Frau ran! 
Wege, Gräben, Ded- = Wongrowiee, den 7. Oktober 1867. K Poſ 1 0 Kreis icht nähere Auskunft zu erteilen gern bereit iſt. . Bed freundt. Aufn. bei Frau Gram 
land :e. 22 Der Ma giſtrat. Königliches Kreisgericht. PM. eg, Einem hochgeehrten Publikum von 
5 zufammen 1087 Meg. N Ather ti. ee 6 „ daufmann in Margonin. Wreſchen und Umgegend die ergeben 
2 2. Gay, enthaltend an K- ͤ——... FE T Fi Haſt⸗ i i \ eine 
ra Bekanntmachung Behannimachun Eine Gaſt oder Schank⸗ Anzeige, daß ich am genannten Orte f 
der. . 585 170 - : . N. irtüſchaft ase, Stadt o0.Brov. Pele Buchdruckerei, Leihbibliothel 
. Wieſen 5 x 176 5 10.7, Vom 15. d. Mts. ab werden nach Vereinba⸗ Das dem Rittergutsbeſitzer Witold v. Za⸗ Wil je] wird zu pachten geſucht. Of: 5 ’ * ) 5 
lung 30 54 rung mit dem Direktorium der Berlin⸗Stettiner]krzewsti gehörige Rittergut Linowiec und|ferten werden unter Adreſſe . n. Ken, Galauterie— Tapiſſerie⸗ un 
ege, Oedland, Eiſenbahn-Geſellſchaft von den Stationen Po⸗ das dazu gehörige Vorwerk Mleeze, beſtehend Breslau, Stockgaſſe 17, frei erbeten. ee 
%%% . // ge, Muftion. |. „popier- Handlung 
N con 767 Diva, alt $ u e 8,222 4 10 Pf. 7 . . r 7 5 1 
i zufanmen 787 Neg. ITT N. Pre, Woldenberg, ung b Isufolge der nebſt Hypothekenſchein und Bedingun- n eröffnet habe. Indem ich das Verſpag 


chen reellſter Bedienung gebe, bitte 


ger. 1 = SRH: 2 OR. walde, S e * am 12. März 1868. bag 20 0 De „ um geneigten Zuſpruch. chen. 
. 92 . 130 1 u ien Vormittags 12 uhr age 26, el, als Sopha ege 1 in? - 
Wife 11% „ joa; fund III. MWagentlaffe zu ermäßigten Preiſenſ an ordentlicher Gerictsttlle fubyarfet werden.] Tiſche, Stühle, Chiffoniere, Schränke, ä — 
n ̃ͤ il... . 
5 : Ki Et 7 othekenbuche nicht erſichtlichen Realforderunglräthe ſowie um 12 r ein Nußbaum⸗ \ 7 £ 
aer Breslau, den 7. Oktober 1867. aus den Kaufgeldeen Denn kn Hu |Eylinder-Buvenwund in faftneuesBorif s Speditions⸗, Kommijlie! 


und Incaſſo⸗Geſchäft 
Moritz Eichborn & 60. 


Ban 6 Mrg 130 OR. zu Polstawies sub Nr. 12a. belegene Grund. 1 1 ER a een er. e 
Aer 801 2 11 5 lg e pip Spe en und Bein. Nolhwendiger i Ver kauf. meiftbietend Aren werte ustennagen] Seit dem 1. dieſes Monats wohl 
Bafferhüden N . *r . gungen, in der Regiftratur einzufehendenTage ſoll Königliches Rreiögeriiht zu Gneſen, 1 8 — e reg bet ich Wilhelmsplatz Nr. 7 
e . 5 * 973 » en 26. 2 7. Fr⸗W.⸗Gymnaſtums findet ſich gute Aufnahmeſei 
Wegen u. Oedland 0. 150 am 27. März 1868 Das dem Stanislaus Belakowicz ge- unter ſehr beſcheidenen Ansprachen. Näheres zu eine Treppe. 
Vormittags 11½ Uhr hörige, im Dorfe Königlich Szezytnik un- erfragen in der Expedition dieſer Zeitung. Simon Orenstein. 


zufammen 858 Meg. N. 

Die Ausbietung zur Verpachtung geſchie at 

ternativ, im Ganzen und in den beiden Pacht, 
ſchlüſſeln Strzelno und Miyny. 

Der Pachtſchlüſſel Strzelno beſteht aus den 

Vorwerken Strzelno, Naskrentny, Blawatty und 

Say mit Ausſchluß des füdweſtlichen Thells die. 


an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden 
Alle unbekannten Realprätendenten werden 
aufgeboten, ſich bei Vermeidung der Präkluſion 
ſpäteſtens in dieſem Termine zu melden. 
Die dem Aufenthalt nach unbekannten Real⸗ 
ee: 


Einem hohen Adel und geehrten Publikum mache ich hiermit die ergebene Anzeige, daß ich am heutige 


Tage Wilhelmsplatz Nr. 10., vis-A-vis dem Stadt-Theater, unter der Firma 


R. Neugebauer 


bene e an das Beet | 3) Neger Reden und Meteor De 
Aer. 30 Mrg. 128 OR.] 3) With r ati eine Konditorei etablirt und reellſte und prompteſte Bedienung mir zu Grunde gelegt habe. 
Safe 1 25 ; 75 E 4) Einwohner Michael Auefytowski, Indem ich um gütigen Zuſpruch ergebenſt bitte, empfehle ich mich 
f r = reſp. deren Rechtsnachfolger werden hierzu öf⸗ Poſen 5 den 6. Oktober 1867. hochachtungsvoll 


Wegen, Oedland ıc. 122 
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fentlich vorgeladen. 
Gläubiger, welche wegen einer aus dem Hy- 


Der Pachtſchlüſſel Mlyny beſteht aus dem pothekenbuche nicht erſſchtlichen Realforderung 
Vorwerk Mlyny und dem vorſtehend befchriebe- | Befriedigung aus den Kaufgeldern ſuchen, ha: 
nen ſüdweſtlichen Theile des Vorwerks Gay. ben ihren Anſpruch bei dem Subhaſtalions⸗ 
5 Das geringſte Pachtgeld iſt feſtgeſetzt: Gericht anzumelden. 


ne Rudolph Neugebauer. 
NB. Herr Hoflieferant Joh. Hoff, Neue Wilhelmsſtraße Nr. 1. zu Berlin, hat mir eine Niederlage 
ſeiner Malzpräparate übergeben und empfehle ſelbige gleichzeitig angelegentlichſt. 


770 Dc... 2 re de 3 = ER BITTEN ey 
a 7 
2 ST RRTEONT NET RAR N j 
a Preuß. Lotterie⸗Comptoir 
Der Bockverkauf Allerneueite, 1 5 e 14 


in einer Ziehung beendete Lot⸗ 
terie, die in Frankfurt, alſo auch im 
ganzen Königreiche geſtattet iſt, be⸗ 


ginnt am 14. d. Mts. und 
endet mit dem 31. d. Mts. 


Es werden nur Gewinne gezogen und 


Original , ½, °/,, Auth. Ya, , J, Vom 

verk. und verſ. am billigſten est n 
Landsbergerſt. 47., Berlin. 

Königl. preußiſche Lotterie. 
Haupt⸗ und ach. chung mit Ge⸗ 
winnen v. Thlen. 150,000, 100,000, 
kommen hierin folgende Gewinne zur Ent: 30,000, 40,000 ꝛc., beginnt am 19, 
ſcheidung: Ortober. 
höchſter event. 100,000 Thlr., ] Antheile zu derſelben offeriren 
mal 60,000 Thlr., Imal 40,000 8 Y 
Thlr., Iimal 20,000 Thlr., [mal 
10,000 Thlr., imal 3000 Thlr., 
imal 6000 Thlr., imal 5000 
Thlr., Imal 4000 Thlr., Imal & 
2 3000 Thlr., Zmal 2000 Thlr., 
Amal 1500 Thlr., 90mal 1000 
Thlr., 110 mal 400 Thlr., 115mal 
200 Thlr., 220mal 100 Thlr., 


Bank- u. Wechſelgeſchäft, Langenmarkt 7. 
98830 mal 47 Thlr. Pr. C. oder 
der Einſatz. 


Dieſe Verlooſung hat den Vortheil, daß Damen, 


5 ſämmtliche hier aufgeführte Gewinne f welche zu ihrer Ausbildung, ihrem Vergnügen, 


5 mit dieſer einen Ziehung oder zur Konſultation der Aerzte ſich kürzere 


oder längere Zeit in Berlin aufhalten wollen, 
entſchieden werden, alſo keine Er⸗ - 


finden freundliche Aufnahme, gute Wohnung 

und Koſt zu mäßigen Preiſen bei einer Dame 
neuerung der Looſe ſtattſindet. n 
Hierzu habe ich Originalloſe (keine ſtraße Nr. 29. N Marien⸗ 
Promeſſen) / a 40 Thlr. ½ à 20 Thlr., I]“ — ne — 
„ a 10 Thlr., ½ à 5 Thlr., noch vor J., Eine kl. Wohnung für 40 Thlr. jahrlich if 
räthig. Neueſtraße 3. zu vermiethen. 
Man wolle der großen Betheiligung Wi 


in der Negretti⸗Stammſchäferei zu Smielowo bei Zerfow, Kreis 


Wreſchen beginnt am 
10. Oktober. IR 
— Dom. Smielowo. 


* 
——— — 

Don; 00 magere Hammel werden von dem] Mein Geſchäft von Krämerſtr. Nr. 1. 
inium Betſche zu kaufen geſucht. habe ich nach Markt Nr. 47., I Treppe hoch, 
verlegt. 


Auch ſind bei mir eine Partie Glanz⸗ 
decken und Läufer ſehr billig. 


Wolff Aron. 


Markt Nr. 47. 1 Treppe. 


Echt ruſſiſche Zamowary 


aus Tula 
erhielt in allen Größen und empfiehlt 


HI. Klug, 
Friedrichsſtr. 33. 


Die günſtigen Reſultete, welche durch 
die Anwendung des 
geruchloſen Medieinal⸗ 


Leberthrauns 


von 
Karl Baſehin in Berlin, 

Spandauerſtr. 20. erzielt worden ſind, 
und die ärztlichen Anerkennun⸗ 
gen, welche dieſem vorzüglichen Fabrikate 
zur Seite ſtehen, geben Veranlaſſung zur 
ferneren Empfehlung dieſes reinen Natur» 
Produktes. Dieſer Leberthran hat einen 
angenehmen, ſüßlichen Geſchmack, und wird 
von Kindern gern genommen. Zu bezie⸗ 


7 : == 5 hen aus den bekannten Niederlagen oder 
St. Martin 78. (Wilhelmsſtr. J.) im Keller dirert von sed FEN Ber- 


Itteht eine neue Drehrolle zu gef. Benutzung. lin, Spandauerſtr. 29. 


Bekanntmachung. — rer 
Wir veröffentliehen hiermit, dass Herr Cm Pieper in Dres- eues Fabrikat. 


- Bl 
192, Thlr. 9% Thlr. 4½% Thlr. 
3 32 8 6 
2 Thlr 25 Sgr. Thlr 12 Sgr. 6 Pf. 
Alles auf gedruckten Antheilſchelnen 


Meyer & Gelhoro, Danzig, 


wünſcht 100 Stück Zucht⸗ 
ſchaafe zu kaufen. 


deer und de nen und 
ittwaaren bel S. WW. Scherek 
Verſir. Nr. T. eine Treppe. 


en nicht mehr in unseren Diensten ist, dass er in keinerlei Beziehung U Im) 1 = 
Tee in de eee kahle Beziebüne) L eee, geben dun S W 
Unserer Firma steht und nicht im Stande ist, unsere Fabrikate zu verkau- wegen gefl. Aufträge, die gegen Baar⸗ Sand tra E im Hofe links, Par- 
f rer Firma steht un b 0 t € vet f die g ö 5 
= — Zugleich bitten wir unsere werthen Kunden, sämmtliche Aufträge] + ; fendung oder Poſtvorſguß Near und terre, eine fein möbl. Wohnung ſehr billig zu 
1 verſchwiegen ausgeführt werden, raſche⸗ vermiethen. (Für Militärs ſehr geeignet.) 


uns dem Herrn n Löslicher Form 


u N Humbert, Neue Schweidnitzerstr. 9. Breslau, für Säuglinge, schwächlicbe Kinder und Re- 


üb übergeben, da wir nur für unser durch ihn verkauftes Fabrikat Garantie|convalescenten, zugleich Ersatz für Mutter-] 
ernehmen. milch und statt Arrowroot, Milch- oder Giess- 


3 er Unterzeichnetem einſenden. Ein en = 755 — - 
eder Betheiligter erhält ſofort nach Bj Ein junger Mann, Sekundaner, findet bei 
Schluß die amtliche Gewinnliſte gratis mir als Apotheter⸗Lehrling ein Unter⸗ 
zugeſandt und werden die Gewinne bei kommen. Während der 3 Lehrjahre wird dem⸗ 
allen Bankhäuſern ausgezahlt. ſelben eine Beihülfe von 100 Thlr. bewilligt. 


> Marshall Sons & Uo., Lima -Gainsborough. er re im vacuum dargestell- 5 J. Dammann, 5 . 


ten Extractes giebt, in warmer Milch gelöst, 5 


Ein Sohn rechtlicher Eltern, der die Kondi⸗ 


8 Bede wa tec Fernen e ee eee, ee e eee e 
naſſer Kartoffel 2 Stärke, 1) Es ist ein stets gleichmä ssiges Fa- In allerjüngfter Zeit habe allein im Kö⸗ : Ein katholiſcher Hauslehrer (auch polniſch 
gelben und weißen Senf, brikat. Die Bereitung der Suppe ist damit A nigreich Preußen circa „ Million Thaler ſprechend) ſucht unter vorth. Beding. eine Stelle. 
blauen und weißen Mohn nicht a een Hand der Köchin. ausbezahlt. Malewski, Glowno bei Pofen. 

’ (Wer sich je mit Darstellung der Suppe in]|% u — | Nr a — 


W e eee ‚Dom. Chwalkowo bei Kröben ſucht zu 
Lotteriel. , Yu, /8 tlr., ½ Atlr. ½ 2tlr., Neujahr eine ältere Wirthſchafterin. Offer⸗ 
% tl. vrk u v. L. G. Ozanski. Berlin Janowitzbr.“ ten bittet man franco einzuſenden. 
elle eee IISSSOTSGEIIOGAO) 
a 8 > N 5 > 25 

3) In Erwägung seines Gehalts an]& | . © 
ya ienderstite as ‚cola Haasenstein& Vogler] Zeitungs- Inserate & 


ist es ein ebenso billiges Kinder-Nah-|? Annoncen⸗Expedition. 


vn * der Küche befasste, kann am ehesten diesen 
Kümmel und Erbſen eminenten Vortheil ermessen.) 


Gustav Pretzel in Groß⸗ Glogau. el eee ene 
Malzspelzen, vor deren Anwesenheit in 
gri der Suppe Liebig mit l!echt dringend warnt. 


lauft 


Ds tot dea, maske Dr. Koch Kräuterbonbons 8 
yerühren ſich r wie durch zwölfjährige Erfahrung feftgeftellt ng /Z > 
ya 


ee 


} u 8 werden prompt vermittelt ES 
vom geeigneten | > 3 4er ken e ge 0 Has barg, unter Berechnung nach den Originalpreiſen = 
fa Pfianzenſafte bei Huften, Heiſerkeit, Rauheit im Halſe Ver den, ohne dass seine Güte darunter gr. Johannisſtraße 14. : in die 8 SS 

. nd ümung xc., indem fie in allen dieſen Fällen, lindernd, reizſtillend 00 N leidet. 2 Berlin, Leipzig, Zeitungen aller Länder. (0) 

N nebebeſonders wohlthuend einwirken und werden in länglichen, mit DNN Gegenüber diesen ausserordentlichen Vor- Ö) Gertraudtenſtraße 7. Markt, Thomasg. 1. Zeitungsverzeichniſſe gratis und franko. 


theilen vor den im Handel hundertfach an- Selegbkätter über jede Inſertion, 


FU) = f Frankfurt a. M., dattvortheif, r : N 

Liebig’ e Fran Nabattvortheile, ganz nach den bei den (o 

. — — Wan N 8 gr. Gallusſtraße 13. 5 Zeitungen felbft geltenden Ufancen. 

1 l l SL fen: 9 einer Empfehlung meines Präparats. Inter- Ber 7 54 — ee 2 3 ftehen auf Wunſch vor⸗ 2 

Mug ie ſen: „Breite, Frauſtadt: Aug. C 1 1 Basen: 2. Feldmann, |esSenten verweise ich auf die gegen Franco- en a Brenn. her zu Dienften. ai 
sel, Inowrackaw: H. Senator, Kempen: Gottſch. Fränkel, Koſten: W. Feldmann, Bestellung von mir frauco versendeten Pro- 8 — 2 


Gichtwatte, Yifehlnaxes Mittel gegen 


. + Gliederreißen aller Art, em⸗ 
pfiehlt & Pack 5 und 8 Sgr. 
V. Giertsat in Poſen, Markt 46. 


A. 0 : A. E. Stock, Liſſa: J. L. Haufen, Tobſens: L. P. Elkiſch, Margonin: Apoth. 
Ah ges: L. A. Alen . Löbel Cohn, Pleſchen: Th. Muſielewicz, 

} Kewic: „F. Frank, Rogafen: Jonas Alexander, Hamotſchin: G. E. Stenzel, Samter: 
„Krüger, Schmiegel: Wolf Cohn, Schrimm: Emil Siewerth, Schroda: Fiſchel Baum, 
5 ubin: C. L. Albrecht, Irzemeſzno: G. Olawski, Wittkowo: R. A. Langiewicz Woll. 
und r. C Iſakiewicz Nachfolger, Wongrowiec: J. E. Ziemer, Wreſchen: Conſt. Winzewski 
für Wronkee bei L. Krüger. 


specte. 
Der Preis eines für Säuglinge, 12 bis 13 
Tagesdosen enthaltenden Flacons beträgt 
12 Sgr. Generalniederlagen werden gegeben 
und Referenzen erbeten von 
Dresden. J. Paui Liebe, 
Apotheker u. techn, Chemiker. 


Warnung vor Freunden. 
u Die ersten Ros- ee nr ge: 
2 igt ſein, di 28. v. Mts. geſtohl 
N marin- u. Maschansger b e mente ib : 
= ihre Namen der Oeff · 1 ergeben. 

a sowie pe Ma- Schorsch. | Circus S. Blumenfeld. 
aga-Trauben - Rosinen, 

Marok. Datteln u. franz. 


Catharinen-Pflaumen «-.\% 


D onnerſlag, NT M. 1 5 große außerordentliche Vorſtellung der 
pfing 


Schleſiſcher Fenchelhonig⸗Extrakt von L. W. Egers, 
— das wirkſamſte Hausmittel bei Hals- und Bruſtleiden, Husten, Heiſerkeit, Verſchlei⸗ 


U ung, Kitzel und Beſchwerden im Halfe, Bräune, Krampf⸗ und Keuchhuſten ıc. hinläng⸗ 
ich bekannk, bei Kinderkrankheiten ſo zu ſagen eingebürgert als 


Hausarzt jeder beſorgten Mutter, 


Die nicht minder für an Hämorrhoiden und Verſtopfung Leidende zum Zwecke einer leich⸗ 
Abr Leibesöffnung fo ſehr bewährt, wird eben feiner erprobten Güte und weltverbreiteten 
Ubſaßes wegen vielfach nachgepfuſcht. Man achte deshalb genau darauf, daß jede Flaſche 
eis echten Schleſiſchen Fenchelgonig-CExtrakts Siegel, Etiquette nebſt Bacfimile, ſowie die 
ingebrannte Firma feines Erfinders und alleinigen Verfertigers L. W. Exgers 
W reslau trage und gekauft wird nur bei Asnudde Uf in Poſen, 
« Nerftrage 8/9, Samuel Pulvermacher in Gueſen, 8. C. Schu- 
Bert in Liffa, Moritz Hasse in Schmiegel, 2.3. Salinger in Czar - 
kau, Emil Sievertn in Schrimm. 


Grünberger Weintrauben, 


heren Reitkunſt, Pferdedreſſur, Gymnaſtik, 
Abends 8 Uhr, Pantomimik und Ballet⸗ Tänze. 
findet im Odeum die General- CFP 
erſammlung ſtatt, zu welcher 
ie activen und inactiven Mit Volksgarten-Saal. 
lieder eingeladen werden. Mittwoch den 9. Oktober 


Der Vorſtand des allgemeinen 
Männergeſangvereins. SRNCHRT. 


7 f u ne Pe ee (11, Ser.) 
DER A. Cichowicz. Stadt⸗Thealer. — 


Berliner Weißbier, rege Et Volksgarten-Saal. 


Weiberfeind Morgen Donnerſtag 

N Brutto-Pfund 3 Sgr. Außerdem empfehlen Backobſt: Birnen geſch. 6 u. 7, Aepfel 5, abgelagert und, weinttar, empfiehlt x = Dek, ae 2 — BR: 0 7 
b. 7% Pflaumen , geſch. 7, entkernt 7, Kirſchen 5 Sgr. Muß: Pflaumen 3Y,| x 8 1 ener Rabatt 5 = a ©. W 

Knete 5, Kiri . Engel. Früchte aller Gattungen 15, außer Ananas 30, Pflaumen, |__NP_Biederverfäufern angemeſſener Rabatt. Hierauf: g ee 

25 ütten 12 Sgr. Säfte: Himbeer, Kirſch, Johannisbeer 9 Sgr. pro Pfund. Wallnüſſe Vom 15. Oktober ab wird das Pfund Die El eſtifterin Gesellschafts 8 Carte 

f Sgr. pro Sch. Daueräpfel 3 Thlr. pro Scheffel. Für Geldfendungen auf Poftanwei-] Obrowoer Butter mit 11 Sgr verkauft. ö ) | T ei U. 

ung ohne Beſtellbrief erfolgen Trauben, Jeden Dienſtag und Freitag friſche Klenkaer] Schwank in 2 Akten nach dem Franzoöſiſchen Heute und die folgenden Tage Konzert von 

Gebrüder Neum G j b i Sch [ef Tafelbutter, im Milchkeller, gr. Gerberſtraße von A. Winter. der Sangergeſellſchaft des Herrn Mofer aus 
ds der Meumann 3 rum era u S ö el. 7. neben Kaufmann Leitgeber. Zum Schluß: Breslau. E. Fehrle. 


heeriei 5 = Tag friſch gekochtes ne 0 5 4 Einem geehrten Publikum em e 
ese EI danbuger Rauchen Fiſche! 1733 Thaler 22% Sgr. e fe e 
Le me n. er Bümburger Raucflef n Gefang in 1 Mt, Mac dem Gran aurrua vi  Socfen, um geneigten 

2 * 4 


r eh e n r 9 Rauscher, nerſtag Abend, ſo wie auch Sonnabend zoſiſchen von E. e A. Hartmann, Reſtaurateur. 
0 in Eisners Apotheke. Breslauerſtr. 40. — gr. Ritter ſtr. 12. Abend bei Mi. Briske Ute. 4 Gr, Ritterſtraße Nr. 14. 


Körlen-Telegramme. | | Produßlen⸗Pörſe. 


Berlin, 8. Oltbr. Wind: WRW. Barometer: 27%, Thermome⸗ 
ter: Früh 55 . Witterung: Schön und berbſtlich g 


Dem Verkehr in Roggen iſt erſt durch herabgeſetzte Preiſe einiger 
Schwung verliehen worden Kun 25 fete fanden nur ſehr 
u 2 vereinzelt Gehör, bei Mangel an Käufern kam es dann bald zu ſchnellem Rück⸗ 
zum Schluß der Zeitung iſt das Berliner und Stettiner Boͤrſen⸗Telegramm ſchlag, bis die gewichenen Kurſe fpäter einige Beachtung erlangten und neuer 
nicht eingetroffen. Feſtigkeit, auch einer mäßigen Beſſerung die Wege ebneten. Effektive Waare 
blieb heute ganz rn 0 f und war schwer zu placiren. Gekündigt 1000 

t. 


n 7 Ctr. Kündigungspreis 764 
Pörſe zu Pofen Weizen hat Rückſchritte gemacht, was auffallend genug ift, da die aus⸗ 
. am 9. Oktober 1867. wärtigen Berichte dieſem Artikel am günftigften lauten. Gekündigt 4000 Etr. 
Des hohen judiſchen Feſtes wegen kein Geſchaft. Kündigungspreis 923 Rt. 


1 


Hafer loko und Termine überwiegend angeboten und matt. Gekündigt 
3000 Ctr. Kündigungspreis 301 Rt. 
Rüboöl beſſerte ſich im Werthe ein wenig bei mäßigem Handel. Anerbie- 
tungen waren knapp. Gekündigt 200 Ctr. Kündigungspreis 114 Rt. 
Spiritus in fefter Haltung, Preiſe find gegen geftern nicht weſentlich 
verändert. Gekündigt 100,000 . er 233 Rt. 


Weizen loko pr. 2100 Pfd. 92-107 Rt. nach Qualität, gelb. ungar. 
96 Rt. bz., gelber mähr. 98 Rt. bz., pr. 2000 Pfd. per dieſen Monat 933 a 92 
a 91 4 92 Rt. bz., Oktbr.⸗Novbr. 93 a 91 a 2 bz., RNopbr.⸗Dezbr. 91 u 90% 
a 914 bz., April⸗Mai 91g a 90 a 915 N 

Roggen loko pr. 2000 Pfd. 75 —76 Rt. 55 per dieſen Monat 77 a 
75) a 764 Rt. by, Oktbr.⸗Novbr. 75 a 73} a 74 bj. u. Gd., 4 Br., Novbr.- 
Dezbr. 724 a 71 a 72} a 72 bz., April-Mai 7] a 694 a 70} a 70 bz. 

Gerſte loko pr. 1750 Pfd. 47—55 Rt. nach Qualität, 52 a 4 Rt bz. 

Hafer loko pr. 1200 Pfd. 30—33 Rt. nach Qualität, 303 a 32) Rt. 
bz., per dieſen Monat 31} a 31 Rt. bz. u. Br., Oktbr.⸗Novbr. 30 Br, $ 
Gd, Novpbr.⸗Dezbr. 30 Br., April⸗Mai 32} a 31} a 32 bz. 

Erb ſen pr. 2250 Pfd. Kochwaare 70-80 Rt. nach Qualität, Futter 
waare 70—80 Rt. nach Qualität. 

Raps pr. 1800 Pfd. 83— 90 Rt. 

Rübfen, Winter“, 81—87 Rt. 

Rüböl loko pr. 100 Pfd. ohne Faß 113 Rt., per dieſen Monat 113 Rt. 
9 ; rs . Ber 8 0 3 ame IB 2 4 EM Dept,» Sant 113 bz, 

an.» Bebr. 3., Jebr.⸗März 12 Br., April: Mai 12 a ½ bz. 

Leinöl loto 14 Rt. ’ * - 

Spiritus pr. 8000 % loko ohne Faß ve € 4 Rt. bz., mit leihweiſ. 
Geb. 24 Rt. bz per dieſen Monat 235 a FR 4 Rt. bz. u. Br, 234 Gd., 
Oktbr.⸗Novbr. WW} a 3 a 4 bz. u. Br., 3 Gd., Novbr.Dezbr. 203 u 4 9 
bz. u. Gd., 2 Br., Dezbr.⸗Jan. 20%/,, bz., April⸗Mai 214 a 205 a 214 bz. 


Mehl. Weizenmehl Nr. 0. 64 — 6 Rt., Nr. 0. u. 1. 66 gt., 
Ro BR Nr. J. 5454 Rt., Nr. 0. u. I. 51 — 5 Rt. bz. pr. Ctr. un 
verſteuert. 


Berichtigung. Der geſtrige eee für Roggen iſt mit 
einer falſchen Preisangabe verſehen; diejelbe muß lauten: 713 5 5 25 bz. 
(B. H. 3. 


Stettin, 8. Oktbr. [Amtlicher Bericht.] Wetter: Veränderlich, 
7 R. Barometer: 27.5. Wind: SW. 

Weizen Anfangs höher bezahlt, Schluß matt, p. 2125 Pfd. loko gelber 
92—100 Rt., feiner 103 105 Rt., p. 83/85pfd. gelber pr. Oktbr. 105 Rt. 
bz., 104 Br. Oktbr.⸗Novbr. 99 Br., Frühſahr 100, 99— 983 bz. u. Br. 

Roggen niedriger, p. 2000 Pfd. loko 75 — 78 Rt., pr. Oktbr. 77, 76$ 
8 Br., Oktbr.⸗Novbr. 754 bz, 75 Br., Frühjahr 71,714, , 71, 
bz. 
Gerſte feſt und höher, p. 1750 . Oderbr. 52—54 Rt., ſchleſ. 53— 
54 Rt., mähr. 54 56 Rt. 5 m 
i 68 p. 1300 Pfd. loko 33—34 Rt, p. 47/50 pfd. pr. Frühjahr 36 
t. Br. 


r 
Rüböl fefter und höher, loko 1117 Rt. Br., pr. Oktbr. 114 Rt. bz., 
Oktbr.⸗Novbr. 11% Br., Nobbr.⸗Dezbr. 118 Br., Dezbr.⸗Jan. 11% bz., 
April⸗Mai 11 Br, 3 Gd. 
Spiritus Anfangs feſt, Schluß niedriger, loko ohne Faß 235 — Rt. 
bz.) pr. Oktbr. 224,3, 5 Rt. bz, Oktbr.⸗Novbr. 20½ bz., $ Br., Früh · 
jahr 20% Br. u. Gd. 
Angemeldet: 10,000 Quart Spiritus. 
e eee Weizen 104 Rt., Roggen 763 Rt., Rüböl 
1 N t. 1 N b Wwobr 74, l. % 6 
etroleum loko 7%, t. bz., pr. Novbr. 73, J, % Rt. bz., pr. 
Dezbr. 75 Rt. bz. s 
Thran, 5 Robben⸗ 134 Rt. p. Ctr. bz., brauner Berger 
Leber- 273 Rt. p. To. bz. 
ch weine ez amerikaniſches 58 Sgr. Ir. bz. 
Macisblüthen 24 Sgr. bz. x 
Hering, ſchott. Crown und uubrand 113, 3, $ Rt. tr. nach Qualität bz, 
Ihlen 94 Rt. tr. bz. (Oſtſ.⸗Stg.) 


Breslau, 8. Oktbr. rodukten markt.] Wind: 24 Wetter: 
Regnigt, früh 8° Wärme. Barometer: 27 35". . Am heutigen Markte 
waren die Zufuhren beſchränkter, demungeachtet war die Kaufluſt für Getreide 
ruhiger und fanden die zeitherigen Forderungen verminderte Beachtung. 
Weizen fand nur beſchränkte Frage, wir notiren p. 84 Pfd. weißer 105 


Fah 118 Sgr., gelber 105--111—115 Sgr., feinfter 2-3 Sgr. über Notiz 
ezahlt. 
= S gen bei matter Stimmung, p. 84 Pfd. 87-89 Sgr., feinſter 
— 
Bere beachtet, wir notiren p. 74 Pfd. 58—62—65 Sgr., feinfte über 
Notiz bezahlt. 
2 & afer behielt fefte Stimmung, p. 50 Pfd. 3336 Sgr., feinſte Sorten 


37 Sgr. 
Huülſenfrüchte. Kocherbſen ohne Umſatz, 70—74 Sgr., Futter ⸗ 
erbſen a 6568 Sgr. p. 90 Pfd. 

Wicken ohne Angebot, p. 90 Pfd. 51—57 Sgr. 

Bohnen ſchwach beachtet, p. 90 Pfd. 88 — 96 Sgr., feinſte über Notiz. 

Lupinen ohne Frage. 

Buchweizen offerirt, p. 70 Pfd. 58—61 Sgr. 

Delfaaten Lei ruhigem Geſchäftsverkehr, Winterraps p. 150 Pfd. 
185196 207 Sgr., Winterrübſen 176—186—192 Sgr., Sommer 
rübſen 170--180—182 Sgr., Leindotter 150-160 —170 Sgr., feinfte 
Sorten über Notiz bezahlt. 

Schlaglein blieb angeboten, wir notiren p. 150 Pfd. Brutto 6—64— 
63 Rt., feine Sorten über Notiz bezahlt. 

Kall amen beachtet, p. 60 Pfd. Brutto a 53—56 Sgr. 

apskuchen begehrt, wir notiren a 5355 Sgr. p. Ctr. 
Leinkuchen 80—85 Sgr. p. Ctr. 
Kleefaat ſtilles Gefchäft, roth 135—144—15}, weiß 141618 


Rt. p. Ctr. 

Kartoffeln 34-38 Sgr. p. Sack a 150 Pfd. Brutto, 14—2 Sgr. 
p. Metze. 

Breslau, 8. Oktbr. [Amtlicher Produkten-⸗Borſenbericht.] 
Roggen (p. 2000 Pfd.) niedriger, gef. 3000 Ctr., pr. Oktbr. 71703 bz, 
Oktbr.⸗Novbr. 69146768569 bz. u. Br., Novbr.» Dezbr. 67—664 bz. 
u. Gd., Dezbr.⸗Jan. 66 Br., April⸗Mai 65 Br. 

Weizen pr. Oktober 93 Br. 

Gerſte pr. Oktober 54 Br. 

Nabe pr. Oktober 49 Br. 

aps pr. Oktober 954 Br. 

Rüböl behauptet, get. 600 Ctr. loto 114 Br., pr. Oktbr. und Oktbr.⸗ 

Novbr. 10 bz., II Br., Novbr.⸗Dezbr. 114 Br., Dezbr.⸗ Jan. 11} Br., 


c r _ . 


Weizen 124. 128pfd. hol. (81 Pfd. 6 Lth bis 83 Pfd. 21 th. cn 
wi 94100 Thlr., 1 kit 1 84 855 14 Lth. bis 85 Pfd. 13 
Zollgewicht) 102—106 Thlr. Beinfte Qualität 2 Thlr. über Notiz. Bols a 

Roggen 118 122pfd. holl. (77 Pfd. 18 2th. bis 80 Pfd. 16 Lih- 
wicht) 73 —76 Thlr., ſchwerere Qualität 1—2 Thlr. über Notiz. j 

Nüdfen, Erbſen, Gerſte und Hafer ohne Umſatz. 

Spiritus 23} Thlr. p. 8000 / Tr. Dromb. ig) 

Vieh. 

Berlin, 7. Oktober. An Schlachtvieh waren auf hieſigem V 

zum Verkauf angetrieben ns Ns 
1168 Stuck Hornvieh. Der Markt war mit der Waare hinrei Sor 

trieben, mit den feineren Qualitäten weniger, jedoch mit den geringeren 

ten mehr; für die Rheinprovinz wurden Ankäufe asc e at pam 

fand kein Verſand ftatt, und wurde der Markt von der Waare 95 uns 

Qualität erreichte den Preis von 18 Rt. und darüber, 2. 16—1 

9—11 Rt. pro 100 Pfund Fleiſchgewicht. 
3383 Stück Schweine. Vie Zufuhr überſtieg das Bedürfniß und 

lief das Verkaufsgeſchäft ſchleppend, da im Allgemeinen nur ein w 

Konſum in dieſer Viehgattung ſtattfindet; feinfte 2b 100 5 Waare 


jepmarf 


ne 
14 1 18 Rt. und Landſchweine mit 15 —16 Rt. pro 100 Pfd. Slelſageng 
ezahlt. 
4069 Stück Schaf vieh. Gute fette Hammel waren gefragt, Si 
waare ſchwer und ordinäre Waare unverkäuflich; 50 Pfd. Fleiſchgewicht 
waare limitirten ſich mit 8 Rt. und darüber. 30 
(B. 9-9 


576 Stück Kälber fanden angemeſſene Preiſe. 
Telegraphiſche Börfenberichte. 8 
Köln, 8. Oktbr., Nachmittags 1 Uhr. Regenwetter. Weihen 15. 
loko 10, 75, pr. November 9, 15, pr. März 9, 16. Roggen feſt, Isle, 
10, pr. November 7, 29, pr. März 2 29 Rüubdi feft, ale 1 45 i 
tober 195, pr. Mai 13%. Lein loto 13. Spiritus Io Tee 
amburg, 8. Oktbr., Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. Getre 45 


markt. Weizen loko ruhig, auf Termine flau, 2) Thlr. niedriger. 
Oktbr 5400 Pfd. netto 180 Bankothaler Br. 179 Gb. pr Oktbr. 


Jan.⸗Febr. 11J Br., April⸗Mai 114 Br., 5 Gd. 
Spiritus feſter, loko 21 Gd., 217 Br., pr. Oktbr. 214 —3 bz u. 
Br., Oktbr.⸗Novbr. 191 bz. u. Gd., Novbr.⸗Dezbr. 19— 194 bz, April⸗Mai 


1941 bz. 
Zint unverändert. Die Börſen⸗Kommiſſion. 
Preiſe der Cerealien. 


(Beftfegungen der polizeilichen Kommiſſion.) 
Breslau, den 8. Oktober 1867. 


178 Br. u. Gd. Roggen loko unbeachtet. Pr. Oktbr. 5000 . Baih 
1334 Br. u Gd., pr. Oktbr.⸗Novbr. 1314 Or . Gd. Hafer FR. er 
ritus ftille, unverändert. Rüböl behauptet, loko 24, pr. Oktober 27 fl. 
Mai 25}. Kaffee verkauft 1500 Sack Santos loko zu 5 2 Cf. Zink fes 
aber geſchäftslos. 

Paris, 8. Oktbr., Nachmittags. Rüböl pr. Oktbr. 99, 50; 10 
Novbr.» Dezbr. 99, 50, pr. Januar - April 99, 50. Meg pr. übe 88% % 
pr. Novbr.⸗Dezbr. 87, 75. Spiritus pr. Oktbr. 67, 00. en’ 

Antwerpen, 8. Oktbr., Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. Pei 


feine mittel ord. Waare. N 
Weizen, weißer 115118 112 106-110 Sgr. _, | leum- Markt. (Schlußbericht.) Behauptet. Raffin., Type weiß 
do. gelber 112-115 110 104-107 % 583 a 59, pr. Oktbr. 583, pr. Novbr.⸗Dezbr. 60 Fres. 
erſte '..* —6 — 8 . 
deln , d 92 Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 186%; 
rbſen . Ar — er a Barometer 195° * 
Notirungen der von ** Sa en 3 . zur Beftftellung Datum. Stunde. äber der Oſtfer. Therm. Wind. — 
der Marktpreiſe von ap un en. 8. Oktbr. Nachm. 2 27. 5% 00 802 WIA trübe Cu-st, 
en ene a = 10T Sgr. 125 Sgr. . — 27. 5% 28 I 49 Sed 0.1 fein 9 J 
. . — 5 . . * un 418 “ 1777 6 90 
Sommerrübſen 0 160 . Morg. 6 27° 5% 42 +39 OSd 0-1 trübe. St., 
Derr 08. ae 150 * 140 » 


Waſſerſtand der Warthe. 


Poſen, am 8. Oktober 1867 Vormittags 8 Uhr 1 Fuß 4 Boll. 
— 9. . . . ..00r 10 220,8 


(Bresl. Hdls.⸗Bl.) 

Magdeburg, 8. Oktbr. Weizen 90 — 97 Rt., Roggen 74 —78 
Rt., Gerſte 50—58 Rt., Hafer 23-30 Rt. 

Kartoffelſpiritus. Lokowaare faft un verkäuflich, Termine nicht be- 
achtet. Loko ohne Faß 233—4 Rt., pr. Oktbr. 23 — 224 Rt., pr. Novbr. 21 
Rt., pr. Dezbr. 203 Rt. pr. 8000 pCt. mit Uebernahme der Gebinde a 1} Rt. 
pr. 100 Quart. 

Rübenſpiritus. Lokowaare gefragt, Termine behauptet. Loko 21 
Rt. Er pr. Oktbr. 204 Rt., pr. Novbr, und Dezbr. 194 Rt. pr. Rovbr. Mai 
183 Rt. (Magdb. Ztg.) 

Bromberg, 8. Oktbr. Wind: SW. Witterung: Trübe. Morgens 
4 Wärme. Mittags 7° Wärme. . 


fenbahnen 


| Ausländische Fonds. Beipaiger Kreditbl. 184 8 (Berl. Stet. II. Em. 35 G Starg.-Pof 11. Em. 4 — — 5 744 B35 
Ali bö Oeſtr. Meialliques ) | 444 8 Luxemburger Bau | 80 8 de. IV. S. v. Stgar 4 954 © ne — Wehen eee 
NOS U. AKLIENBOTIE d., Sattel Arb 52 9 Magdeb. Privatbt. 14 | 89} © Seel Sw. — — Thüringer BIS en 7 
do. 250 fl. Präm Ob. 4 58 B Meininger Kreditbk. 4 | 895 bz Cöln-Erefeld 5 5 II. Ser. 44 — — | 
Berlin, den 8. Oktober 1867. do. 100fl Kred. Lone — 67 63 oldau. Land. BEA 15 ® Cöln-⸗Miuden 4 36 0g HI. Ser 4 — — Gold, Silber und Papier 5 
do. 5 8 654-4 bz Norddeutſche do. 4 1155 © do. II. Em. 5 1013 0 IV. Ser. 4 — — Frledrichsd or — 113 1 
Prenfiifche Fonds. do. Pr.⸗Sch. v. 1864 — 39] bz eſtr. Kredit. do. 5 70-70 7-1 bz do. 485 B — Gt SET Gold- Kronen = 9 8 
TTT e Pomm. Ritter- do. 4 8385 B do. III. Em 4 83 © Eiſenbahn⸗ Aktien Louisd'or Fe 1113 t 
8 l 4 974 © taltenifche Anleihe 5 | 465 dz u G Poſener rov. Bank 4 99 5 do. 44 924 bz DR 3 Sovereigns t 
Staats- Anl. 185905 1024 bz 5. Stieglitz Anl. 5 59 bz Preuß. Bank-⸗Anth. 43149 bz do. IV. Em. 4 83 bz 31 303 bz Rapoleonsd'or = 
do. 54, 55, 57144 97 bz 6. do. 5 | 744 bz Schleſ. Bankverein 4 1137 B do. V. Em. 4 | 822 oz Bold pr. Z. Pfd. 1 
do. 564 97 bz 2. Engliſche Anl. 5 85 © Thüring. Bank 4 | 644 © Coſ. e r Amſterd. Rotterd. Dollars * 
do. 1859, 1864 4] 97 b: N uff. El Ant | 504 B ereinsbnt. Hamb. 4 1141 B do. III. Em. 4 — — Berg, Märt. Lt A. |! Silber pr. 3. Pfd. f. — 3 
do. 50, 52 conv. 4 898 bz EA do. v. J. 18625 | 86 bz Weimar. Bank. 4 82 etw bz do. IV. Em. 4 85 bz Berlin⸗Anhalt K. Sidi. Raff 91 t 
do. 18534 | 39% bj do. 18645 — — rb. Oppoth.-Berſ. 4 te Magdeb. Halberſt. 24 — — Berlin- Hamburg emde Noten |— = 
do. 18624 89 8 do. engl. 5 86 G do. do. fic. 431005 bz Magdeb. Wittenb. 3 | 664 G do. (einl. in Leipz.) — U 
Präm. St. Anl. 1865/34 11 dopr.-Aul. 1864 5 100 bz do. do. (Henke) kl — — Mo ar 881 8 Deftr. Banknoten — 
85 07 un 35 8 9 3 Pein. Schah f gr 631 bz G Penkelſche Cred. B. 4 — — BE ua, el. nn 88 oln. Bankbillets — ; 
r 2 L0D]e — 3 627 8 F 0. u 
Kur. e 34 79 vz 8 a Fl. 5 +. Prioritäts- Obligationen. do. conv. 4 83 oz Uiſche do. i 
Berl. Stadt⸗Obl. 5 101 8 3) Pfobr. n. l. SR. 4 574 bz rar ae do. conv. III. Ser./4 | 844 G Induſtrie⸗ Aktien 9 
do. do. 41 97 Part. O. 500 Fl. 4 91 8 achen⸗Duͤſſeldorf 4 814 G do. IV. Ser. 41 — — rleg. Gef. Ront. Gas- A. 5 0 
d bo. 3 79 Amerik. Anleihe 6 | 75-}-4 b do. Em. 4 — — Niederſchl. Zweigb.5 100 f G Bell = u 
Ber! Börſenh.-Obl. 5 101 © Neue Bad. 35fl. Looſe— 29 5 do. Air 914 B ordb., Fried. Wilh. 4 — — 5 0 
Kur- u. Ya 3 864 2 Deſſauerpräm. An 30 — — . 44/69 G Oberſchleſ. Litt. A [4 — — 1 
Märkiſche 4 863 br Fübecker Präm. Anl. 34 47 etw bz do. II. Em. 5 73 8 do. Litt. B. 31 7748 8 . 
Oftpreußiſche 33 761 G _— ů—ů —  [Bergifh Märkifhe —.— do. Litt. 0.4 85 G al. 5 
do. 1 : 12 15 Bank und Kredit» Aktien und 541.8 37 Ke 5 8 do * 25 u — — — — I 
ommerſche 2. . . do. itt. E. albe 4 184 erw b 5 
a ee e ee ee ee | 
oſenſche — — rl. Kaſſenverein 0 Ser. 5 eſtr. Franzöſ. St. tz, n 41— — 5 10 T. 2J 142 
995 3 — — erl. — 107 etw dz V. Ser. 45 914 bz ſtr.ſüdl. Staatsb. 3 210 bz agg. Lubwigeh. N ze 2M. lee h v 
& do. neue 4853 bz Braunſchwg. Bank⸗ 4 90 G do. Düſſeld. Elberf.4 — — Wilh. I. Ser. 50 — — Mecklenburger 2 8 T. 2 1 17 
Schleſiſche 31 — — Bremer do. 4116 B II. Em. 44 — — D en Münfter-Hammer 4 2 
do, Litt. A. 4 — — Coburger Kredit⸗do. 4 | 76 B S. (ODm.⸗Soeſt 4 82 G 9. III Ser. 5 — — Niederſchleſ. Märk. 
Weftpreußſſche 330 754 8 anzig. Priv.⸗Bk. 4 11104 G do. II. Ser 4 914 © Rheiniſche Pr. Obl. 4 — — Niederſchl. Zweigb. 4 824 B 0 
do. 4825 dr armſtädter Kred. 4 785 B Berlin-Anhalt 4190 8 do. v. Stantgarant.\3} — — Nordb., Frd. ni \ 
do. neue 4 821 B do. Zettel- Bank 4 95 G do. 44 957 G do. Prior. Obl. 913 bz u B [Oberſchl. Lt. A. u. O. U 
do. do. 44 904 G Deflauer Kredit-B.0 | 27 8 do. Litt. B./A | 954 8 do 1852/44 914 bz u B do. Lit. B. 1 N 
Kur-u Neumärk 4 91 bz Defiauer Landesbkt. 4 — — Berlin-Hamburg 4 90 G do. v. Staat garant 44 — — 4 ö 
(Pommerſche 4 91 bz Disk. Komm. Anth. 4 103g bz do. II. Em. 4 90 G Rhein⸗Nahe v. St g. 44 934 B 5 00 y 
= oſenſche 4 | 894 b. Genfer Kreditbank 4 | 24} bi G Berl. Potsd. Mg. A. 4 86 G do. II. Em 934 B ppeln⸗Tarnowitz o. do. x 1 
beute 48093 bz Geraer Bank 4 102 8 do. Litt. B. 4 86 B Ruhrort-Crefeld — Rheiniſche Petersb. 100 R. 3 W. 0 
E Rhein.⸗Weſtf. 4 93 G Gothaer Privat do. 4 927 B do. Litt C. 4 85g bz do. II. Ser. 4 — — do. Stamm-Pr. 4 — — do. do. 3 M. 7 0 
E Sächſiſche 14 91 br zn che do. 476 © Berlin⸗Stettin 4 — — do. III. Ser. a4] — — Bun Beben 4 | 26} bz N 
Schleſiſche 190 f & önigsb. Privatbk. 4 112 G do. II. Em. 484 b. do II. Em. a4 — Nubrort⸗Erefeld 3] — — Warſchan 90 gk. S K. 8 833 b 
Die Haltung der Börfe, welche ſchon geſtern am Schluß feſt war, gewann heute noch weiter an Feſtigkeit, da die Wiener Kurſe gleichfalls beſſer gemeldet wurden. Die Kaufluſt war daher reger zu höheren Preiſen. Sehr gun 8 


wirkte dann die Pariſer Depeſche von dem von Rouher entworfenen Programm, g f 
Eiſenbahnen waren nicht ſo animirt, da die Verkäufer mehr Zurückhaltung zeigten, obwohl die Käufer gern weſentlich höhere Preiſe anlegen wollten. 
Von Eiſenbahnen find Oberſchleſiſche, Köln⸗Mindener, Rheiniſche, Bergiſch⸗Märkiſche und Nordbahn als in gutem Verkehr zu nennen. 8 


Rumäniſche Anleihe 59 bez. 


Galtzier (Karl Ludw.) Sag a g a f gem. Oeſtr.⸗ franz. Staatsbahn 126 a } gem. 


Aproz. Schag-Obligationen große 631 dez. u. G. Amerikaner 75 a f a gem. 
Breslau, 8. 5 
Oderberger Eiſenbahn - Aktien, welche 2 pCt. theurer bezahlt worden find, 
und etwas höher. 
Schluß kurſe. 
Kredit⸗Bankaktien 691-5 bz u B. 


Reichenb.⸗Pardub. Prior. —. 
do. Lit. F. 931 B 93} G. do. Lit. G 92 


bahn . Reilfe-Brieger — 

Ober. ufer⸗Bahn 714 B. Koſel-Oderberg 69.4.4 bau B. Amerikaner 75 bz u B. Ital. Anleihe 455 bz u G. 
— —— — — 

3 7 


ktober. Die Börſe war ſehr feſt und das Geſchäft ziemlich lebhaft. Hauptumſatz in Koſel⸗ 
Oeſtreichiſche 


Oeſtr. Looſe 1860 65 B. do. 1864 —. Bayriſche N —. Schleſiſche Bank 113 G. Oeſtr. 
Oberſchl. 


3. Breslau. Schweidnit⸗ Freiburger 131 B. Friedrich⸗Wilhelm-⸗Nord -] Altona-Kiel — 
Oberſchleſiſche Lit. A. & C. 102 B. do. Lit. ee 8 


Verantwortlicher Redakteur; Dr, jur, M. M. Jochmus in Poſen. — Druck und Verlag von W. De der & Comp. in Pofen. 


das Geſchäft wurde lebhafter bei weiterer Steigerung. Namentlich waren Galizier, Franzoſen, Lombarden, Italiener, Amerikaner und öftr, Kreditaktien ſehr bel . 
Preußiſche Fonds waren belebter und feſt; auch Wechſel waren belebt und mehr begeh * 


Ruſſiſch -Polniſce 


eftr. ſüdl. Staatsbahn Lomb. 96 a 97} gem. Oeſtr. Kredit 70 a Pag gem. Oeſtreich. Looſe von 1860 65} a gem. 


Telegraphiſche Korreſpondenz für Fonds⸗Kurſe. 
amburg, 8. Oktober, Nachmitt. 2 Uhr 30 Minuten. Lebhaft und angenehm. Oeſtreich.⸗franz. Staats‘ 


bahn ee en = 9 3 Lunlelhe 524. Deftr 
ußkurfe. Hamburger Staats-Präm.-Anl. 86. National-Anleihe 925. eich. Kredi 69}. 005 
do. do. 85 G.] 1860er Looſe 65. Mexikaner —. Vereinsbank 110}. Nordd. Bank 10 Rheiniſche Bahn e 5 
N Finnländiſche Anleihe —. 1864er ruff. Prämien-Anleihe 95. 1866er ruſſ. Prämien- Anleihe * 
Rechte] 6% Verein. St.⸗Anl. per 1882 673. Diskonto 2 %. 5 
London lang 13 Mk. 74 Sb. bg. London kurz 13 Mt. 81 Sh. bz. Amſterdam 35, 50 bs. Wien 94 
+: — 


se 


apiere waren heute beliebter 


tior. » Oblig. 781 B. 
Opveln-Tarnomwig. — 
Paris 187 bz. Petersburg 285 bz. 


— — 


